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Zusammenfassung 

Ziel dieser Studie ist es, ein tiefergehendes Verständnis für die Bedarfe und Heraus-

forderungen im Bereich der Extremismusprävention und Demokratieförderung zu 

gewinnen. Hierzu wurden 15 internationale und nationale Datensätze im Längs- und 

Querschnitt analysiert und europäische Vergleiche, Subgruppenanalysen, Trend- 

und Zusammenhangsanalysen durchgeführt. Die Ergebnisse bieten wichtige Er-

kenntnisse und Impulse für zukünftige politische Entscheidungen und praxisnahe 

Maßnahmen. 

Grundsätzlich zeigen die Auswertungen, dass gerade hinsichtlich autoritärer Ein-

stellungen, Verschwörungsgläubigkeit und Gewalt deutliche Alarmsignale gegeben 

werden müssen. Dennoch kann auch festgehalten werden, dass die Ausgangslage in 

Deutschland für Demokratieförderung bei allen Herausforderungen, vorsichtig for-

muliert, nicht als „ungünstig“ zu bezeichnen ist. Dies liegt insbesondere an den 

niedrigeren Werten demokratiefeindlicher Einstellungen bei jungen Menschen. 

Kapitel 2 behandelt die Befunde bezüglich Überzeugungen und Einschätzungen zu 

demokratischen Strukturen, Prozessen sowie Beteiligungsformen mit dem Ziel einer 

ersten Standortbestimmung bei der Identifizierung von Ansatzpunkten für die Nut-

zung der Potenziale junger Menschen für die Demokratieförderung. 

Das politische Interesse junger Menschen ist zwar insgesamt etwas niedriger als das 

der älteren, dennoch ist es nicht rückläufig und im internationalen Vergleich relativ 

hoch. Die Befunde zeigen starke Unterschiede nach Bildungsniveau und Ge-

schlecht, wobei junge Männer und Menschen mit höherem Bildungsniveau politik-

interessierter sind. 

Die politische Selbstwirksamkeitserwartung ist ein wichtiger Faktor für die politi-

sche Partizipation. Deutschland verzeichnet im europäischen Vergleich eine hohe 

politische Selbstwirksamkeitserwartung bei jungen Menschen. Was jedoch auch 

sichtbar wird, ist der Einfluss von sozioökonomischen Faktoren. Armut verunsi-

chert und hemmt Engagement. Politisches Interesse und politische Selbstwirksam-

keit sind Schlüsselfaktoren für demokratisches Handeln: die politische Partizipation. 

Es zeigen sich positive Entwicklungen und international vergleichsweise hohe 

Werte für politische Partizipation und Engagement (auch Wahlbeteiligung) junger 

Menschen in Deutschland. 

Die Befunde zeigen außerdem, dass politische Partizipation mit einer positiven de-

mokratischen Grundhaltung einhergeht. Jüngere Menschen, die sich sozial oder po-

litisch engagieren, neigen eher dazu, die demokratische Gesellschaft zu unterstüt-

zen. Klar zeigt sich außerdem, dass die Demokratie die gewünschte Staatsform ist. 

Hier liegen die Werte auf entsprechenden Skalen (auch im europäischen Vergleich) 

extrem hoch. 

Bei der Zufriedenheit mit der Demokratie hat sich das Verhältnis zwischen jüngeren 

und älteren Menschen in Deutschland zuletzt (2020) umgekehrt. Die jüngeren sind 

nun weniger zufrieden mit der Funktionsweise der Demokratie in Deutschland als 
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die älteren Menschen. Dies mündet allerdings nicht in Politikverdrossenheit oder 

Ablehnung von demokratischen Werten. Die Unzufriedenheit hängt nur schwach 

mit einer geringen politischen Partizipation zusammen. 

Kapitel 3 fokussiert demokratiegefährdende Faktoren und Einstellungen junger 

Menschen, die die Entstehung von extremistischen Orientierungen hervorbringen 

können. 

Die Befürwortung einer autoritären Regierungsführung wird als Indikator für De-

mokratiefeindlichkeit betrachtet. Bei insgesamt hohen Werten liegen die für junge 

Menschen niedriger als für ältere Gruppen. Der Indikator der Zustimmung zu einer 

autoritären Regierungsführung bleibt bei den jungen Menschen über die Zeit weni-

ger stabil als erwartet, was unterstreicht, dass präventiv in jungen Jahren angesetzt 

werden sollte. 

Jüngere Menschen glauben außerdem weniger an Verschwörungsmythen als ältere 

Personengruppen. Leider ist das Niveau der Verschwörungsgläubigkeit insgesamt 

relativ hoch. In Ostdeutschland ist diese stärker ausgeprägt, und auch der ökono-

mische Hintergrund beeinflusst diese Haltung, wobei ein höheres Einkommen mit 

geringerem Verschwörungsglauben korreliert. 

Mobbing in der Jugendphase wird als Beispiel für Gewalt und Gewaltakzeptanz ver-

standen und damit als weiterer Indikator für die Demokratiegefährdung. Die Daten 

verweisen darauf, dass Mobbing relativ stark verbreitet ist, wobei es jedoch Sub-

gruppenunterschiede gibt. Geschlecht und Migrationshintergrund beeinflussen, ob 

jemand wahrscheinlich zu einem Mobbingopfer oder Täter wird dahingehend, dass 

dies für junge Männer und Personen mit Migrationshintergrund eher der Fall ist. 

Junge Menschen weisen niedrigere und rückläufige Werte bei verschiedenen For-

men der Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit auf. Die Selbsteinstufung jun-

ger Menschen in das politische Spektrum zeigt, dass sich ein beachtlicher Anteil 

junger Menschen extremen politischen Positionen links wie rechts zuordnet. Gerin-

ges politisches Interesse geht mit einer häufigeren Selbstzuordnung zu extremen 

politischen Positionen einher. Die Stabilität der Selbstzuordnungen über die Zeit 

liegt in einem mittleren Bereich, sodass von begrenzten individuellen Veränderun-

gen auszugehen ist. Die hohen Werte für Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit, 

die sich am rechten, jedoch nicht am linken, extremen Rand feststellen lassen, 

spricht dafür, hohe Priorität auf den Abbau von Rechtsextremismus zu legen. 

Kapitel 4 beschäftigt sich mit Einschätzungen von Fachkräften aus der frühkindli-

chen Bildung, der Schule sowie der Kinder- und Jugendarbeit im Hinblick auf die 

Herausforderungen und Chancen im Kontext von Demokratieförderung und Ext-

remismusprävention. 

Ein Drittel des Fachpersonals hält die Förderung eines Verständnisses von demo-

kratischen Prinzipien für „sehr bedeutend“. Dieser Befund verweist darauf, dass 

Demokratieförderung in der dortigen Fachpraxis keine besondere Priorisierung er-

fährt. 
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Die Daten zeigen einen Bedarf an Aus- und Weiterbildung für Lehrkräfte im Be-

reich politischer Bildung. Das Schulklima in Deutschland ist durch die  

Schüler:innen im internationalen Vergleich überdurchschnittlich gut bewertet wor-

den, was im Kontext von protektiven Faktoren der psychosozialen Gesundheit re-

levant erscheint. 

In der Kinder- und Jugendarbeit sind Beratung und Fachwissen zu Themen wie 

Rechtsextremismus und Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit vorhanden, was 

auf die Fähigkeit von Fachkräften hinweist, mit dieser Herausforderung umzuge-

hen. 

Das Gesamtfazit (Kapitel 5) führt die aus den Sekundäranalysen abgeleiteten Be-

darfe auf. Diese sind im Folgenden zusammengefasst: 

 Auch wenn kein Grund zur Panik besteht, sprechen die Befunde, insbesondere 

aufgrund relativ hoher Werte auf den Skalen autoritärer Einstellungen, Gewalt-

akzeptanz und Verschwörungsgläubigkeit, dafür, dass es einen allgemeinen Be-

darf für Demokratieförderung und Extremismusprävention gibt, der in der Im-

plementierung von langfristig angelegten Maßnahmen in die Regelstrukturen 

für Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene liegt. 

 Vor allem an den variierenden Befunden innerhalb der Gruppe der bis  

27-Jährigen zeigt sich ein Bedarf an politischer Bildung und Demokratieförde-

rung, die an altersspezifische Interessenlagen anknüpft, auf altersspezifische 

Kompetenzen und Wissensbestände zugeschnitten ist und sich nicht auf Wis-

sens- und Kompetenzvermittlung beschränkt, sondern Demokratiebildung im 

weiteren Sinne umfasst. 

 Gerade auch die frühe Jugendphase sollte für die Demokratieförderung genutzt 

werden. Hier können – vor allem über Schulen – noch alle Bevölkerungsgrup-

pen erreicht werden. 

 Förder- und Präventionsmaßnahmen müssen zielgruppengerecht zugeschnitten 

sein. Dies gilt insbesondere für junge Menschen mit einfacher Bildung. Die Be-

funde sprechen auch für einen Bedarf nach gezielter politischer Bildung und 

Demokratieförderung für Mädchen, die „empowernd“ wirkt und sowohl das 

politische Interesse als auch die politische Selbstwirksamkeit stärkt. 

 Mit Blick auf die Stabilität autoritärer Einstellungen müssen Ansätze entwickelt 

werden, mithilfe derer sich verfestigenden autoritären Haltungen entgegenge-

wirkt werden kann. Risikogruppen müssen noch genauer identifiziert werden. 

 Die Studie ergab auch, dass junge Menschen in geringerem Maße als ältere an 

Verschwörungsnarrative glauben, was einen guten Ansatzpunkt ermöglicht, 

z. B. auch in der Schaffung medienbezogener Bildungsangebote. Diese sollten 

stärker in die politische Bildung und Demokratieförderung integriert werden 

und auf aktuelle Phänomene reagieren, Aufklärungsarbeit leisten und Hand-

lungsstrategien vermitteln, z. B. das Erkennen von Falschnachrichten. 
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 Präventionsbedarfe zeigen sich insbesondere mit Blick auf Rechtsextremismus, 

wobei die Präventionsarbeit bereits bei den deutlich weiter verbreiteten rechts-

populistischen Einstellungen, z. B. Demokratieskepsis und verschiedene For-

men Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit, ansetzen sollte. 

 Politische Bildung sollte als wichtiger Bestandteil der Demokratieförderung in 

der schulischen Regelversorgung als Unterrichtsfach sowie fächerübergreifen-

des Prinzip im Rahmen einer demokratischen Schul- und Unterrichtskultur ge-

stärkt werden. 

 Es erscheint sinnvoll, in pädagogischen Kontexten im Rahmen der Beschäfti-

gung mit Demokratie unterschiedliche Regierungs- und Staatsformen zu reflek-

tieren und zu diskutieren. 
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1 Einführung 

1.1 Verortung und Zielsetzung 

Als ein Teilvorhaben des Projekts „Ermittlung von Bedarfslagen im Bereich Demo-

kratieförderung und Extremismusprävention“ waren die quantitativen Sekundär-

analysen in der Fachgruppe J2 „Strukturen der Kinder- und Jugendhilfe“ am Deut-

schen Jugendinstitut angesiedelt. 

Es wurden empirische Analysen von bereits existierenden Datenbasen durchge-

führt. Diese Daten wurden durch viele verschiedene, aktuelle, nationale und inter-

nationale Studien erhoben, in denen verschiedene Zielgruppen der Angebote im 

Bereich der Demokratieförderung und Extremismusprävention oder auch pädago-

gische Fachkräfte befragt wurden (eine Liste der in die Sekundäranalysen eingehen-

den Surveydaten findet sich im Kapitel 9, Tab. D 1 im Anhang,). Die Auswahlkri-

terien für den Einschluss von Studien in diese Auswertung werden im Abschnitt 

Methode (1.3) beschrieben. 

Im Rahmen der vorliegenden Sekundäranalysen werden Phänomene analysiert, die 

im Zusammenhang mit Demokratieförderung und Extremismusprävention für ver-

schiedene Fachkräfte und Zielgruppen relevant sind. Hierzu zählen Einstellungen, 

z. B. die gegenüber demokratischen Werten, und anvisierte sowie umgesetzte Akti-

vitäten wie politische Partizipation oder Passivität. Auch Fragen von Toleranz, Ein-

stellungen gegenüber zugewanderten Menschen usw. sind relevante Aspekte für die 

sekundäranalytische Auswertung. 

Es werden Daten von Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen bis 27 Jahre 

zu Dimensionen und Merkmalen, die im Kontext von Demokratieförderung und 

Extremismusprävention relevant erscheinen, ausgewertet, indem einerseits eine Ge-

genüberstellung der Befunde zu denen der übrigen Altersgruppen erfolgt. Die Be-

funde werden andererseits auch nach verschiedenen Subpopulationen differenziert 

betrachtet (zum Beispiel Geschlecht, Bildungsniveau, Haushaltseinkommen, Migra-

tionshintergrund, West-/Ostdeutschland). Des Weiteren werden die Daten auch im 

Zeitvergleich ausgewertet, um auch Entwicklungen erkennbar werden zu lassen. 

Darüber hinaus werden die Ergebnisse mit europäischen Daten in Bezug gesetzt, 

um so einerseits grundlegende Zusammenhänge (z. B. den starken Einfluss von Bil-

dung auf eine positive Grundhaltung gegenüber Demokratie,  

vgl. Rottach u. a. 2022) abzusichern und andererseits spezifische Entwicklungen in 

Deutschland sichtbarer werden zu lassen. Angesichts der europäischen Vernetzung 

radikalisierter Szenen ist diese kombinierte Analyse der demokratischen Orientie-

rungen junger Menschen in Deutschland und Europa für die weiteren Planungen 

von Programmen und Maßnahmen hilfreich. Die Hinzuziehung internationaler Per-

spektiven soll außerdem weitere Ansatzpunkte für die Förderung internationaler 

Zusammenarbeit und Peer-Learning Prozesse anregen (Bundesministerium für Fa-

milie, Senioren, Frauen und Jugend 2016). 
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Die Zielsetzung der Sekundäranalysen ist analog zum Gesamtprojekt die Ermittlung 

von Bedarfslagen im Bereich Demokratieförderung und Extremismusprävention. 

Der Fokus der Sekundäranalysen liegt darauf, Forschungslücken zu schließen, die 

auf Basis existierender und zugänglicher quantitativer Datenquellen geschlossen 

werden können. 

Damit sind die Sekundäranalysen im Gesamtprojekt eng mit dem durch ein anderes 

Teilprojekt durchgeführten systematischen Literaturüberblick (Teilbericht 2) zur ak-

tuellen Forschung im Themenfeld verknüpft, weil dieses das existierende Wissen 

zugänglich macht und somit als Ausgangspunkt für die Sekundäranalysen dient, wel-

che neues Wissen auf Basis vorliegender Daten generieren. Des Weiteren gibt es 

Bezüge zu den im Rahmen des Gesamtprojekts durchgeführten Primärerhebungen, 

welche Wissen auf Basis neu erhobener Daten erzeugen. 

Von den allgemeinen Projektfragestellungen konnten vor allem die folgenden Fra-

gestellungen mit den verfügbaren Daten bearbeitet werden: 

 Welche Einstellungen gibt es bei den Zielgruppen gegenüber demokratischen 

Werten und Extremismus, einschließlich autoritären, demokratie- und men-

schenfeindlichen Einstellungen? 

 Welche Problemlagen können identifiziert werden hinsichtlich Handlungsdis-

positionen und Verhalten (zum Beispiel politischer Partizipation, aber auch ne-

gativer wie Mobbing)? 

 Welche Bedarfe der Fachpraxis (frühkindliche Bildung, Jugendarbeit und 

Schule) lassen sich aus den empirischen Analysen für die Bereiche demokrati-

sche Bildung und Extremismusprävention ableiten? 

Im Rahmen dieses Berichtes wird zunächst ein Blick auf die theoretische Einord-

nung der Sekundäranalysen geworfen (1.2) sowie auf die Betrachtung des methodi-

schen Vorgehens (1.3). Im Kapitel 2 stehen jugendspezifische Chancen und protek-

tive Aspekte im Kontext von Demokratieförderung, im Kapitel 3 Herausforderun-

gen sowie Risikofaktoren und Tendenzen im Zusammenhang mit Extremismusprä-

vention im Fokus. Daran anschließend folgt im Kapitel 4 die Auseinandersetzung 

mit der Perspektive der Fachkräfte aus verschiedenen Praxiskontexten. Ein Gesamt-

fazit (Kapitel 5) schließt vorliegende Ausführungen ab. 

1.2 Theorie 

Um bei der Betrachtung der vielfältigen gesellschaftlichen Tatbestände im Bereich 

Demokratie und deren Bedrohung durch extremistische Tendenzen nicht die Ori-

entierung zu verlieren, ist es hilfreich, diese vor dem Hintergrund der Theorie ein-

zuordnen. Dies soll dabei unterstützen, die Befunde zu kontextualisieren und An-

knüpfungspunkte zu den jeweiligen Diskursen herzustellen. Auf Theorie wird punk-

tuell bei der Interpretation der Ergebnisse sowie der Übersetzung in Bedarfe einge-

gangen. Diese Bezugnahme bedeutet jedoch nicht, dass theoretische Modelle als 

solche im Kontext der Sekundäranalysen evaluiert werden sollen. Die Verortung der 
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Analysen in gewählten theoretischen Perspektiven soll lediglich die sekundäranaly-

tischen Betrachtungen einordnen und die geleisteten Interpretationen und Bedarfs-

ableitungen plausibilisieren helfen. 

Verschiedene theoretische Modelle versuchen Extremismus, Radikalisierung oder 

Demokratiefeindlichkeit zu erklären und unterscheiden sich in ihren Zugängen. Bei-

spielsweise rücken einige sozialwissenschaftliche Ansätze (Hafez/Creighton 2015; 

Heitmeyer 2002–2012) unter anderem gesellschaftliche Strukturen und Mechanis-

men der Ausgrenzung, Diskriminierung oder Marginalisierung in den Mittelpunkt, 

während andere eher sozialpsychologisch ausgerichtete Modelle, Radikalisierung 

und demokratiegefährdende Tendenzen auf soziale Kompensationsmechanismen 

unbefriedigter psychologischer Bedürfnisse zurückführen (Kruglanksi u. a. 2014). 

Auf einer andere Ebene unterscheiden sich auch die Herangehensweisen, wenn bei-

spielsweise eher von einer Präventionslogik verglichen mit einer Förderlogik ge-

sprochen wird. 

Ein theoretischer Zugang, der sich eher auf die Präventionslogik bezieht und der 

Perspektive auf die zeitliche Sozialentwicklung eine besondere Beachtung schenkt, 

ist das entwicklungsorientierte Modell der Radikalisierung (Beelmann 2022). Be-

schrieben als das „Resultat einer systematischen Integration von bestehenden Er-

kenntnissen zu Radikalisierungsprozessen und deren psychologischen Grundlagen“ 

sowie der Forschung zu Risiko- und Schutzfaktoren und systematischer Evaluatio-

nen von Präventionsprogrammen, behandelt es in drei Prozessstufen, wie über die 

Zeit in Radikalisierungsprozessen Extremismus entstehen kann (Beelmann 2022, 

S. 158 f.). Das Modell ist in vereinfachter Form in Abb. 1.1 dargestellt. 

Abb. 1.1: Dreistufiges entwicklungsorientiertes Modell der Radikalisierung 

 

Quelle:  Eigene Darstellung nach Beelmann (2022, S. 159) 

Hierbei geht es um die aus Radikalisierungstendenzen entstehenden Formen von 

(politischem wie religiösem) Extremismus, sichtbar durch eine Abweichung von 

mehrheitsgesellschaftlich vertretenen Normen und Werten und deren Ersetzung 

durch solche, die außerhalb der Menschenrechte und demokratischen sowie recht-

staatlichen Grundprinzipien liegen. Beelmann analysiert hierfür gesellschaftliche, 
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soziale und individuelle Faktoren, die auf die Sozialentwicklung junger Menschen 

einwirken und somit das Risiko für Radikalisierungstendenzen verändern. Das Mo-

dell vertritt die Annahme, „dass sich individuelle Radikalisierung als Resultat un-

günstiger sozialer Entwicklungsprozesse im Lebenslauf charakterisieren lässt“  

(Beelmann 2022, S. 159). 

Die erste Stufe beschreibt ontogenetische Entwicklungsprozesse, welche in der frü-

hen Kindheit bis in die Jugend hinein auf ein Zusammenwirken von Risiko- und 

Schutzfaktoren bezüglich Sozialisierungs- und Radikalisierungsprozesse verweisen. 

Die Risikofaktoren werden auf drei Ebenen identifiziert: gesellschaftlich, sozial und 

individuell, während für protektive Faktoren zwischen allgemeinen und extremis-

musspezifischen Faktoren unterschieden wird (Beelmann 2022, S. 161). Das Modell 

postuliert, dass bei einem längerfristigen, chronischen Ungleichgewicht im multi-

kausalen Zusammenwirken von Risiko- und protektiven Faktoren der Entwick-

lungsprozess junger Menschen mit höherer Wahrscheinlichkeit in Richtung Radika-

lisierung kippen kann. 

Auf der zweiten Stufe des Modells wirken dann proximale Radikalisierungsprozesse. 

Diese sind in vier Hauptbereiche unterteilt, wobei jeder einen psychologischen Pro-

zess symbolisiert, die nach Annahme des Modells in verschiedenen Konstellationen 

notwendig für Radikalisierungsprozesse sind: Identitätsprobleme und Krisen, Vor-

urteilsstrukturen, Ideologien und Dissozialität (Beelmann 2022, S. 162). Diese Pro-

zesse finden Beelmann zufolge insbesondere zwischen früher Adoleszenz und jun-

gem Erwachsenenalter statt und können eine Grundlage für Extremismus bilden. 

Die letzte Stufe des Modells stellt anschließend die des möglicherweise eintretenden 

(politischen oder religiösen) Extremismus dar. 

Das Modell stützt die Annahme, dass es frühe präventive Maßnahmen braucht und 

zielgerichtete Maßnahmen in der Jugendphase, die den unterschiedlichen Lebensre-

alitäten Jugendlicher und junger Erwachsener Rechnung tragen. 

Jukschat u. a. (2019, S. 191) verweisen in diesem Zusammenhang darauf, dass der 

Ansatz, Extremismus- und Radikalisierungsprävention in den Vordergrund zu stel-

len, notwendig erscheinen mag, aber eben nur einen spezifischen Zugang zur Prob-

lemlage darstellt. Die Einnahme einer Präventionsperspektive birgt die Gefahr, dass 

u. a. die Bedürfnisse und Lebenslagen von Individuen, die sich möglicherweise ra-

dikalisieren, aus dem Blick geraten. Deshalb soll im theoretischen Kontext dieser 

Studie auch die Förderperspektive sichtbar werden, die Demokratieförderung, po-

litische Bildung und Demokratiebildung hervorhebt und somit einen weiteren Zu-

gang ermöglicht. Dieser positiv ausgerichtete Blick auf junge Menschen, der auch 

Eigenschaften wie „Kompetenzzuwachs, Subjektbildung, (politische) Mündigkeit 

und demokratische Mitbestimmung“ in den Blick nimmt, bezieht sich demnach auf 

Stärken und Interessen und folgt weniger stark der Präventionslogik mit ihrer De-

fizitorientierung, die adressierte Gruppen als potenziell deviant denkt 

(Jukschat/Herding/Jakob 2019, S. 194). 

In diesem Kontext plädieren auch Gill und Achour (2019) dafür, politische Bildung 

zu fördern. Im Kern sind damit drei Aufgaben verbunden: die Vermittlung von 
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Kompetenzen und Wissen, die Befähigung der eigenen Urteilsbildung sowie der Er-

mutigung zu proaktivem politischem Handeln. Auch Benno Hafeneger (2019) sowie 

Björn Milbradt u. a. (2019) verweisen darauf, dass präventive und fördernde An-

sätze zusammengedacht werden müssen, um einen ausdifferenzierten Blick auf das 

Thema „junge Menschen und Demokratie“ werfen zu können. Dieser kann dazu 

beitragen, die gemeinsamen Ziele zu erreichen. 

1.3 Methode 

Für die hier durchgeführten Sekundäranalysen werden Individualdaten von Perso-

nen verwendet, die im Quer-, im Längsschnitt- sowie Paneldesign erhoben wurden. 

Eine Übersicht der hierbei verwendeten nationalen und internationalen Datenbasen 

liefert Tab. D 1 im Anhang. In den Analysen wird das in dieser Datenstruktur lie-

gende Analysepotenzial genutzt. Dies bedeutet, dass, wo dies die Datensätze erlau-

ben, sowohl Zeitreihen als auch internationale Vergleiche zur Darstellung und Kon-

textualisierung der aktuellen Befundlage eingesetzt werden. 

Die Auswahl der Datenbasen erfolgte nach den Kriterien Aktualität, thematische 

Passung, Datenqualität, Repräsentativität und Zugänglichkeit. Aufgrund des limi-

tierten Berichtsumfanges konnten nicht alle Datenbasen, die durch die Projekt-

gruppe erschlossen wurden, auch als Grundlage für den Bericht genutzt werden. 

Des Weiteren bestand zu einigen Datenbasen kein Zugang. So wurde zum Beispiel 

eine Anfrage zur Nutzung der Daten der Mitte-Studie abgelehnt. Eine Nutzung die-

ser Daten durch Dritte sei nicht vorgesehen. 

Die Daten wurden für die Analyse aufbereitet und gegebenenfalls auf Grundlage 

explorativer Faktorenanalysen auch Indizes gebildet, das heißt, es wurden Items, die 

ein gemeinsames Konstrukt erfassen (z. B. die Einstellungen gegenüber einer ge-

sellschaftlichen Gruppe), zu einer Skala zusammengefasst. Dies erfolgte sowohl bei 

metrisch skalierten Variablen durch das arithmetische Mittel der Einzelwerte, als 

auch als additiver Index bei nominalskalierten Merkmalen. 

Neben deskriptiven Darstellungen der relativen Häufigkeiten für nominalskalierte 

Merkmale (z. B. der Anteil junger Menschen in Prozent, welche für sich angeben, 

ob und welche politische Partizipationsformen sie in den letzten 12 Monaten ge-

wählt haben) und der Mittelwerte bei ordinal- bzw. metrisch skalierten Merkmalen 

(z. B., wenn sich Personen auf einer Einstellungsskala einer Kategorie zuordnen), 

wurden auch Zusammenhangsanalysen durchgeführt. 

Diese Zusammenhangsanalysen sind bei nominalen Variablen einfache Gruppen-

vergleiche. Hier werden dann auch die Werte für die Teststatistik (Chi-Quadrat-

Tests) angegeben, um beurteilen zu können, ob die Verteilung des Merkmals in einer 

Gruppe (z. B. die Zugehörigkeit zur Altersgruppe der bis 27-Jährigen) zufällig oder 

von einem anderen Merkmal abhängig ist (z. B., ob die Person angibt, ein bestimm-

tes politisches Beteiligungsformat genutzt zu haben oder nicht). Des Weiteren wer-

den, um Mittelwertvergleiche besser interpretieren zu können, die Effektstärken 

nach Jacob Cohen (1988) angegeben. Hier gelten folgenden Schwellenwerte: Ein 

Mittelwertunterschied von d = .2 wird als kleiner, ein Unterschied von d = .5 als 
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mittlerer und von d = .8 als großer Effekt bezeichnet. Um Zusammenhänge auch 

in Abhängigkeit verschiedener Kontextvariablen (Geschlecht, Migrationshinter-

grund, Zugehörigkeit zur Altersgruppe der bis 27-Jährigen, Wohnort in West- oder 

Ostdeutschland etc.) zu überprüfen, wurden logistische und multiple lineare Regres-

sionsmodelle berechnet. 

Bei logistischen Regressionsmodellen werden neben den Koeffizienten auch die 

durchschnittlichen Marginaleffekte, die „Average Marginal Effects“ (AME), ange-

geben. Sie geben Auskunft darüber, um wie viele Prozentpunkte sich die Wahr-

scheinlichkeit des Auftretens des abhängigen Merkmals im Mittel aller Messungen 

verändert, wenn sich die jeweilige unabhängige Variable um eine Einheit erhöht. Bei 

nominalen Variablen geben die AME an, um wie viele Prozentpunkte sich die 

durchschnittliche Wahrscheinlichkeit in der betrachteten Subgruppe von der Wahr-

scheinlichkeit in der jeweiligen Referenzgruppe unterscheidet. 

Für mehrere Items aus den Surveys, die ein gemeinsames Konstrukt erfassen, wur-

den diese nach einer Reliabilitätskontrolle zu einem Index zusammengefasst. Dies 

erfolgte durch das arithmetische Mittel der Einzelitems. Ausnahmen bilden hier die 

vier Partizipationsindizes: der Index „Social Activity“ (Tab. D 3), der „Index politi-

sche Partizipation (ESS)“ (Tab. D 4), der „Index Politische Partizipation (GEN Z)“ 

(Tab. D 5) und der Index „gesellschaftliches Engagement“ (Tab. D 6). Diese sind 

als additive Indizes aus binären Einzelitems konstruiert. Das heißt, der Wert des 

Indexes ergibt sich aus der Summe der Einzelitems. Im Anhang sind alle Indizes im 

Detail beschrieben. Es werden dort neben dem Wert der Reliabilitätsstatistik (Cron-

bachs Alpha), den Mittelwerten (MW), den Standardabweichungen (SD) und den 

Fallzahlen (N) der Indizes auch die prozentuale Häufigkeit aller Kategorien der Ein-

zelitems berichtet. Daneben enthalten die Anmerkungen der Tabellen auch die In-

formationen zu den Wertebereichen der Indizes. 
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2 Einstellungen junger Menschen 
gegenüber Politik und Demokratie 

Im Kapitel 2 stehen die Perspektive und Einstellungen junger Menschen bezüglich 

Politik und Demokratie im Zentrum der sekundäranalytischen Betrachtung. Ein Fo-

kus wird auf die für junge Menschen protektiven und somit für die Demokratie 

förderlichen Faktoren gerichtet. Diese sind die Voraussetzung dafür, dass Demo-

kratieförderung erfolgreich sein kann. 

Diese zielt – folgt man der Strategie der Bundesregierung zur Extremismuspräven-

tion und Demokratieförderung – auf eine Stärkung des „demokratischen Denkens 

und Handelns” sowie auf „eine demokratische politische Kultur auf Grundlage der 

wertegebundenen Verfassung“ (Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 

und Jugend 2016, S. 11). Die Maßnahmen der Demokratieförderung reichen von 

der Schaffung und Weiterentwicklung der Strukturen und Rahmenbedingungen bis 

hin zur Befähigung von Einzelnen durch spezifische Angebote und Verfahren 

(ebd.). 

Bei der Betrachtung junger Menschen und ihres Verhältnisses zur Demokratie sind 

verschiedene Aspekte zu untersuchen. In diesem Kapitel werden empirische Analy-

sen zu Einstellungen und Handlungen junger Menschen vorgenommen. Es werden 

Befunde zu folgenden Themen vorgestellt: politisches Interesse (2.1), politische 

Selbstwirksamkeit (2.2), Zufriedenheit mit der Demokratie (2.3), politische Partizi-

pation und gesellschaftliches Engagement (2.4) sowie Einschätzung der Bedeutung 

der Demokratie (2.5). Der Abschnitt schließt mit einem Zwischenfazit (2.6). 

2.1 Politisches Interesse 

Politisches Interesse ist eine wichtige Voraussetzung für die politische Partizipation 

und ein wesentlicher Faktor für demokratische Einstellungen und demokratisches 

Handeln. Im systematischen Literaturüberblick (Teilbericht 2) werden diese Zusam-

menhänge im Abschnitt 3.1.1 dargelegt und empirische Befunde präsentiert. So 

sprechen dort aufgeführte Studien im Schnitt von etwa einem Drittel der jungen 

Menschen, die nicht oder sehr wenig an Politik interessiert sind. Sekundäranalyti-

sche Auswertungen der Daten des DJI-Surveys „Aufwachsen in Deutschland: All-

tagswelten“ (AID:A) lassen sich in diese Befundlage einordnen. Der Anteil der jun-

gen Menschen zwischen 12 und 25 Jahren, die sich selbst auf einer 5-stufigen Skala 

des politischen Interesses, von Stufe 1 „überhaupt nicht interessiert“ bis 5 „sehr 

stark interessiert“ den unteren beiden Kategorien zuordnen, lag im Jahr 2021 bei 

rund 31 Prozent und damit um vier Prozentpunkte niedriger als noch bei der 

AID:A-Erhebung 2019. Es kann also zumindest davon ausgegangen werden, dass 

das politische Interesse bei den jungen Menschen nicht noch weiter abgesunken ist. 

Im europäischen Vergleich (Abb. 2.2) wird auf Grundlage der Daten des „European 

Social Survey“ (ESS) von 2020 deutlich, dass das politische Interesse der jungen 
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Menschen (der 16- bis 27-Jährigen) in Deutschland höher ist als im restlichen Eu-

ropa. Auf einer 4-stufigen Skala des politischen Interesses liegen die deutschen jun-

gen Menschen mit einem Mittelwert von MW = 2.5 um einen halben Skalenpunkt 

höher als ihre Altersgenossinnen und Altersgenossen in Europa (MW = 2.0). Auch 

zeigt die Betrachtung der Zeitreihe, dass seit dem Jahr 2010 das politische Interesse 

der jungen Menschen in Deutschland angestiegen ist. 

Abb. 2.2: Politisches Interesse in Deutschland und Europa nach 

Altersgruppen, Mittelwerte 

 

Quelle:  Eigene Darstellung auf Basis der ESS-Daten 

Anmerkungen: Angegeben sind die Mittelwerte beider Altersgruppen für Deutschland und Europa auf einer vierstu-
figen Skala von 1 = „gar nicht interessiert“ bis 4 = „sehr interessiert“. Itemtext: „Wie stark interessieren Sie sich für Poli-
tik?“, Fallzahlen (2020): Deutschland: N = 8 187, Europa: N = 42 776 

Die Befundlage, wie sie im systematischen Literaturüberblick dargestellt wird, deu-

tet darauf hin, dass das politische Interesse in starkem Maße positiv mit dem Grad 

(formaler) Bildung korreliert (Systematischer Literaturüberblick, Abschnitt 3.1.1). 

Auf Basis der ESS-Daten konnte dieser Befund nicht reproduziert werden. Der Ef-

fekt des Geschlechts auf das politische Interesse, dass junge Frauen im Schnitt we-

niger an politischen Themen interessiert sind, zeigt sich auch in Regressionsanaly-

sen, die im Rahmen der vorliegenden Studie durchgeführt wurden, und lässt sich 

für ganz Europa feststellen (vgl. Tab. D 7 im Anhang). 

2.2 Politische Selbstwirksamkeit 

Demokratische Teilhabe setzt politische Kompetenzen voraus wie politische Ur-

teils- und Handlungsfähigkeit sowie politisches Wissen. Diese Aspekte werden im 

systematischen Literaturüberblick (Teilbericht 2) im Abschnitt 3.1.2 behandelt. In 

den sekundäranalytischen Auswertungen liegt der Fokus auf den subjektiven Ein-

schätzungen von Studienteilnehmenden hinsichtlich ihrer politischen Kompetenz 

und darauf, ob sie sich in der Lage sehen, diese auch im politischen Prozess einzu-

setzen. Damit soll die politische Selbstwirksamkeitserwartung (PSWE) erfasst wer-

den. 
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Die Ergebnisse der Auswertung der Daten des ESS, im Hinblick auf den Vergleich 

der politischen Selbstwirksamkeitserwartung nach Altersgruppen und zwischen Per-

sonen aus Deutschland und aus den anderen europäischen Ländern, sind in Abb. 2.3 

dargestellt. Entgegen der Befundlage aus der „International Civic and Citizenship 

Education Study“ (ICCE) (siehe Systematischer Literaturüberblick, Abschnitt 3.1.2) 

haben die Menschen in Deutschland in den Jahren seit dem Jahr 2016 durchgängig 

eine deutlich höhere politische Selbstwirksamkeitserwartung als die im übrigen Eu-

ropa (F(1,142 521) = 4 154.2, p = .000, d = .58)1. Zwischen den Altersgruppen 

(bis 27 Jahre; über 27 Jahre) besteht hingegen kein Unterschied. Allerdings ist auch 

festzuhalten, dass sich bei den Befragten in allen europäischen Ländern die Werte 

für die politische Selbstwirksamkeitserwartung in einem mittleren Bereich bewegt. 

Die Diskrepanz zwischen dem ICCE und dem ESS kann auf Basis der vorliegenden 

Daten nicht erklärt werden. Möglicherweise liegt es an der unterschiedlichen Stich-

probenziehung: beim ESS wurden Menschen aus allen Regionen Deutschlands be-

fragt, beim ICCE ausschließlich Menschen aus Nordrhein-Westfalen. 

Abb. 2.3: Politische Selbstwirksamkeitserwartung in Deutschland und 

Europa nach Altersgruppen, Mittelwerte 

 

Quelle:  Eigene Darstellung auf Basis der ESS-Daten 2016 bis 2020 

Anmerkungen: Dargestellt sind die Mittelwerte des Items „Vertrauen in die eigene Fähigkeit, sich an der Politik zu be-
teiligen“ von 1 = „überhaupt kein Vertrauen“ bis 5 = „vollkommenes Vertrauen“. Fallzahlen (2020):  
N (Deutschland) = 8 085, N (Europa) = 41 953 

Des Weiteren ist festzuhalten, dass der Wert für die Menschen in Deutschland unter 

dem Skalenmittel von drei liegt und im Vergleich zum Jahr 2018 leicht abgenommen 

hat. Das heißt, die Menschen (junge wie ältere) haben etwas weniger Vertrauen in 

ihre Fähigkeiten, sich an der Politik zu beteiligen. Dieser Rückgang ist nicht über-

zufällig, also nicht signifikant. Dieses Ergebnis sollte dennoch insbesondere im 

 

 

1 In diesen Klammern werden die statistischen Kennwerte angegeben: In der tiefgestellten Klam-

mer die Anzahl der Freiheitsgrade und die Fallzahl. Hinter dem Gleichzeichen steht der Wert der 

F-Statistik und der zugehörige p-Wert. Am Ende gibt „d“ die Effektstärke nach Cohen an (siehe 

auch die Beschreibung der Methode im Abschnitt 1.3.). 
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Kontext der Maßnahmen zur Demokratieförderung aufhorchen lassen, da die poli-

tische Selbstwirksamkeitserwartung einen wichtigen Schlüsselfaktor für die politi-

sche Partizipation und damit auch für das demokratische Handeln darstellt. 

In Abb. 2.4 wird auf Basis der Daten der „Comparative Study of Electoral Systems“ 

(CSES) dargestellt, wie sehr die Befragten davon überzeugt sind, dass die Politik 

etwas bewirken und die Politik durch das Wahlverhalten beeinflusst werden kann. 

Im europäischen Vergleich sind die Befragten in Deutschland etwas skeptischer, ob 

Politiker, die an der Macht sind, etwas bewirken können. Dies gilt insbesondere für 

die über 27-Jährigen. Deren Werte liegen in Deutschland um .35 Skalenpunkte nied-

riger. Insgesamt liegen die Werte deutlich über dem Skalenmittel von drei. Hinsicht-

lich des zweiten Items, der Beurteilung, ob es einen Unterschied mache, wen man 

wählt, liegen die Werte der deutschen jungen Menschen im europäischen Vergleich 

etwas höher und erreichen einen Mittelwert von vier. 

Abb. 2.4: Beurteilung der Wirksamkeit von Politik und Wahlen in 

Deutschland und Europa nach Altersgruppen, Mittelwerte 

 

Quelle:  Eigene Darstellung auf Basis der CSES-Daten 

Anmerkungen: Dargestellt sind die Mittelwerte der Items mit jeweils den Antwortkategorien: 1 = „stimmt gar nicht“ bis 
5 = „stimmt absolut“. Fallzahlen (2019): N (Deutschland) = 2 017, N (Europa) = 28 198 

Um zu untersuchen, welche Faktoren die politische SWE bei jungen Menschen 

(14 bis 22 Jahre) beeinflussen, wurde ein lineares Regressionsmodell auf der Daten-

grundlage des Surveys „Zukunft? Jugend fragen!” (ZJf) berechnet (Tab. 2.1). Als 

unabhängige Variablen gingen neben dem Alter in drei Kategorien auch der Migra-

tionshintergrund, Wohnort Großstadt, Wohnort Ost- oder Westdeutschland, der 

Bildungshintergrund und die Zugehörigkeit zu einer der drei durch die Studie ein-

geführten Jugendtypen ein. Dies sind die „Idealistischen“ (36 Prozent), die auch 

kollektivem Engagement positiv gegenüberstehen, die „Pragmatischen“  

(37 Prozent), denen beruflicher Erfolg und guter Lebensstandard besonders wichtig 

sind, und die „Distanzierten“ (27 Prozent) mit weniger Interesse an politischen und 

gesellschaftlichen Themen (vgl. Frick u. a. 2023, S. 11). 

Es zeigt sich, dass sowohl für die idealistischen und pragmatischen jungen Men-

schen eine höhere politische SWE prognostiziert wird. Für junge Frauen prognos-

tiziert das Modell geringere Werte und auch das Bildungslevel hat in diesem Modell 
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einen Einfluss. Für junge Menschen mit höherem Bildungsniveau werden höhere 

Werte bei der politischen SWE erwartet. Bemerkenswert erscheint auch, dass es 

keinen systematischen Unterschied zwischen Jugendlichen und jungen Erwachse-

nen in Ost und West gibt. 

Tab. 2.1: Regressionsmodelle zur Prädikation politischer 

Selbstwirksamkeitserwartung bei jungen Menschen 

AV: Politische Selbstwirksamkeitserwartung (Index) β 

Geschlecht (1 = weiblich) -.15*** 

Alter 14 bis 16 (20 bis 22 = Ref.) .01 

Alter 17 bis 19 (20 bis 22 = Ref.) -.01 

Migrationshintergrund (1 = mit MH) .03 

Großstadt über 100.000 Einwohner (GS = 1) .01 

Ostdeutschland (Westdeutschland = Ref.) .02 

Bildungshintergrund mittel (hoch = Ref.) -.07* 

Bildungshintergrund niedrig (hoch = Ref.) -.07* 

Idealistische (Distanzierte = Ref.) .19*** 

Pragmatische (Distanzierte = Ref.) .23*** 

N 791 

R2 .07 

Quelle:  Eigene Berechnung auf Grundlage der ZJf-Daten (2019) 

Anmerkungen: Angegeben sind die standardisierten Koeffizienten β, R² = R-Quadrat, N = Fallzahl; Index „politische 
Selbstwirksamkeitserwartung“: Beschreibung siehe Tab. D 8 im Anhang; *** p > .001; * p > .05 

2.3 Zufriedenheit mit der Demokratie 

Ein wichtiger Indikator für die Unterstützung der Bürger:innen für das politische 

System ihres Landes ist deren Einschätzung, wie gut die Demokratie in ihrem Land 

funktioniert (Systematischer Literaturüberblick, Abschnitt 3.1.3). Das Erhebungs-

instrument des ESS erfasst dieses Merkmal über die Frage „Wie zufrieden sind Sie 

– alles in allem – mit der Art und Weise, wie die Demokratie in Deutschland funk-

tioniert?“ 

Die Antwortmöglichkeiten können auf einer 11-stufigen Skala von 0 „äußerst un-

zufrieden“ bis 10 „äußerst zufrieden“ gegeben werden. Bei der Beantwortung dieser 

Frage geben die Befragten keine direkte Beurteilung zum Beispiel der Regierungs-

arbeit ab (vgl. dazu Abb. 2.5), sondern bewerten im Allgemeinen, ob sie grundsätz-

lich der Meinung sind, die Demokratie sei funktionsfähig. In der Abb. 2.5 ist die 

Entwicklung der Zufriedenheitswerte mit der Demokratie in Deutschland im Ver-

gleich zu Europa ohne Deutschland und nach Altersgruppen seit der Jahrtausend-

wende bis zum Jahr 2020 dargestellt. 

Zunächst zeigt sich, dass – insgesamt betrachtet – die Werte mit Ausnahme der 

Jahre 2008 und 2010 über dem Skalenmittel von fünf liegen. Das heißt, die Bür-

ger:innen Europas sind durchaus ambivalenter Ansicht hinsichtlich der Funktions-

fähigkeit der Demokratie in ihren nationalen Gesellschaften. In Anteilswerten aus-

gedrückt bedeutet das, dass über 36 Prozent aller Europäer:innen (inklusive 
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Deutschland) eher unzufrieden mit der Demokratie in ihrem Land sind, und 17 Pro-

zent wählten bei dieser Beurteilung die Mittelkategorie. 

Für Deutschland und Europa gilt, dass sich junge Menschen in den letzten zwei 

Jahrzehnten zufriedener zeigten als die älteren. In Deutschland hat sich dieses Ver-

hältnis allerdings zwischen 2018 und 2020 umgedreht. Für Deutschland gilt des 

Weiteren, dass im Jahr 2020 sowohl die Zufriedenheitswerte der jungen Menschen 

(um einen halben Skalenpunkt) als auch die der älteren Menschen (um fast einen 

ganzen Skalenpunkt) über dem europäischen Schnitt lagen. Auch in Europa – au-

ßerhalb Deutschlands – ist ein Abfall der Zufriedenheitswerte bei den jungen Men-

schen zu erkennen. Insgesamt scheint der Indikator „Zufriedenheit mit der Demo-

kratie im Land“ sehr sensibel auf aktuelle Geschehnisse zu reagieren. Der Rückgang 

bei den jungen Menschen sollte unbedingt näher untersucht und die weitere Ent-

wicklung beobachtet werden. 

Abb. 2.5: Zufriedenheit mit der Demokratie in Deutschland und Europa nach 

Altersgruppen seit 2002, Mittelwerte 

 

Quelle:  Eigene Darstellung auf Basis der ESS-Daten 

Anmerkungen: Dargestellt sind die Mittelwerte des 11-stufigen Items „Wie zufrieden sind Sie mit der Art und Weise, 
wie die Demokratie in Ihrem Land funktioniert?“ von 0 = „extrem unzufrieden“ bis 10 = „extrem zufrieden“. Fallzahlen 
(2020): N (Europa) = 42 014, N (Deutschland) = 8 121 

Ein leichter Rückgang der Zufriedenheit junger Menschen mit der Demokratie wird 

für die 14- bis 24-Jährigen auch durch die Analyse der Daten der Studie „Genera-

tion Z“ (GEN Z) sichtbar (Abb. 2.6). Dieser Befund kann allerdings nicht gegen 

den Zufall abgesichert werden. Der Zeitrahmen der Untersuchung erlaubt es, den 

Pandemie-Kontext und die dadurch ausgelösten Veränderungen hinsichtlich der 

Zufriedenheit mit der Demokratie, der Arbeit der Regierung und des Vertrauens in 

die Institutionen junger Menschen in den Blick zu nehmen. Die Daten zeigen, dass 

deren Zufriedenheit mit der Demokratie und Regierungsarbeit leicht zurückging, 

während kontraintuitiv gleichzeitig das Vertrauen in die Institutionen leicht anstieg. 

Eine mögliche Interpretation könnte sein, dass junge Menschen unzufrieden mit 

konkreten Entscheidungen oder deren Auswirkungen gewesen sein könnten, grund-

sätzlich aber mit diesen einverstanden waren und deshalb ihr Vertrauen in das po-

litische System in Deutschland nicht sank. 
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Abb. 2.6: Demokratie-, Regierungszufriedenheit und Vertrauen in die 

Institutionen der 14- bis 24-Jährigen in Deutschland 2019 und 2021, 

Mittelwerte 

 

Quelle:  Eigene Darstellung auf Basis der GEN Z-Daten 

Anmerkungen: Dargestellt sind die Mittelwerte des Items „Wie zufrieden sind Sie mit der Art und Weise, wie die Demo-
kratie in der Bundesrepublik Deutschland funktioniert?“ und „Wie zufrieden sind Sie mit der Arbeit der Bundesregie-
rung?“ mit jeweils den Antwortkategorien 1 = „gar nicht zufrieden“ bis 4 = „sehr zufrieden“ und dem Index zum Ver-
trauen in die Institutionen (hohe Werte stehen für hohes Vertrauen, eine exakte Beschreibung des Indexes findet sich 
in Tab. D 9 im Anhang). Fallzahlen beider Items und der Vertrauensindizes: 2019 N > 800, 2021 N > 900 

2.4 Politische Partizipation und gesellschaftliches 
Engagement 

Die politische Partizipation junger Menschen spielt für die Demokratieförderung 

eine wichtige Rolle. Diese zu unterstützen, kann als ein Mittel zur Förderung des 

demokratischen Bewusstseins und demokratischer Werte unter jungen Menschen 

betrachtet werden. Es wird argumentiert (zum Beispiel in der Strategie der Bundes-

regierung, aber auch durch EU und CoE), dass eine verstärkte Partizipation junger 

Menschen zur Stärkung einer demokratischen Gesellschaft führen wird. Dahinter 

steht der Leitgedanke, dass integrative Partizipationserfahrungen – nicht nur, aber 

vor allem in Bezug auf politische Prozesse – die Affinität junger Menschen zur de-

mokratischen Kultur stärken. Im systematischen Literaturüberblick (Teilbericht 2) 

werden zu diesem Thema Befunde aus der aktuellen Forschung im Abschnitt 3.1.4 

berichtet. Analog dazu wird auch im Rahmen der im Folgenden berichteten Ergeb-

nisse der vorliegenden Sekundäranalysen mit einem breiten Partizipationsbegriff 

operiert. Es werden Aktivitäten junger Menschen betrachtet, die einerseits freiwillig 

ausgeführt werden und andererseits intentional auf eine Beeinflussung des politi-

schen Systems gerichtet sind. Inwieweit diese tatsächlich einen Einfluss zeigen, wird 

nicht berücksichtigt (vgl. Systematischer Literaturüberblick, Abschnitt 3.1.4). 

In der Abb. 2.7 sind Items zur politischen Partizipation für die Altersgruppen der 

bis einschließlich 27-Jährigen und der Älteren getrennt aufgeführt. Der Fragetext 

lautet: „Was hast Du in den letzten 12 Monaten gemacht, um in politischer Hinsicht 

Deinen Standpunkt zur Geltung zu bringen beziehungsweise Einfluss zu nehmen?“ 



22 

Für beide Altersgruppen gilt, dass die Beteiligung an Wahlen als Haupt-Partizipati-

onsmittel verstanden wird, gefolgt von spezifischem Warenkonsum und der Teil-

nahme an Unterschriftensammlungen. Diese drei Hauptbeschreibungen der politi-

schen Partizipation zeigen jeweils höhere Werte für die Altersgruppe der über  

27-Jährigen. Die jüngere Gruppe weist sich im Vergleich in Online-Kontexten als 

verstärkt politisch partizipierend aus, u. a. durch Vertreten der eigenen Meinung, 

Teilnahme an Diskussionen. Außerdem gaben die jüngeren Menschen doppelt so 

häufig an, an Demonstrationen teilgenommen zu haben als die Gruppe älterer Be-

fragter (χ2
(1) = 89.01, p = .000)2. Dort liegt auch im Vergleich der relativen Häufig-

keiten der größte Unterschied zwischen den beiden Altersgruppen in ihren gewähl-

ten Formen der politischen Partizipation. Signifikant sind des Weiteren auch die 

Unterschiede bei den Anteilen für das Boykottieren oder Kaufen von Waren 

(χ2
(1) = 15.61, p = .000), die Beteiligung an politischen Diskussionen im Internet 

(χ2
(1) = 18.81, p =.000) sowie für die Meinungsäußerung zu politischen Themen in 

sozialen Netzwerken (χ2
(1) = 11.17, p = .000). 

Abb. 2.7: Politische Partizipation nach Altersgruppen, relative Häufigkeiten 

der Nennungen in den vergangenen zwölf Monaten in Prozent 

 

Quelle:  Eigene Darstellung auf Grundlage der AID:A-Daten (2019) 

Anmerkungen: Politische Partizipation nach Altersgruppen angegeben sind die relativen Häufigkeiten der Nennungen 
der jeweiligen Form der politischen Beteiligung innerhalb der letzten 12 Monate. Fallzahl: N = 4 642 

 

 

2 In der Klammer sind die Ergebnisse des Chi-Quadrat-Tests angegeben (siehe Beschreibung der 

Methode im Abschnitt 1.3). 
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Wird die Wahlbeteiligung als formalisierte Form der politischen Partizipation be-

trachtet, ergibt sich folgendes Bild (Abb. 2.8): Sichtbar werden ein positiver Trend 

und die parallele Entwicklung über die Zeit beider Altersgruppen. Es gab ein Ab-

sinken der Werte zwischen 2005 und 2013, seither ist ein Anstieg zu beobachten. 

Besonders interessant erscheint die Tatsache, dass sich die Differenz zwischen den 

Altersgruppen stetig verringert hat, von 10.5 Prozentpunkten im Jahr 2002 auf 

5.4 Prozentpunkte 2021. Das heißt, die Differenz hat sich in den letzten zwei Jahr-

zehnten halbiert, begründet dadurch, dass die Wahlbeteiligung junger Menschen 

leicht gestiegen und die der älteren leicht gesunken ist. 

Abb. 2.8: Wahlbeteiligung in Deutschland bei Bundestagswahlen nach 

Altersgruppen seit 2002, in Prozent 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Grundlage der Daten der repräsentativen Bundestagswahlstatistik des Statistisches 
Bundesamtes (2023) 

Für die politische Partizipation in Deutschland im europäischen Vergleich ergibt 

sich folgendes Bild: Die Entwicklung der Werte des Indexes für Partizipation (vgl. 

Erläuterungen zur Methode unter 1.3) sind in Abb. 2.9 dargestellt. 
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Abb. 2.9: Politische Partizipation (Index) in Europa und Deutschland 

zwischen 2002 und 2020 nach Altersgruppen, Mittelwerte 

 

Quelle:  Eigene Darstellung auf Basis der ESS-Daten 

Anmerkungen: Es wurde ein additiver Index aus vier 0-1-codierten Einzelitems (das Tragen eines Abzeichens, Pro-
duktboykott, Kontakt zu Politiker:in, Beteiligung Unterschriftensammlung) erstellt, d. h., hohe Werte des Indexes ste-
hen für ein hohes Maß an politischer Partizipation. Fallzahl N = 285 578, Wertebereich 0 bis 4 (genaue Beschreibung 
siehe Tab. D 4 im Anhang) 

Ausgehend von der Situation im Jahr 2004, als die Werte für den Partizipationsindex 

für die jungen Menschen in Deutschland den tiefsten Punkt erreichten, gab es in 

Deutschland einen Anstieg um knapp einen halben Skalenpunkt. Auch hat sich der 

Unterschied zwischen den Altersgruppen deutlich reduziert und für das Jahr 2020 

sogar umgekehrt. In Deutschland lag also der Wert des in dieser Berechnung ver-

wendeten Partizipationsindexes bei den jungen Menschen höher als bei den älteren. 

Im europäischen Durchschnitt hat sich das Partizipationsverhalten und auch das 

Verhältnis zwischen den Altersgruppen in den letzten zwei Jahrzehnten weniger 

stark verändert, wobei sich eine Umkehr des Verhältnisses zwischen den Alters-

gruppen auch hier abzeichnet. 
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Tab. 2.2: Zusammenhänge zwischen politischer Partizipation, 

Politikverdrossenheit, Institutionenvertrauen, Mediennutzung und 

Alter 

Korrelationen r Partizipation Politikverdros-
senheit 

Vertrauen in 
Institutionen 

Intensität  
Mediennutzung 

Politikverdrossenheit -.231* (n = 432)    

Vertrauen in Institutionen .278* (n = 527) -.541* (n = 599)   

Intensität Mediennutzung .033 (n = 649) .029 (n = 677) .031 (n = 796)  

Alter (18 bis 24) -.049 (n = 650) -.121* (n = 677) -.045 (n = 796) -.015 (n = 1 005) 

Quelle:  Eigene Darstellung auf Basis der GEN Z-Daten (2019) 

Anmerkungen: Angegeben ist der Wert des Koeffizienten für die Pearson bzw. Spearman Korrelation zwischen den 
Indizes politische Partizipation, Politikverdrossenheit, Vertrauen in die Institutionen (eine genaue Beschreibung der 
Indizes findet sich im Anhang in Tab. D 5, Tab. D 9 und Tab. D 10) und dem Item Mediennutzung (Itemtext: „Denken 
Sie nun einmal an einen normalen Tag: Wie oft nutzen Sie soziale Netzwerke bzw. Social Media-Angebote, wie z. B. 
Facebook, Instagram oder YouTube? Würden Sie sagen…“ von 1 = „(Fast) die ganze Zeit / ständig“ bis 6 = „Nie“, die-
ses Item wurde für die Analyse recodiert, d. h., hohe Werte stehen für intensive Mediennutzung. *Die Korrelation ist 
auf dem Niveau von p < .01 signifikant, Fallzahlen in Klammern. 

In der Tab. 2.2 sind die Zusammenhänge der politischen Partizipation der 

18- bis 24-Jährigen mit Variablen politischer Haltungen und Mediennutzung darge-

stellt. Die Befunde auf Grundlage der Daten des Generation Z-Surveys zeigen, dass 

es keinen Zusammenhang zwischen diesen Variablen und der Intensität der Medi-

ennutzung gibt. Intensive Mediennutzung führt somit nicht zu einer negativeren 

Einstellung zur Politik, beeinflusst das Vertrauen in die Institutionen nicht und 

wirkt sich nicht auf die Partizipation aus. Deutlich hingegen ist der starke negative 

Zusammenhang zwischen Vertrauen und Politikverdrossenheit (r = -.541). Des 

Weiteren besteht ein negativer Zusammenhang zwischen dem Alter und der Poli-

tikverdrossenheit (r = -.121), mit steigendem Alter sinken die Werte auf dieser Skala 

der negativ abgewandten Haltung gegenüber der Politik. Deutliche positive Zusam-

menhänge lassen sich auf dieser Datengrundlage zwischen politischer Partizipation 

und Vertrauen (r = .278) sowie Partizipation und Politikverdrossenheit (r = -.231) 

feststellen. 

Auch die Faktoren, von welchen gesellschaftliches Engagement insbesondere bei 

jungen Menschen abhängt, wurden auf Basis der ZJf-Daten durch die Berechnung 

eines Regressionsmodells untersucht (Tab. 2.3). Ein wichtiger Befund auf dieser 

Datenbasis ist, dass das gesellschaftliche Engagement mit steigendem Alter in der 

Altersgruppe der 18- bis 24-Jährigen zunimmt. Interessant ist, dass lediglich ein po-

sitiver Zusammenhang zwischen der Zuordnung der jungen Menschen in die 

Gruppe der Idealistischen mit dem gesellschaftlichen Engagement besteht. Für den 

pragmatischen Jugendtypus gibt es keinen Effekt. Bei der politischen Selbstwirk-

samkeitserwartung (vgl. Tab. 2.1) prognostizierte das Modell einen positiven Effekt. 

Dies kann als Indiz dafür gewertet werden, dass die PSWE nur Voraussetzung ist, 

es aber für tatsächliches Engagement noch der idealistischen Grundhaltung bedarf. 
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Tab. 2.3: Regressionsmodell zur Prädiktion des gesellschaftlichen 

Engagements bei jungen Menschen 

AV: Partizipationsindex „gesellschaftliches Engagement” β 

Geschlecht (1 = weiblich, 0 = männlich) .09* 

Alter 14 bis 16 (20 bis 22 = Ref.) -.14*** 

Alter 17 bis 19 (20 bis 22 = Ref.) -.13*** 

Migrationshintergrund (1 = mit MH, 0 = ohne) .04 

Großstadt über 100.000 Einwohner (GS = 1, 0 = kleinere Gemeinde) -.03 

Ostdeutschland (1 = Ostdeutschland, 0 = Westdeutschland) -.02 

Bildungshintergrund mittel (hoch = Ref.) .00 

Bildungshintergrund niedrig (hoch = Ref.) -.04 

Idealistische (Distanzierte = Ref.) .24*** 

Pragmatische (Distanzierte = Ref.) -.04 

N 887 

R2 .12 

Quelle:  Eigene Berechnung auf Grundlage der ZJf-Daten (2019) 

Anmerkungen: Angegeben sind die standardisierten Koeffizienten β, R² = R-Quadrat, N = Fallzahl; AV = „abhängige 
Variable“, AV ist der additive Partizipationsindex „gesellschaftliches Engagement“ (siehe Tab. D 6 im Anhang), 
*** p < .000, * p < .05. 

Die Daten der Befragung „Umwelt – Entwicklung – Wohlbefinden“ (UWE) ma-

chen es möglich, auch zu untersuchen, von welchen Faktoren das durch die jungen 

Menschen nach ihrer Selbstauskunft zu erwartende zukünftige soziale Engagement 

abhängen könnte (Tab. 2.4). Zu diesem Zweck wurde ein logistisches Regressions-

modell berechnet. Abhängige Variable ist das binär codierte Merkmal der jungen 

Menschen, ob sie denken, dass sie sich in Zukunft sozial engagieren. Knapp  

63 Prozent aller befragten jungen Menschen (N = 3 113) geben dies an. Das Modell 

zeigt, dass die erwartete Wahrscheinlichkeit, sich zukünftig zu engagieren, für junge 

Männer niedriger ist. Auch für die Jüngeren (11 bis 14 Jahre) wird eine geringere 

Wahrscheinlichkeit prognostiziert. Ebenso für junge Menschen, die höhere Werte 

auf der Wohlstandsskala erreichen. Das Modell spricht des Weiteren für einen po-

sitiven Zusammenhang zwischen dem Selbstwert und der Absicht, sich zukünftig 

zu engagieren. Die für das Modell angegebenen Koeffizienten der Average Marginal 

Effects (AME) lassen sich wie folgt interpretieren: Die Wahrscheinlichkeit, sich zu-

künftig zu engagieren, wird durch das Modell für männliche junge Menschen um 

21.2 Prozentpunkte niedriger als für weibliche junge Menschen prognostiziert. Sie 

wird für die 15- bis 18-Jährigen um 5.7 Prozentpunkte höher prognostiziert. Mit 

jedem Schritt auf der Wohlstandsskala (Wertebereich=1 bis 5) nach oben wird eine 

um 5.5 Prozentpunkte niedrigere, mit jedem Schritt nach oben auf der Selbstwert-

skala (Wertebereich = 1 bis 5) wird eine um 3.6 Prozentpunkte höhere Wahrschein-

lichkeit, sich zukünftig zu engagieren, erwartet. 
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Tab. 2.4: Logistische Regression zur Prädiktion des zukünftigen 

Engagements 

AV: Absicht sich zukünftig zu engagieren (ja = 1, nein = 0) Coef AME 

Geschlecht (1 = männlich) -.933*** -.212 

Migrationshintergrund (1 = mit MH, 0 = ohne) .071 .016 

Alter 11 bis 14 (0 = 15 bis 18) -.254** -.057 

Ressource Wohlstand -.249* -.055 

Lebenszufriedenheit -.026 -.006 

Selbstwertskala .163** .036 

Quelle:  Eigene Darstellung auf Basis der UWE-Daten (2019) 

Anmerkungen: Schüler:innen zwischen 11 und 18 Jahren, N = 3 015, AME = Average Marginal Effects, Coef = Re-
gressionskoeffizient, *** p < .001, ** p < .01, * p < .05. 

Die Tab. 2.5 enthält die Befunde eines auf Basis der Daten des „German Internet 

Panel“ (GIP) berechneten Regressionsmodells, in welches die soziale Aktivität 

(„Social Activity Index“, siehe Tab. D 3 im Anhang) als abhängige Variable eingeht. 

Es untersucht den Einfluss verschiedener Faktoren auf die Intensität der freiwilligen 

Mitwirkung in u. a. Vereinen, Hilfsorganisation, Bürgerinitiativen oder Gewerk-

schaften. Es zeigt sich, dass dieses Modell für diese Art der tatsächlichen sozialen 

Aktivität für Frauen einen niedrigeren Wert prognostiziert. Das Einkommen hat 

hingegen einen positiven Effekt, der Migrationshintergrund einen negativen. Die 

Variablen der Lebenszufriedenheit haben positive Effekte (Freizeit und Geld). Dies 

steht im diametralen Gegensatz zu den Befunden aus Tab. 2.4: Der Geschlechter-

effekt und der Effekt der Wohlstand messenden Variablen (Einkommen, Ressource 

Wohlstand) sind umgedreht, der Migrationseffekt ist bei den GIP-Analysen signifi-

kant, hingegen gibt es keinen Effekt der Lebenszufriedenheit bei den UWE-Daten. 

Es ist zu vermuten, dass diese Diskrepanz in den Befunden zum einen daran liegt, 

dass die UWE-Befragung eine Jugendbefragung ist und es um die Frage nach dem 

zukünftigen Engagement geht, während die GIP-Befragung die ganze Bevölkerung 

umfasst und das tatsächliche soziale Engagement erfasst. Des Weiteren ist dieser 

Befund sicherlich auch so zu interpretieren, dass sozial schlechter gestellt zu sein 

(im vorliegenden Fall bei Einkommen, Lebenszufriedenheit, nach Geschlecht und 

Migrationshintergrund) ein wesentlicher Hinderungsfaktor für die tatsächliche Re-

alisierung sozialen Engagements darstellt, der sich erst im späteren Lebensverlauf 

voll manifestiert. 
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Tab. 2.5: Regressionsmodell zur Prädiktion der sozialen Aktivität 

AV: Social Activity Index β 

Geschlecht (1 = weiblich, 0 = männlich) -.06*** 

Alter = 1 bis 27 Jahre (Ref. = über 27) -.02 

Einkommen (15 Gruppen, 1 = niedrigste) .09*** 

Ost-West (1 = Ostdeutschland, 0 = Westdeutschland) -.02 

Migrationshintergrund (1 = mit MH, 0 = ohne)  -.08*** 

Lebenszufriedenheit: (Items 11 Stufen, 0 = unzufrieden)  

Familie -.02 

Freizeit .05** 

Geld .06*** 

Arbeit -.01 

Religiosität (Item 10 Stufen, 1 = nicht religiös) .26*** 

N 2 385 

R2 .13 

Quelle:  Eigene Darstellung auf Basis der GIP-Daten (2020) 

Anmerkungen: Altersgruppe ab 16 Jahren, AV = „abhängige Variable“, AV ist ein additiver Index, der sich aus der Be-
teiligung in Organisationen und Vereinen zusammensetzt. Insgesamt sind es neun Items, von Kulturorganisationen, 
sozialen Bewegungen, Jugendorganisationen bis zu Gewerkschaften und politischen Parteien. Eine genaue Beschrei-
bung des Indexes findet sich in Tab. D 3 im Anhang. Angegeben sind die standardisierten Koeffizienten. *** p < .000, 
** p < .01. 

2.5 Einschätzung der Bedeutung der Demokratie 

Nach politischem Interesse als Voraussetzung für politisches Handeln, politischer 

Partizipation als das Handeln selbst und der Zufriedenheit mit der Demokratie als 

gesellschaftlichem Indikator fehlt noch der wesentlichste Aspekt, wenn es um die 

Aufrechterhaltung demokratischer Werte geht. Gemeint ist die Einstellung der Be-

völkerung gegenüber diesen Werten. Das Erhebungsinstrument des ESS beinhaltet 

einige Items, die die Einstellung der Befragten gegenüber subjektiven Werten in 

Verbindung mit der Demokratie erfassen. Eines ist das Item mit dem Fragetext 

„Wie wichtig ist es für Sie, in einem Land zu leben, das demokratisch regiert wird?“ 

Diese Frage wurde den Studienteilnehmenden in den Jahren 2012 und 2020 gestellt. 

Es handelt sich um ein 11-stufiges Item mit dem Wertebereich 0 = „überhaupt nicht 

wichtig“ bis 10 = „äußerst wichtig“. Die Abb. 2.10 bietet eine Übersicht über die 

Mittelwerte des Items im Jahresvergleich und nach Altersgruppen. 

Zunächst ist festzuhalten, dass die Mittelwerte extrem hoch sind. Insgesamt wird 

also in überaus großem Ausmaß die Ansicht vertreten, dass die Demokratie die an-

erkannte und gewünschte Regierungsform ist. Dieser Befund ist für Deutschland 

noch deutlicher als für die anderen europäischen Länder zusammen. Des Weiteren 

ist die Zustimmung 2020 noch einmal deutlich höher als 2012. 

Es ist wichtig in diesem Zusammenhang anzumerken, dass die Ursache für diese 

Steigerung der Werte nicht geklärt werden kann. Es mag an einem gewachsenen 

Bewusstsein dafür liegen, dass demokratische Werte bedeutend sind und die Demo-

kratie beschützt werden muss. Auch könnte dieser Befund ein Indikator dafür sein, 

dass die Demokratie als bedroht wahrgenommen wird. 
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Abb. 2.10: Beurteilung der subjektiven Bedeutung, in einer Demokratie zu 

leben, in Europa und Deutschland 2012 und 2020 nach 

Altersgruppen, Mittelwerte 

 

Quelle:  Eigene Darstellung auf Basis der ESS-Daten 

Anmerkungen: Item: „Wie wichtig ist es für Sie, in einem Land zu leben, das demokratisch regiert wird?“. 11-stufiges 
Item mit dem Wertebereich 0 = „überhaupt nicht wichtig“ bis 10 = „äußerst wichtig“. Fallzahlen (2020): N (Eu-
ropa) = 42 020, N (Deutschland) = 8 134 

In jedem Fall sprechen die Befunde nicht dafür, dass das Interesse an der Demo-

kratie im Beobachtungszeitraum bis 2020 im Sinken begriffen ist. Auch die aktuell 

dahingehend viel diskutierte Mittestudie, dass der Rückhalt für die Demokratie in 

Deutschland im Schwinden ist, liefert für vergleichbare Merkmale, zum Beispiel 

Einzelitems zur Selbsteinschätzung demokratischer Ideale, extrem hohe Werte 

(vgl. Küpper u. a. 2021, S. 51). Das spricht gegen die These einer messbaren Abkehr 

von der Demokratie. Dafür spricht auch der nur moderat positive Zusammenhang 

zwischen der Beurteilung der Wichtigkeit der Demokratie und der Zufriedenheit 

mit ihrem Funktionieren. Dieser liegt ausgedrückt als Korrelation bei 

r = .22 (p =  000, N = 57 156). Dieser Effekt ergibt sich in gleicher Weise für die 

Gruppe der bis 27-Jährigen (r = .22, p = .000, N = 10 724). Das bedeutet, dass die 

Unterstützung der Demokratie nicht so stark von der Zufriedenheit mit ihrer Funk-

tionsfähigkeit abhängt. Dieser Befund spricht also nicht gerade für die Gefahr, dass 

sich die Menschen gleich von der Demokratie abwenden, wenn sie Probleme wahr-

nehmen. Allerdings müssen kommende Datenerhebungen zeigen, ob dieser Zusam-

menhang auch stabil bleibt. 

Hervorzuheben ist des Weiteren, dass es älteren Menschen in Deutschland und in 

den anderen europäischen Ländern wichtiger erscheint, in einer Demokratie zu le-

ben als den jüngeren, auch wenn dieser Unterschied für Europa fast nicht wahr-

nehmbar und sich für Deutschland zwischen 2012 und 2020 verringert hat. 

In einem kleinen Exkurs zur Relevanz dieses Items und auch zu seiner Tauglichkeit 

als Indikator für die Demokratieverbundenheit sollen im Folgenden kurz die Be-

funde zu den Mittelwerten in Verbindung mit der Parteienpräferenz dargestellt wer-

den. Die Ergebnisse sind hier sehr eindeutig. In Deutschland beantworten die Be-

fragten, die von sich angeben, einer rechtsextremen Partei nahezustehen, die sub-

jektive Wichtigkeit in einer Demokratie zu leben im Mittelwert mit 
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8.4 (SD = 2.4, N = 199), und damit um mehr als ein ganzen Skalenpunkt niedriger 

als die Befragten mit einer anderen Parteienpräferenz (MW = 9.6, SD = 1.2, 

N = 3.976). Dieser Mittelwertunterschied ist statistisch signifikant und von großer 

Effektstärke (F(1,4 174) = 168.6, p = .000, d = .94). Dieser Befund lässt das häufig 

verlautbarte Bekenntnis rechter Parteien, sie stünden ebenso wie alle anderen Par-

teien uneingeschränkt hinter den demokratischen Werten, in einem kritischen Licht 

erscheinen, wenn ihre Anhängerschaft offensichtlich die Demokratie für weniger 

wichtig hält. Im Übrigen gilt Gleiches nicht für diejenigen, die sich einer Partei des 

extremen linken Spektrums zuordnen (MW = 9.3). 

Tab. 2.6: Regressionsmodelle zur Prädiktion einer positiven Einstellung 

gegenüber der Demokratie 

AV: Positive Einstellung gegenüber der Demokratie β 

Geschlecht (1 = weiblich, 0 = männlich) -.05* 

Alter 14 bis 16 (20 bis 22 = Ref.) .01 

Alter 17 bis 19 (20 bis 22 = Ref.) .05 

Migrationshintergrund (1 = mit MH, 0 = ohne) -.06* 

Großstadt über 100 000 Einwohner (1 = Großstadt, 0 = kleinere Gemeinde) .01 

Ostdeutschland (1 = Ostdeutschland, 0 = Westdeutschland) .00 

Bildungshintergrund mittel (hoch = Ref.) -.15*** 

Bildungshintergrund niedrig (hoch = Ref.) -.08** 

Idealistische (Distanzierte = Ref.) .69*** 

Pragmatische (Distanzierte = Ref.) .37*** 

N 790 

R2 .35 

Quelle:  Eigene Berechnung auf Grundlage der ZJf-Daten (2019) 

Anmerkungen: Angegeben sind die standardisierten Koeffizienten β, R² = R-Quadrat, N = Fallzahl; AV = „abhängige 
Variable“, AV ist „gesellschaftspolitische Einstellungen: pro Demokratie und Europa, Wichtigkeit Wahlen und politi-
sches Interesse“ (siehe Tab. D 11 im Anhang), *** p < .000, ** p < .01, * p < .05. 

Auch dieser wichtige Indikator für eine demokratiefreundliche Einstellung bei jun-

gen Menschen lässt sich durch die Berechnung eines Regressionsmodells auf Basis 

der ZJf-Daten genauer untersuchen. Die Ergebnisse sind in der Tab. 2.6 dargestellt. 

Das Modell lässt einen Geschlechtereffekt und einen des Migrationshintergrundes 

vermuten. Für Frauen und Menschen mit Migrationshintergrund prognostiziert das 

Modell niedrigere Werte bei der positiven Beurteilung der Demokratie. Außerdem 

spricht es von einem positiven Bildungseffekt in dem Sinne, dass das Modell für 

Personen mit einem hohen Bildungshintergrund höhere Werte auf der Zustim-

mungsskala zur Demokratie vorhersagt. 

2.6 Zwischenfazit: Chancen für die Demokratie 

In den vorangegangenen Abschnitten (2.1 bis 2.5) wurden Befunde aus der Sekun-

däranalyse nationaler und internationaler Datenbasen zu Interessen, Haltungen und 

Überzeugungen, Einschätzungen sowie politischen und gesellschaftlichen Beteili-

gungsformen vorgestellt, die positiv auf die lebendige Gestaltung und Aufrechter-

haltung einer demokratischen Gesellschaft wirken können. 
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Es wurden im Detail Forschungsergebnisse zum politischen Interesse, zur politi-

schen Selbstwirksamkeit, zur Zufriedenheit mit der Demokratie und zur Einschät-

zung der Wichtigkeit oder Bedeutung der Demokratie dargestellt. Bei den genann-

ten Aspekten wurde jeweils geprüft, inwiefern sich Jugendliche und junge Erwach-

sene (bis 27 Jahre) von älteren Erwachsenen unterscheiden. Ferner wurde exempla-

risch der Einfluss individueller, sozialer und gesellschaftlicher Faktoren untersucht. 

Des Weiteren wurden auch internationale Vergleiche vorgenommen, um die Situa-

tion in Deutschland auch im Lichte aussagekräftiger Referenzwerte beurteilen zu 

können. 

Ziel ist es, Ansatzpunkte und Chancen für die Demokratieförderung zu identifizie-

ren, damit die Potenziale, die in den Haltungen, Einstellungen und Handlungswei-

sen junger Menschen in Deutschland für die Bewahrung und Entwicklung der De-

mokratie liegen, auch genutzt werden können. Dafür werden im Folgenden die Er-

gebnisse aus den oben genannten Abschnitten zusammengefasst und Anregungen 

für eine Weiterentwicklung der Konzepte der Demokratieförderung in Deutschland 

formuliert. 

Das politische Interesse ist ein entscheidender Faktor für die politische Partizipa-

tion, damit für die Entwicklung demokratiefreundlicher Einstellung und sollte daher 

in den Programmen zur Demokratieförderung besondere Berücksichtigung finden. 

Auch in den hier herangezogenen Studien bestätigt sich der bekannte Alterseffekt 

hinsichtlich des politischen Interesses, dieses steigt mit dem Alter an 

(vgl. z. B.  Achour/Wagner 2019). Sicherlich spielen hier auch Fragen der Operati-

onalisierung eine Rolle. Die Werte lassen sich auch dadurch erklären, dass sich junge 

Menschen Selbstzuschreibungen erst mit der Zeit angeeignet und die Jugendlichen 

mit Politik zunächst etwas anderes, Fremdes verbinden. Das eigene politische Inte-

resse könnte also von den jungen Menschen gar nicht als solches gesehen werden. 

Insofern muss auch kritisch hinterfragt werden, ob das niedrigere Interesse junger 

Menschen als Indikator für Politikverdrossenheit dienen kann. Auch ist es kein Zei-

chen für Politikferne der jungen Generation, wenn die Werte auf der Interessenskala 

etwas niedriger liegen, sondern eher Ausdruck dessen, dass die Interessen der Jün-

geren grundsätzlich anders gelagert sind. Auch zeigt die Betrachtung der Zeitreihe, 

dass von 2010 bis 2020 das politische Interesse der jungen Menschen in Deutsch-

land angestiegen ist und Altersvergleiche innerhalb der Gruppe der jungen Men-

schen zeigen, dass mit steigendem Alter das politische Interesse wächst. Es lässt 

sich demnach kein negativer Trend beim politischen Interesse von jungen Men-

schen in Deutschland erkennen, im Gegenteil, nur für diese Gruppe finden sich im 

internationalen Vergleich keine stagnierenden oder absinkenden Werte. In dieser 

Hinsicht hat sich die Ausgangslage für Maßnahmen der Demokratieförderung ver-

bessert. Es kann also grundsätzlich davon ausgegangen werden, dass ein großer An-

teil junger Menschen Interesse an Politik hat. Interessant für den Bereich der De-

mokratieförderung ist, dass es sich insbesondere lohnen könnte, Programme die 

gezielt junge Frauen und junge Menschen mit einer geringen Bildung ansprechen, 
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zu entwickeln. Eine Rolle könnte dabei spielen, dass noch immer Politik überwie-

gend männlich konnotiert wird3 und sich junge Frauen durch das, was mit Politik 

verbunden wird, nicht angesprochen fühlen. Maßnahmen der Demokratieförderung 

müssten also gezielt daran ansetzen, das politische Interesse junger Frauen zu för-

dern. Auch könnte es sinnvoll sein, weiterhin zu überprüfen, wie man mit den Maß-

nahmen und Programmen diejenigen, die im Bildungssystem nicht so erfolgreich 

sind, gut erreichen kann. 

Die politische Selbstwirksamkeitserwartung (PSWE) ist eine notwendige, aber 

keine hinreichende Bedingung für das demokratische Handeln junger Menschen. 

Ohne eine positive PSWE sinkt die Wahrscheinlichkeit, sich sozial zu engagieren 

und für politische Partizipation. Allerdings besteht kein positiver Zusammenhang 

zwischen der PSWE und einer demokratischen Grundhaltung. Vorliegende Befunde 

sprechen dafür, dass es im europäischen Vergleich in Deutschland bei den jungen 

Menschen im Schnitt eine hohe PSWE gibt, auch wenn diese zuletzt im zeitlichen 

Zusammenhang mit der Corona Pandemie leicht rückläufig war. In den Analysen 

zeigte sich des Weiteren, dass sowohl den idealistischen als auch den pragmatischen 

jungen Menschen – im Vergleich zu den distanzierten – eine höhere PSWE attestiert 

wird, jungen Frauen im Vergleich zu jungen Männern eine niedrigere und die PSWE 

mit einem höheren Bildungslevel ansteigt. Auch die Indikatoren für Wohlstand kor-

relieren positiv mit der PSWE. Für die Bedarfslagen hinsichtlich der Demokratieför-

derung bedeutet diese Befundlage, dass es sich lohnt, gezielt Erfahrungen politi-

scher Wirksamkeit insbesondere für die genannten Gruppen mit einer geringeren 

PSWE zu ermöglichen. Die politische Selbstwirksamkeitserwartung ist ein wichtiger 

Schlüsselfaktor für die politische Partizipation und damit auch für das demokrati-

sche Handeln. Das spricht sehr dafür, dass sich Projekte der Demokratieförderung 

auch um die Förderung konkreter Beteiligungsmöglichkeiten bemühen und verste-

hen helfen, warum Beteiligung nicht gleichbedeutend damit ist, dass die eigenen 

Wünsche eins zu eins umgesetzt werden. 

Auch politische Partizipation und gesellschaftliches Engagement sind im Bün-

del der hier vorgestellten, für die Demokratie förderlichen Faktoren bedeutsam. Zu-

mindest trifft dies zu, wenn es um die Bedarfe im Bereich Demokratieförderung 

geht. In den durchgeführten sekundäranalytischen Auswertungen konnte nachge-

wiesen werden, dass die politische Partizipation positiv mit einer positiven Grund-

haltung gegenüber der Demokratie korreliert. Es gibt also starke empirische An-

haltspunkte dafür, dass Personen, die sich sozial oder politisch engagieren, eher 

dazu neigen, die demokratische Verfasstheit der Gesellschaft zu unterstützen. Es ist 

weiterhin davon auszugehen, dass sich beide Aspekte gegenseitig bedingen und ver-

stärken. Daher sind die Informationen über die Situation zu politischem und sozia-

lem Engagement im Zusammenhang mit einer demokratischen Grundhaltung bei 

 

 

3 Siehe die Aktion des Deutschen Städte- und Gemeindebundes „Mehr Frauen in die Kommunal-

politik“, (online: https://www.dstgb.de/aktuelles/2022/2-deutscher-frauenkongress-kommunal-

in-hildesheim/; zuletzt geprüft am 19.02.2024) oder die Diskussion über Quotenregelungen für 

die Parteilisten bei Wahlen. 

https://www.dstgb.de/aktuelles/2022/2-deutscher-frauenkongress-kommunal-in-hildesheim/
https://www.dstgb.de/aktuelles/2022/2-deutscher-frauenkongress-kommunal-in-hildesheim/
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jungen Menschen in Deutschland wichtig im Kontext der Planung von Maßnahmen 

zur Demokratieförderung. 

Die wichtigsten Befunde der Sekundäranalysen sind demnach zum einen die, die 

darauf hindeuten, dass es nicht ausreicht, nur die Voraussetzungen für politisches 

Engagement zu schaffen, sondern dass es darüber hinaus auch notwendig ist, kon-

krete Möglichkeiten anzubieten, die Werte einer demokratischen Gesellschaft zu 

erfahren. Denn die Befunde lassen vermuten, dass Maßnahmen, die zum Beispiel 

lediglich auf eine Verbesserung der sozialen Lage der jungen Menschen abzielen, 

zwar absolut notwendig sind – Armut kann von einer demokratiefreundlichen Hal-

tung abhalten –, aber für die Förderung demokratischer Einstellungen und Hand-

lungsweisen nicht ausreichen. 

Ein weiterer zentraler Befund dieser Untersuchung ist zum anderen jener, dass es 

gewichtige empirische Anhaltspunkte dafür gibt, dass die Bereitschaft zum politi-

schen und sozialen Engagement, welche sich in der frühen Jugendphase (etwa bis 

zur Volljährigkeit) noch deutlich unabhängig von sozioökonomischen Kontextfak-

toren zeigt, im späteren Alter maßgeblich von diesen abzuhängen scheint. Darauf 

weisen insbesondere die Unterschiede zwischen den Befunden von Jugend- und 

Bevölkerungsbefragungen hin. Für die Weiterentwicklung der Maßnahmen der De-

mokratieförderung wäre also zu diskutieren, inwiefern es gelingen kann, dass das 

Niveau an sozialem und politischem Engagement aus den Jugendjahren bei jungen 

Frauen bei jungen Menschen mit Migrationshintergrund, niedrigerer Bildung und in 

schwierigen sozialen Lagen (z. B. Armut) in das junge Erwachsenenalter hinein er-

halten bleiben kann. Hierfür würde es sich möglicherweise lohnen, beispielsweise in 

partizipativen Forschungsprojekten der Frage nachzugehen, was zu diesem Ab-

bruch bei der Bereitschaft zum Engagement bzw. nachlassenden Interesse führt. 

Insgesamt sind auch im Zusammenhang mit Partizipation und Engagement junger 

Menschen die Voraussetzungen für Demokratiefördermaßnahmen nicht als 

schlecht zu beurteilen. Es gibt eine positive Entwicklung bei der Wahlbeteiligung 

und auch einen positiven Trend bei anderen Formen der Partizipation. 

Bemerkenswert ist, dass es bei der Zufriedenheit mit der Demokratie in Deutsch-

land eine Umkehrung des Verhältnisses zwischen den jungen und den älteren Men-

schen gegeben hat. Junge Menschen sind inzwischen etwas weniger zufrieden mit 

der Demokratie als die über 27-Jährigen. Zunächst ist dies als ein Hinweis darauf 

zu werten, dass die jungen Menschen deutlicher als die älteren auf aktuelle gesell-

schaftliche Entwicklungen reagieren, indem sie skeptischer geworden sind in ihrer 

Beurteilung, wie gut die aktuelle Regierungsform in ihrer Funktionsweise ist. Der 

Frage, was sie genau dazu motiviert hat, wurde im Rahmen der Sekundäranalysen 

nicht nachgegangen. Dennoch zeigt dieser Befund im Hinblick auf die Bedarfslage 

im Feld der Demokratieförderung, dass es junge Menschen beschäftigt, ob das po-

litische System in der Lage ist, Antworten auf die großen gegenwärtigen Herausfor-

derungen zu finden, und dies von ihnen aktuell kritischer beurteilt wird. Es ist wich-

tig, in diesem Zusammenhang zu betonen, dass es keinen empirisch begründeten 

Anlass für die Vermutung gibt, dass der Rückgang der Zufriedenheit mit der Funk-

tionsweise der Demokratie bei den jungen Menschen zu einer Ablehnung der De-
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mokratie als Regierungsform führt. Die Daten deuten ebenfalls nicht an, dass ge-

ringe Werte für die Zufriedenheit mit der Demokratie mit einer geringeren politi-

schen Partizipation einhergehen oder andersherum. Das heißt, trotz der empfunde-

nen Unzufriedenheit mit der Funktionsweise der Demokratie im Allgemeinen und 

der Politik im Besonderen sinken bei jungen Menschen die Werte für das politische 

Interesse nicht, genauso wenig wird per se die Demokratie als Staatsform abgelehnt 

(teils im Gegenteil). Das heißt für die Angebote der Demokratieförderung und dar-

über hinaus, dass es wichtig erscheint, nicht lediglich die Unzufriedenheit der jungen 

Menschen als solche zu thematisieren, sondern vielmehr zusammen mit ihnen da-

rauf hinzuarbeiten, dass die Themen und Herausforderungen, die diese Unzufrie-

denheit hervorrufen und für junge Menschen bedeutsam sind, in Politik und päda-

gogischer Praxis aufgegriffen werden. 

Ein wichtiger Indikator, durch den der aktuelle Rückhalt für die Demokratie in der 

deutschen Gesellschaft beurteilt werden kann, ist die Einschätzung der Bedeu-

tung der Demokratie. Es ist eine erfreuliche Nachricht, dass die Zustimmungs-

werte zur Aussage „Es ist sehr wichtig für mich, in einem Land zu leben, das demo-

kratisch regiert wird” im europäischen Vergleich und auch bei den jungen Menschen 

in Deutschland mit Mittelwerten auf der 10-stufigen Skala über neun extrem hoch 

liegen und seit dem Jahr 2016 noch gestiegen sind. Es wird somit fast uneinge-

schränkt die Ansicht vertreten, dass die Demokratie die wünschenswerte Regie-

rungsform ist. Und auch wenn die Kausalitäten und Zusammenhänge im Rahmen 

dieses Berichts nicht tiefergehend untersucht werden können, ist im Hinblick auf 

die Identifizierung von Bedarfslagen im Bereich Demokratieförderung festzuhalten, 

dass die große Mehrheit der jungen Menschen eine demokratische Grundüberzeu-

gung hat. Auch sprechen die Befunde womöglich dafür, dass das Bewusstsein dafür 

gewachsen ist, dass die Demokratie geschützt werden muss und sie als bedroht 

wahrgenommen wird. 
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3 Demokratiefeindlichkeit der 
Jugend? 

„Extremismusprävention“ wird im Kontext von Programmen und Strategien der 

Bundesregierung als umfassendes Maßnahmenpaket verstanden, welches grundsätz-

lich ein Verständnis von und Zustimmung zu demokratischen Werten und damit 

zum Grundgesetz und Verfassungsstaat erzeugen soll. Prävention ist hierbei eine 

wichtige Strategie, um frühzeitig die Entstehung und Verfestigung „problematischer 

Einstellungsmuster zu verhindern und den Übergang von Einstellungen zu (gewalt-

tätigem) Handeln zu unterbrechen“ (Bundesministerium für Familie, Senioren, 

Frauen und Jugend 2016, S. 11). 

Das Erkenntnisinteresse in diesem Teil der Sekundäranalysen bezieht sich auf die 

Herausarbeitung der Hintergründe und Zusammenhänge von Merkmalen, die die 

Entstehung von extremistischen und damit demokratiegefährdenden Orientierun-

gen begünstigen können. Der Bedarf an Forschung zur Gefährdung von Demokra-

tie wurde bereits im 16. Kinder- und Jugendbericht (Bundesministerium für Familie, 

Senioren, Frauen und Jugend 2020, S. 565) deutlich gemacht. Eine gefestigte empi-

rische Wissensbasis bezüglich des gesamten Spektrums politischen Extremismus, 

vom Einstieg, von Entwicklungen in extremistischen Kontexten sowie Ansatzpunk-

ten für Interventionen, die die Abwendung oder den Ausstieg betreffen, ist der Be-

darfsanalyse dienlich und hilft, Angebotsstrukturen der Extremismusprävention ge-

zielt weiterzuentwickeln. 

Deshalb folgen im Rahmen dieses Kapitels empirische Analysen zur Extremis-

musprävention mit Blick auf Schlüsselvariablen für demokratiefeindliche Haltungen 

junger Menschen. Dieser thematische Zuschnitt gliedert das Kapitel in: Befürwor-

tung einer autoritären Regierungsführung (3.1), Verschwörungsglaube (3.2), Ge-

waltausübung am Beispiel Mobbing (3.3.), Gruppenbezogene Menschenfeindlich-

keit (3.4) sowie der Selbsteinstufung junger Menschen in das Links-Rechts-Schema 

(3.5), welche Aspekte der Demokratiezustimmung und Menschenfeindlichkeit ver-

knüpft. Das Kapitel schließt mit einem Zwischenfazit (3.6). 

3.1 Befürwortung einer autoritären Regierungsführung 

Ein wichtiger Indikator für die Demokratiefeindlichkeit ist die Zustimmung zu einer 

autoritären Regierungsführung (siehe auch Systematischer Literaturüberblick, Ab-

schnitt 3.2.1.1). Betrachtet man zunächst allgemein für Deutschland die Dimensio-

nen Zustimmung zum Autoritarismus (hier dargestellt durch das „Starke Hand“-

Item aus dem AID:A-Datensatz, Abb. 3.11 und Tab. 3.7), zeigt sich folgendes Bild: 

Die Zustimmungswerte zu einer autoritären Regierungsführung stagnieren zwi-

schen 2019 und 2021 in der Gruppe der jungen Menschen auf mittlerem Niveau 

(um etwa .3 unter dem Skalenmittel von 3.5). Bei den Älteren hingegen steigen sie 

an, sodass im Mittelwert der Unterschied im Jahr 2021 etwa .2 beträgt. Dieser Mit-

telwertunterschied ist signifikant und besitzt empirische Relevanz 

(F(1,2 795) = 13.5, p = .000, d = .15). Junge Menschen sind demnach im Jahr 2021 

https://www.bmfsfj.de/resource/blob/109002/5278d578ff8c59a19d4bef9fe4c034d8/strategie-der-bundesregierung-zur-extremismuspraevention-und-demokratiefoerderung-data.pdf
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weniger geneigt, einer autoritären Regierungsführung zuzustimmen als ältere und 

ihre Zustimmungswerte sind im Gegensatz zu diesen auch nicht wesentlich ange-

stiegen. Gleichwohl sind diese Befunde alarmierend, denn ein wesentlicher Anteil 

der Menschen, junge wie ältere, befürworten eine autoritäre Regierungsführung. 

Kumuliert betrachtet liegt der Anteil der Personen, die eine „starke Hand“ eher 

gutheißen, bei fast 48 Prozent. Relativierend kann ins Feld geführt werden, dass der 

Itemtext „Ich bin gegen eine Diktatur, aber eine starke Hand müsste mal wieder 

Ordnung in unseren Staat bringen“ nicht die Meinung zum Ausdruck bringt, dass 

die Demokratie durch ein autoritäres System ersetzt werden sollte, sondern das Item 

eher die Befürwortung eines autoritären Politikstils misst. 

Abb. 3.11: Zustimmung zu einer autoritären Regierungsführung nach 

Altersgruppen („Starke Hand“-Item) 2019 und 2021, Mittelwerte 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der AID:A-Daten 

Anmerkungen: Fallzahlen: N (2019) = 4 518, N (2021) = 2 795; Text des Items „Starke Hand“: „Inwieweit stimmen Sie 
folgender Aussage zu? Ich bin gegen eine Diktatur, aber eine starke Hand müsste mal wieder Ordnung in unseren 
Staat bringen“, mit den Antwortmöglichkeiten auf einer 6-stufigen Skala von 1 = „Stimme überhaupt nicht zu“ bis 6 = 
„Stimme voll und ganz zu“. Das heißt, hohe Werte stehen für Zustimmung zu einer autoritären Regierungsführung. Die 
Originalwerte aus der AID:A-Befragung wurden im vorliegenden Fall recodiert, um entsprechend der Logik des Be-
richts auch an dieser Stelle Zustimmung mit hohen Werten wiederzugeben 

Blickt man nun in der Tab. 3.7 noch genauer auf die Zustimmung zu einer autori-

tären Regierungsführung, werden weitere Zusammenhänge deutlich. Das Regressi-

onsmodell zur Prädiktion einer autoritären Einstellung im Jahr 2021 in Abhängig-

keit weiterer Kontextfaktoren zeigt, dass maßgeblich für die Zustimmung zu einer 

autoritären Regierungsführung 2021 die Tatsache ist, dass befragte Person bereits 

2019 diese Ansicht vertrat. Das heißt, dass von einer relativen Stabilität einer auto-

ritären Einstellung gesprochen werden kann. Der zweitstärkste Prädiktor ist das po-

litische Interesse. An Politik interessierte Personen neigen in geringerem Maße dazu, 

dem „Starke Hand“-Item zuzustimmen. Auch der bereits durch die Mittelwertver-

gleiche (siehe Abb. 3.11) deutlich gewordene Alterseffekt, dass junge Personen ge-

ringere Zustimmungswerte besitzen als ältere, bleibt bei der Kontrolle der übrigen 

Faktoren bestehen. Das heißt, dass dieser Befund durch das Regressionsmodell be-

stätigt werden kann. Für eine weibliche Person mit höherem Bildungshintergrund 

(Bildungslevel der Eltern) in der Großstadt gilt, dass das Modell ebenfalls niedrigere 

Werte auf der Skala der Zustimmung zu einer autoritären Regierungsführung prog-

nostiziert. Ein Wohnort in West- oder Ostdeutschland und Migrationshintergrund 
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haben in diesem Modell keinen Effekt. Das korrigierte R-Quadrat liegt bei R2 = .30, 

d. h., 30 Prozent der Varianz der abhängigen Variable werden durch die unabhän-

gigen Variablen erklärt, was für ein relativ aussagekräftiges Modell spricht. 

Tab. 3.7: Regressionsmodell zur Prädikation autoritärer Einstellungen 

(„Starke Hand“-Item) 

AV: Starke Hand (AID:A 2021) β 

Starke Hand (AID:A 2019) .46*** 

Politisches Interesse -.11*** 

Altersgruppe bis 27 (1 = bis 27, 0 = über 27) -.07* 

Migrationshintergrund (1 = mit MH, 0 = ohne) -.01 

Haushaltsnettoeinkommen -.00 

Weiblich (1 = weiblich, 0 = männlich) -.09*** 

Bildungshintergrund -.07* 

Großstadt über 100.000 Einwohner (1 = Großstadt, 0 = kleinere Gemeinde) -.09*** 

Ostdeutschland (1 = Ostdeutschland, 0 = Westdeutschland) .01 

N 1 815 

R2 .30 

Quelle:  Eigene Berechnung auf Grundlage der AID:A-Daten 

Anmerkungen: Angegeben sind die standardisierten Koeffizienten β, R² = R-Quadrat, N = Fallzahl; AV = „abhängige 
Variable“, *** p < .001, * p < .05. 

3.2 Verschwörungsglaube 

Ein weiteres wesentliches Merkmal, welches mit Demokratiefeindlichkeit verknüpft 

wird, ist der Verschwörungsglaube, also zum Beispiel die Überzeugung, dass ge-

heime Gruppen die Politik beeinflussen, die Überzeugung einer Medienverschwö-

rung, Wissenschaftsfeindlichkeit sowie Klimawandelleugnung (siehe Systematischer 

Literaturüberblick, Abschnitt 3.3.2). Sekundäranalytisch kann dieses Thema auf Ba-

sis der Daten der „Bevölkerungsbefragung zum Thema Politikverdrossenheit“ 

(BzTP) in den Blick genommen werden. Die Verschwörungsgläubigkeit liegt insge-

samt betrachtet auf einem relativ hohen Niveau. So stimmen zum Beispiel 30.6 Pro-

zent aller Befragten der Aussage „Flüchtlingszuwanderung ist eine Strategie, um das 

deutsche Volk abzuschaffen“ eher oder voll und ganz zu. Das ist nach Ansicht der 

Projektgruppe ein erschreckend hoher Wert. 

Altersgruppenvergleiche stützen den Befund, dass in Deutschland jüngere Men-

schen in geringerem Maße Verschwörungsmythen anhängen als ältere (Abb. 3.12). 

Im Jahr 2020 lag der für die jungen Menschen gemessene Mittelwert auf der Skala 

Verschwörungsglaube deutlich unter dem der älteren Menschen (F(1,2 014) = 27.2, 

p = .000, d = .32). Die Abbildung verdeutlicht, dass die Werte für die jungen Men-

schen um .32 (also um ein Drittel Skalenpunkt auf der 5-stufigen Skala) niedriger 

liegen als die der Älteren. 



38 

Abb. 3.12: Verschwörungsglaube in Deutschland nach Altersgruppen im 

Herbst 2020 

 

Quelle:  Eigene Darstellung auf Basis der BzTP-Daten 

Anmerkungen: Fallzahl: N = 2 014; angegeben sind die Mittelwerte des Indexes Verschwörungsglaube (4 Items) auf 
einer Skala von 1 = gering bis 5 = stark. Eine genaue Darstellung des Indexes findet sich in Tab. D 12 im Anhang, 
F(1,2 014) = 27.2, p = .000, d = .32) 

Tab. 3.8: Regressionsmodell zur Prädikation des Verschwörungsglaubens 

AV: Verschwörungsglaube Index β 

Alter (1 = bis einschließlich 27 Jahre, 0 = über 27) -.09*** 

Geschlecht (1 = weiblich, 0 = männlich) .04 

Migrationshintergrund (1 = mit MH, 0 = ohne) -.00 

Ost-West (1 = Ostdeutschland, 0 = Westdeutschland) .13*** 

Haushaltsnettoeinkommen (Ref. = mittleres Einkommen 2 bis 3 TEuro)    

niedriges HH Nettoeinkommen bis 2 000 Euro  .08** 

hohes HH Nettoeinkommen ab 3 000 Euro -.07* 

N 1 918 

R2 .05 

Quelle:  Eigene Darstellung auf Grundlage der Daten des BzTP 

Anmerkungen: Angegeben sind die standardisierten Koeffizienten; AV = abhängige Variable, N = Fallzahl. Das korri-
gierte R-Quadrat liegt bei R2 = .05, d. h., 5 Prozent der Varianz der abhängigen Variable werden durch die unabhängi-
gen Variablen erklärt. Eine genaue Beschreibung des Indexes Verschwörungsglaube findet sich in Tab. D 12 im An-
hang, *** p<.001, ** p<.01, * p<.05. 

In der Tab. 3.8 sind die Ergebnisse der Berechnung eines linearen Regressionsmo-

dells auf Basis der Daten der BzTP angegeben. Die abhängige Variable ist der Ver-

schwörungsglaube. Auf Grundlage dieser Analyse können Aussagen getroffen wer-

den, inwiefern in das Modell eingehende Kontextfaktoren einen Einfluss auf den 

Verschwörungsglauben haben. Zunächst lässt sich festhalten, dass die Tatsache, ob 

der Wohnort der befragten Person in West- oder Ostdeutschland liegt, den stärksten 

Einfluss auf den Wert auf der Skala des Verschwörungsglaubens hat. Für Befragte, 

die in Ostdeutschland wohnen, prognostiziert das Modell einen höheren Wert. 

Auch das Einkommen hat einen Effekt. Hier liegen die prognostizierten Werte für 

Personen mit niedrigerem Einkommen höher gegenüber denen mit mittlerem und 

hohem Einkommen. Das heißt, mit steigendem Einkommen sinkt die durch das 
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Modell angenommene Intensität des Verschwörungsglaubens. Geschlecht und Mig-

rationshintergrund haben in dieser Analyse keinen signifikanten Effekt. 

Abb. 3.13: Einstellung gegenüber Eliten nach Altersgruppen und im 

europäischen Vergleich, Mittelwerte 

 

Quelle:  Eigene Darstellung auf Grundlage der CSES-Daten (2019) 

Anmerkungen: Abfrage der Zustimmung zu: „Den Eliten sind die übrigen Leute egal, sie kümmern sich nicht.“  
Fallzahlen: N (Deutschland) = 2 008, N (Europa) = 28 170 

Auf der Grundlage der Daten der CSES können im Themenkreis der Verschwö-

rungsgläubigkeit weitere Merkmale in die sekundäranalytische Untersuchung einbe-

zogen werden. So können vergleichend zwischen den Altersgruppen und im euro-

päischen Vergleich Befunde zum Item „Einstellung gegenüber Eliten“ untersucht 

werden (Abb. 3.13). In Deutschland ist die Zustimmung zu der Aussage „den Eliten 

im Land sind die übrigen Leute egal, sie kümmern sich nicht“ bei den älteren mit 

einem Mittelwert von 3.25 etwas höher als im restlichen Europa. Die jüngeren Men-

schen in Deutschland hingegen liegen mit MW = 2.86 unter dem europäischen 

Schnitt. Der Mittelwertunterschied in Deutschland zwischen den Altersgruppen ist 

signifikant (F(1,2 008) = 25.4, p = .000, d = .35). Die Befunde sprechen dafür, dass die 

jüngeren Menschen in Deutschland populistischen Aussagen in geringerem Maße 

zustimmend gegenüberstehen als die älteren. Dies wird durch die auch im europäi-

schen Vergleich niedrigeren Werte in der Altersgruppe der bis 27-Jährigen unter-

strichen. 

3.3 Gewaltausübung am Beispiel Mobbing 

Ein weiteres, die Demokratie gefährdendes Phänomen ist die Gewaltakzeptanz und 

die Gewaltausübung, denn in einer demokratischen Gesellschaft wird die Gewalt als 

Form der Konfliktaustragung nicht akzeptiert. Eine spezifische und weit verbreitete 

Form der Gewalt, insbesondere auch in der Lebensphase Jugend, ist das Mobbing. 

Mobbing wird auch deshalb als Beispiel für Gewaltausübung in die Analyse aufge-

nommen, weil es im Themenspektrum Gewalt sekundäranalytischer quantitativer 

empirischer Betrachtung am ehesten zugänglich ist. Zum Beispiel liefert die UWE-

Befragung Daten hinsichtlich des Mobbings. Aus diesem Zusammenhang werden 

im folgenden einige Befunde berichtet. 
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31 Prozent der befragten jungen Menschen im Alter zwischen 11 und 18 Jahren 

geben an, dass sie selbst schon einmal gemobbt wurden. Unter diesen sind anteils-

mäßig mehr Mädchen. 36 Prozent der Mädchen (gegenüber 26 Prozent der Jungen) 

geben an, Mobbing erfahren zu haben. Dieser Unterschied in den relativen Häufig-

keiten ist signifikant (χ2
(1) = 89.01, p = .000). Betrachtet man die Altersgruppen der 

11- bis 14- und der 15- bis 18-Jährigen sowie junge Menschen mit und ohne Migra-

tionshintergrund getrennt, so ergeben sich zwischen diesen Gruppen keine signifi-

kanten Unterschiede hinsichtlich ihrer Mobbingerfahrungen. Dieser Befund steht 

im Widerspruch zu der Tatsache, dass in Deutschland Menschen mit Migrationser-

fahrungen sehr viel häufiger Diskriminierungen erfahren als Menschen ohne Mig-

rationshintergrund (Scherr 2022; Diehl/Fick 2016; Kaas/Manger 2012). Es ist zu 

vermuten, dass die Instrumente der Befragung das Phänomen nicht adäquat erfas-

sen. 

Die Daten können Auskunft darüber geben, wie hoch der Anteil unter den jungen 

Menschen ist, der von sich selbst sagt, andere zu mobben. Die Frage, ob man selbst 

im Zeitraum eines Jahres daran beteiligt war, andere zu mobben, beantworten 

25 Prozent der jungen Menschen mit „Ja“ (31 Prozent der Jungen und 19 Prozent 

der Mädchen). Dieser Unterschied ist statistisch signifikant (χ2(1) = 47.09, p = .000). 

Auch liegt der Anteil der jungen Menschen mit Migrationshintergrund signifikant 

(χ2
(1) = 12.89, p = .000) höher als bei denen ohne Migrationshintergrund (28 gegen-

über 22 Prozent). Es gibt keine signifikanten Altersunterschiede zwischen den 

11- bis 14- und den 15- bis 18-Jährigen. 

Tab. 3.9: Logistische Regression zur Prädiktion des Mobbings (als Täter) 

AV: von eigenem aktiven Mobbing berichtet (ja = 1/nein = 0) Coef. AME  

Geschlecht (1 = weiblich, 0 = männlich) -.634*** .117 

Migrationshintergrund (1 = mit, 0 = ohne) .336*** .062 

Alter (1 = 11 bis 14, 0 = 15 bis 18) -.097 -.018 

Ressource Wohlstand .050 .009 

Lebenszufriedenheit -.061 -.011 

Selbstwertskala -.063 -.012 

Quelle:  Eigene Darstellung auf Grundlage der UWE-Daten (2019) 

Anmerkungen: Schüler:innen zwischen 11 und 18 Jahren, N = 2 950. AME = Average Marginal Effects, Coef = Re-
gressionskoeffizient, *** p < .001. 

Die Befunde multifaktorieller Zusammenhangsanalysen anhand von Daten der 

UWE-Befragung hinsichtlich des Thema Mobbings sind in der Tab. 3.9 dargestellt. 

Berechnet wurde ein multiples logistisches Regressionsmodell, in welches mögliche 

Faktoren für Mobbing eingehen. Als abhängige Variable wird hier das dichotome 

Item „von eigenem aktiven Mobbing berichtet“ eingesetzt. Die Frage lautete: 

„Warst Du in diesem Schuljahr daran beteiligt, andere zu mobben?“ (1 = ja, 

0 = nein). Die Befunde zeigen, dass es für Frauen und Befragte ohne Migrations-

hintergrund zwischen 11 und 18 Jahren weniger wahrscheinlich ist, zu berichten, 

selbst zu mobben, auch dann, wenn auf Selbstwert, Lebenszufriedenheit, Wohlstand 

und das Alter kontrolliert wird. Die letztgenannten Faktoren zeigen ihrerseits keinen 

signifikanten Zusammenhang zur Wahrscheinlichkeit, selbst zu mobben. Die Werte 

für die AME geben an, dass die Wahrscheinlichkeit selbst aktiv zu mobben, für 
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Frauen um 11.7 Prozentpunkte geringer und für Personen mit Migrationshinter-

grund um 6.2 Prozentpunkte höher prognostiziert wird als für männliche Befragte 

oder Personen ohne Migrationshintergrund. 

3.4 Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit 

Ausprägungen Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit sind im Kontext der Pla-

nung von Extremismusprävention wichtig zu analysieren. So kann besser eingeord-

net werden, wie anschlussfähig diese Art extremistischer Positionen in der breiteren 

Bevölkerung sind (vgl. auch Systematischer Literaturüberblick, Abschnitt 3.2.1.1). 

In der vorliegenden Studie wird deshalb untersucht, wie ausgeprägt verschiedene 

Formen der Gruppenbezogenen Menschenfeindlichkeit bei jungen Menschen sind. 

Die in den herangezogenen Daten erfassten Formen Gruppenbezogener Menschen-

feindlichkeit sind eine negative Einstellung gegenüber Minderheiten, Islamfeind-

lichkeit, Antisemitismus, Homophobie und Sozialdarwinismus. Diese Merkmale 

wurden sekundäranalytisch im Alters- und Zeitvergleich auf Basis der CSES-, 

AID:A-, ALLBUS-4 und ESS-Daten untersucht. 

Abb. 3.14: Negative Einstellung gegenüber Minderheiten in Deutschland und 

Europa nach Altersgruppen 

 

Quelle:  Eigene Darstellung auf Basis der CSES-Daten (2019) 

Anmerkungen: Angegeben sind die Mittelwerte des Indexes „Negative Out Group Attitude”, bestehend aus 5 Items; 
eine Beschreibung des Indexes findet sich in der Tab. D 13 im Anhang; N = 58 739 

Anhand von Berechnungen auf Basis der Daten der CSES-Studie kann festgehalten 

werden (Abb. 3.14), dass in Deutschland bei den jungen im Vergleich zu den älteren 

Menschen in Deutschland und Europa, aber auch im Vergleich zu den jungen Men-

 

 

4  „Allgemeine Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaften“. 



42 

schen in Europa, die negative Einstellung gegenüber Minderheiten und Migrantin-

nen bzw. Migranten auf einem relativ niedrigen Niveau liegt. Dennoch kann nicht 

davon gesprochen werden, dass es in diesem Zusammenhang keinen Präventions-

bedarf gäbe, denn beispielsweise stimmen laut CSES-Daten insgesamt 27.4 Prozent 

der deutschen Bevölkerung der Aussage zu, dass „Einwanderung der Kultur des 

Einwanderungslandes schadet“ (eines der fünf Items, aus denen sich der Index in 

Abb. 3.14 zusammensetzt), das heißt, es gibt in Deutschland eine ausgeprägte nega-

tive Haltung gegenüber Minderheiten. 

Bezüglich Islamfeindlichkeit macht der in der Abb. 3.15 dargestellte Zeitvergleich 

deutlich, dass diese bei der jungen Bevölkerung in Deutschland seit 2012 stark, näm-

lich fast um einen ganzen Skalenpunkt von einem Mittelwert 3.89 im Jahr 2012 bis 

auf einen Mittelwert von 2.95 im Jahr 2021, abgenommen hat. Der Mittelwertun-

terschied zwischen den Altersgruppen im Jahr 2021 ist überaus deutlich 

(F(1,2 845) = 133.7, p = .000, d = .75). Junge Menschen sind demnach weit weniger 

islamfeindlich als ältere, wobei auch in dieser Gruppe ein Rückgang des Anteils der-

jenigen, die explizit islamfeindlich sind, zu verzeichnen ist (der Mittelwert ist um 

etwas mehr als einen halben Skalenwert gesunken). Mit einem Wert von 4.15 ist er 

noch immer deutlich über der Skalenmitte von 3.5. Der Rückgang der Werte hängt 

nicht systematisch mit dem Merkmal Migrationshintergrund zusammen. 

Abb. 3.15: Islamfeindlichkeit (Index) in Deutschland nach Altersgruppe seit 

2012, Mittelwerte 

 

Quelle:  Eigene Darstellung auf Basis der ALLBUS-Daten 

Anmerkungen: Fallzahl: N = 9 329; auf einer Skala von 1 bis 7 sind die Mittelwerte des Indexes Islamfeindlichkeit an-
gegeben. Hohe Werte stehen für eine islamfeindliche Einstellung. Eine detaillierte Beschreibung dieses Indexes findet 
sich in Tab. D 14 im Anhang 

Ein ganz ähnliches Bild zeigt sich beim Blick auf den Antisemitismus (Abb. 3.16). 

In beiden Altersgruppen ist der Wert auf der Antisemitismus-Skala, zumindest auf 

der Grundlage der ALLBUS-Daten, seit 2006 deutlich und kontinuierlich zurückge-

gangen. Auch im Jahr 2021 (ähnlich wie im Jahr 2016) ist der Mittelwertunterschied 

zwischen den Altersgruppen sehr deutlich. Er liegt bei .6 (F(1,2 458) = 49.3, p = .000, 

d = .48). 
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Abb. 3.16: Antisemitismus (Index) in Deutschland nach Altersgruppe seit 

2006, Mittelwerte 

 

Quelle:  Eigene Darstellung auf Basis der ALLBUS-Daten 

Anmerkungen: Fallzahl: N = 11 087; auf einer Skala von 1 bis 7 sind die Mittelwerte des Indexes Antisemitismus ange-
geben. Hohe Werte stehen für eine antisemitische Einstellung. Eine detaillierte Beschreibung dieses Indexes findet 
sich in der Tab. D 15 im Anhang 

Auch in Bezug auf Homophobie zeigt sich ein analoger Befund (Abb. 3.17). Die 

Werte auf der Skala zur Messung homophober Einstellungen liegen für die Perso-

nen unter 27 Jahren deutlich unter denen der älteren Personen. Im Jahr 2020 liegen 

die beiden Altersgruppen in Deutschland um einen knappen halben Skalenpunkt 

auseinander (F(1,8 085) = 339.84, p = .000, d = .56). Im internationalen Vergleich zeigt 

sich des Weiteren, dass das Niveau homophober Einstellungen in Deutschland we-

sentlich niedriger ist als im europäischen Durchschnitt. 

Abb. 3.17: Homophobie (Index) nach Altersgruppe und im internationalen 

Vergleich, Mittelwerte 

 

Quelle:  Eigene Darstellung auf Basis der ESS-Daten 

Anmerkungen: Fallzahlen: N (Europa 2020) = 40 460, N (Deutschland 2020) = 8 086; auf einer Skala von 1 bis 5 sind 
die Mittelwerte des Indexes Homophobie angegeben. Hohe Werte stehen für eine homophobe Einstellung. Eine detail-
lierte Beschreibung dieses Indexes findet sich in Tab. D 16 im Anhang 
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Nicht ganz so eindeutig ist die Befundlage, wenn als ein weiteres Merkmal, die men-

schenfeindliche Überzeugung des Sozialdarwinismus (Abb. 3.18), betrachtet wird. 

Sozialdarwinismus meint hier die Einstellung, dass sozioökonomische Unterschiede 

gerecht und notwendig sind und dass jede Person selbst für ihre gesellschaftliche 

Stellung verantwortlich ist. Die Werte dieser Skala sind für die Gruppe der über  

27-Jährigen relativ konstant und für die bis 27-Jährigen sinken sie nur leicht. Der 

Mittelwertunterschied im Jahr 2021 ist zwar signifikant, aber moderat 

(F(1,5 032) = 32.9, p = .000, d = .28). In den Jahren 2014 und 2018 lag der Wert für 

die Jüngeren sogar über dem Wert der Älteren. 

Abb. 3.18: Sozialdarwinismus (Index) in Deutschland nach Altersgruppe seit 

2010, Mittelwerte 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der ALLBUS-Daten 

Anmerkungen: Fallzahl: N=23 533, auf einer Skala von 1 bis 4 sind die Mittelwerte des Indexes Sozialdarwinismus an-
gegeben. Hohe Werte stehen für eine sozialdarwinistische Einstellung. Eine detaillierte Beschreibung dieses Indexes 
findet sich in Tab. D 17 im Anhang 

Insgesamt kann also davon gesprochen werden, dass für junge Menschen bei allen 

hier betrachteten Indikatoren extremistischer Einstellungen, mit Ausnahme der des 

Sozialdarwinismus, deutlich niedrigere Werte gemessen wurden als in der Gruppe 

älterer Personen. Des Weiteren waren diese menschenfeindlichen Einstellungen in 

den letzten Jahren bis 2021 rückläufig. Aktuellere Trends werden durch diese Daten 

jedoch nicht abgebildet. 

3.5 Selbsteinstufung in das Links-Rechts-Schema 

Für die generelle gesellschaftspolitische Einstellung ist die Verwendung des Merk-

mals der „Links-Rechts-Selbsteinstufung“ gängig (Friedrichs/Leßke 2022). Das 

Item ist in allen großen Surveys vorhanden und wird in der quantitativen Extremis-

musforschung verwendet (vgl. Arzheimer 2023). Autorin und Autor der vorliegen-

den Studie vertreten die Ansicht, dass die Selbsteinstufung in das Links-Rechts-

Schema ein geeignetes Merkmal ist, um die Tendenz hin zu einer radikalen politi-

schen Einstellung zu untersuchen. Eine Person, die sich bewusst dem linken oder 

rechten Rand des politischen Spektrums zuordnet, tut dies nicht unbedacht, so die 

Annahme. 
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Abb. 3.19: „Extreme“ Selbsteinstufung in das Rechts-Links-Schema in 

Deutschland über die Zeit nach Altersgruppen, Anteile in Prozent 

 

Quelle:  Eigene Darstellung auf Basis der ALLBUS Daten 

Anmerkungen: Abgebildet sind die relativen Häufigkeiten der Personen innerhalb der Altersgruppen, die sich selbst 
dem linken oder rechten Rand im politischen Spektrum zuordnen. Die „Ränder“ sind die Selbsteinstufung als „extrem 
links“ = 1 und 2 sowie „extrem rechts“ = 9 und 10 auf einer 10-stufigen Skala, N~3 000 je Erhebungsjahr 
Lesebeispiel: 1990 haben sich knapp 20 Prozent der über 27-Jährigen als politisch extrem (links oder rechts) einge-
ordnet, 2021 waren dies hingegen 15.1 Prozent 

Der Langzeittrend, der in der Abb. 3.19 dargestellt ist, zeigt, dass die extreme Selbst-

einordnung in das Links-Rechts-Schema in den letzten drei Jahrzehnten zunächst 

abgenommen hatte. Der Anteil derjenigen Personen, die sich selbst als extrem ein-

stufen, ist mit deutlichen Schwankungen im Zeitraum von 1990 bis 2014 zurückge-

gangen, und zwar von etwa einem Fünftel bei den Älteren (über 27 Jahre) auf einen 

Anteil von 12 Prozent und von über 15 Prozent auf unter 10 Prozent bei den jün-

geren (bis 27 Jahre). Seit 2014 steigen die Werte kontinuierlich in beiden Altersgrup-

pen wieder an, haben aber das Niveau der frühen 90er-Jahre noch nicht erreicht. 

Außerdem ist eine Verringerung des Unterschiedes zwischen den Altersgruppen zu 

verzeichnen. 

Ein etwas anderes Bild zeichnen die Daten des European Social Survey (Abb. 3.20). 

Verglichen mit den Daten aus Deutschland, lassen sich in den ESS-Daten für 

Deutschland zwar ähnliche Tendenzen, aber höhere Gesamtwerte erkennen. Dem-

nach variiert die Selbsteinstufung junger Menschen in das Links-Rechts-Schema je 

nach Datenquelle. Während die ALLBUS-Daten einen geringeren Anteil junger 

Menschen im Vergleich zu älteren Bevölkerungsgruppen zeigen, die sich selbst einer 

extremen Position zuordnen, ist bei den ESS-Daten ein höherer Anteil an Jüngeren 

gegenüber den Älteren zu erkennen, der sich selbst einer extremen Position zuord-

net. Der seit 2016 zu beobachtende Anstieg ist auf einen größeren Anteil junger 

Menschen, die sich selbst am linken Rand des politischen Spektrums verorten, zu-

rückzuführen. 
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Abb. 3.20: Selbsteinstufung an den Rändern des Rechts-Links-Schemas nach 

Altersgruppen und im internationalen Vergleich, relative 

Häufigkeiten 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der Daten des ESS 

Anmerkungen: Anteil der Personen, die sich im 11-stufigen Spektrum „links“ = 0 bis „rechts“ = 10 den Kategorien 
0 bis 2 oder 8 bis 10 zuordnen in Prozent. Fallzahlen: N (Deutschland 2020) = 8 136, N (Europa 2020) = 38 020 

Im Folgenden werden die Selbsteinschätzungen der Menschen in Deutschland tie-

fergehend nach Alter, Migrations- sowie Bildungshintergrund, Einkommen und Ge-

schlecht auf Basis der ESS-Daten (2020) betrachtet. 

Es zeigt sich für das Jahr 2020, dass in der Gruppe der bis 27-Jährigen der Anteil 

derer, die sich selbst im Links-Rechts-Schema dem rechten Rand zuordnen5 bei 

1.3 Prozent liegt und bei den Personen über 27 Jahren bei 3.0 Prozent. Dieser Un-

terschied zwischen den gruppenbezogenen relativen Häufigkeiten ist signifikant 

(χ2
(1) = 10.77, p = .001). Am anderen Ende der Skala, also am linken Rand der 

Selbsteinstufung in das Links-Rechts-Schema zeigt sich ein entgegengesetztes Bild. 

12 Prozent der jungen Menschen ordnen sich hier selbst ein. Dem steht ein Anteil 

von 8 Prozent bei den älteren Menschen gegenüber. Auch dieser Unterschied ist 

statistisch signifikant (χ2
(1) = 21.29, p = .000). 

Innerhalb der Gruppe der jungen Menschen sind diejenigen, die sich dem rechten 

Rand zuordnen, mit 22.6 Jahren im Schnitt etwas älter als die übrigen (21.3 Jahre), 

und die, die sich dem linken Rand zuordnen, mit 20.6 gegenüber 21.5 Jahren etwas 

jünger. Mit einem Wert der Effektstärke Cohen’s d von d = .36 bzw. d = .25 sind 

diese Mittelwertunterschiede als durchaus relevant zu beurteilen. Insgesamt kann 

also vermutet werden, dass eine extrem linke Einstellung sich mit steigendem Alter 

 

 

5  Sie stufen sich selbst auf der 11-stufigen Skala von 0 = „extrem links“ und 10 = „extrem rechts“ 

auf die Frage „In der Politik spricht man manchmal von ‚links‘ und ‚rechts‘. Wo auf dieser Skala 

würden Sie sich selbst einstufen, wenn 0 für links steht und 10 für rechts?“ mit 9 oder 10 ein. 
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eher abschwächt, während dies im Falle einer extrem rechten Einstellung eher um-

gekehrt zu sein scheint. 

Innerhalb der Gruppe der jungen Menschen zeigen sich keine signifikanten Zusam-

menhänge zwischen dem Einkommen und den Selbstzuordnungen zum rechten 

oder linken Rand im politischen Spektrum. Anders sieht das beim Bildungsniveau 

aus: Das derjenigen jungen Menschen, die sich selbst extrem rechts einstufen, liegt 

deutlich niedriger. Der Mittelwert auf der 7-stufigen Bildungs-Skala liegt bei diesen 

bei 3.7 und damit um einen ganzen Skalenpunkt niedriger als bei den übrigen jungen 

Menschen (MW = 4.7). Es handelt sich dabei in seiner Stärke mit d = .60 um einen 

mittleren Effekt. Für Personen, die sich selbst dem linken Rand zuordnen, gibt es 

hier keinen Bildungseffekt. Die Mittelwerte beim Bildungsniveau sind mit einem 

Mittelwert von 4.5 für junge Menschen, die sich dem linken Rand zuordnen, gegen-

über einem Mittelwert von 4.7 für die übrigen (d = .09) fast gleich hoch. 

In der Gruppe junger Menschen mit Migrationshintergrund gibt es einen signifikant 

höheren Anteil an Personen, die sich selbst dem rechten Rand zuordnen. Dieser 

liegt bei knapp drei Prozent gegenüber knapp einem Prozent in der Gruppe junger 

Menschen ohne Migrationshintergrund (χ2
(1) = 7.35, p = .007). Und auch bei der 

Selbsteinordnung am linken Rand des politischen Spektrums übertreffen junge 

Menschen mit Migrationshintergrund mit einem Anteil von gut 15 Prozent diejeni-

gen ohne Migrationshintergrund (etwas über 10 Prozent, χ2
(1) = 5.36, p = .021). 

Kein Zusammenhang lässt sich feststellen zwischen der Selbstzuordnung zum rech-

ten Rand und dem Geschlecht. Hingegen lässt sich festhalten, dass der Anteil der 

jungen Menschen, die sich extrem links zuordnen, bei den Frauen mehr als doppelt 

so hoch liegt (knapp 16 Prozent) als bei den Männern (7 Prozent). Dieser Befund 

ist statistisch signifikant (χ2(1) = 23.79, p = .000). 

Um Aussagen zu treffen, wie stabil eine extreme Einstellung bei jungen Menschen 

ist und welche möglichen Kontextfaktoren eine Rolle spielen, wurde auf Basis von 

auf Gymnasien bezogenen Paneldaten des NEPS ein Regressionsmodell gerechnet 

(Tab. 3.10). Die abhängige Variable ist eine 5-stufige Skala auf der hohe Werte für 

eine extremere Selbsteinordnung in das Rechts-Links-Schema stehen. In das Modell 

gehen als unabhängige Variablen der entsprechende Ausgangswert im Schuljahr 

2016/17 sowie Geschlecht, Migrationshintergrund, politisches Interesse und Le-

benszufriedenheit zum selben Zeitpunkt der achten NEPS-Welle ein. Prognostiziert 

werden die Werte für das Schuljahr 2020/21. Der Koeffizient bei „Extreme Rechts-

Links Selbsteinstufungen (NEPS Welle 8)“ β = .375 ist erwartungsgemäß in seiner 

Größe bedeutend, positiv und signifikant. Das heißt für Gymnasiastinnen und 

Gymnasiasten, die in der 11. Jahrgangsstufe eine extreme Selbsteinordnung in das 

Links-Rechts-Schema vorgenommen haben, wird auch für das Schuljahr 2020/21, 

das Abiturjahr, eine extreme Selbsteinstufung erwartet. Das Merkmal besitzt also 

eine gewisse Stabilität. Allerdings ist dieser Effekt überraschend schwach. Dieser 

Befund spricht dafür, dass die Dispositionen der jungen Menschen, die für ihre ext-

reme Selbsteinordnung ins politische Spektrum verantwortlich sind, in den drei letz-

ten Schuljahren noch starken Wandlungsprozessen unterworfen sein können. 
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Tab. 3.10: Regressionsmodell zur Prädiktion der Selbsteinstufung an die 

Ränder des Rechts-Links-Schema bei Gymnasialabsolventen 2021 

AV: Extreme Links-Rechts Selbsteinstufung (NEPS Welle 11) β 

Extreme Links-Rechts Selbsteinstufung (NEPS Welle 8) .38*** 

Geschlecht (1=weiblich, 0=männlich) -.09*** 

Migrationshintergrund (1=mit MH, 0=ohne) .03 

Politisches Interesse -.12*** 

Lebenszufriedenheit -.04* 

N 2 862 

R2 .18 

Quelle:  Eigene Berechnung und Darstellung auf Grundlage der NEPS-Daten 

Anmerkungen: Angegeben sind die standardisierte Koeffizienten β, AV = Abhängige Variable; NEPS Daten: SC3, 
Welle 8 (11. Klasse 2016/17) und 11 (Absolventen 2020/21), Selbsteinstufung recodiert: 0 = „Mitte“ (LR-Skala 5) bis 
5 = „Extrem“ (LR-Skala 0&10); *** p < .000, * p < .05 

Deutlich wird außerdem ein negativer Effekt des politischen Interesses auf die ext-

reme Links-Rechts-Selbsteinstufung, auch über die Stabilität dieser Selbsteinstufun-

gen hinaus. Für junge Menschen, die sich stärker für Politik interessieren, prognos-

tiziert das Modell niedrigere Werte auf der Skala der extremen Selbsteinordnung im 

politischen Spektrum. Es scheint also ganz so, als würde politisches Interesse ext-

reme Einordnungen zumindest abschwächen. 

Des Weiteren wurde die extreme Selbsteinstufung junger Menschen auf Basis der 

ESS- und ALLBUS-Daten mit den Konstrukten der Menschenfeindlichkeit 

(Abb. 3.21) und der Zustimmung zur Demokratie (Abb. 3.22) verknüpft. Die 

Abb. 3.21 zeigt drei Profildiagramme, in welchen die Selbsteinstufung der bis 

27- Jährigen und der über 27-Jährigen mit einer Auswahl menschenfeindlicher Ein-

stellungen (siehe Abschnitt 3.4) in Verbindung gebracht wird. Die Analysen basie-

ren auf den ALLBUS-Daten von 2021. Die Selbsteinstufung wurde zu diesem 

Zweck in eine Variable mit drei Kategorien („extrem links“, „Mitte“ und „extrem 

rechts“) umcodiert. Für Islamfeindlichkeit und Antisemitismus zeigt sich in aller 

Deutlichkeit – und bei den jüngeren Menschen noch extremer als bei den älteren – , 

dass Personen, die sich selbst dem rechten Rand des politischen Spektrums zuord-

nen, viel höhere Werte auf diesen beiden Skalen der Menschenfeindlichkeit errei-

chen als diejenigen, die sich der Mitte oder dem linken Rand zuordnen. Bei Letzte-

ren liegen die jüngeren Menschen im Kontrast dazu deutlich unter den älteren. Ins-

besondere scheint also die Dimension der Menschenfeindlichkeit bei den jungen 

Menschen am rechten Rand ein besonderes Problem darzustellen. 
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Abb. 3.21: Mittelwerte der Skalen Islamfeindlichkeit, Antisemitismus und 

Sozialdarwinismus nach Rechts-Links-Selbsteinstufung und 

Altersgruppen 

 

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der ALLBUS-Daten (2021) 

Anmerkungen: Dargestellt sind die Profildiagramme der Indizes (die genaue Beschreibung der Indizes findet sich im 
Anhang) zu Islamfeindlichkeit (6 Items, Tab. D 14), Antisemitismus (4 Items, Tab. D 15) und Sozialdarwinismus (3 
Items, Tab. D 17) nach Altersgruppe und nach einer kategorialen Variable der Rechts-Links-Selbsteinstufung auf einer 
Skala von 1 bis 10 mit den Kategorien „extrem links“ = 1 und 2, „Mitte“ = 3 bis 8 und „extrem rechts“ = 9 und 10 

Auf der anderen Seite kann die extreme Selbsteinstufung auch mit Einstellungen 

gegenüber der Demokratie bzw. mit Werten des politischen Partizipationsindex in 

Verbindung gebracht werden. Dies wurde vorgenommen in Analysen auf Basis der 

ESS-Daten, deren Ergebnisse in den Profildiagrammen in der Abb. 3.22 dargestellt 

sind. Jungen Menschen, die sich selbst dem rechten Rand zuordnen, ist es am we-

nigsten wichtig, in einem Land mit demokratischer Regierungsform zu leben. Die 

extrem links eingeordneten jungen Menschen hingegen scheinen bei Mittelwerten 

zwischen 9.2 und 9.5 von maximal 10 Skalenpunkten hohen Wert auf die Demokra-

tie als Regierungsform zu legen. Das mittlere Diagramm zeigt, dass junge Menschen, 

die sich dem linken Rand des politischen Spektrums zuordnen, am wenigsten damit 

zufrieden sind, wie die Demokratie in Deutschland funktioniert. Die rechten Gra-

phen verdeutlichen, dass die durchschnittlichen Werte des Indexes für die politische 

Partizipation auf einer 5-stufigen Skala von 0 bis 4 von links nach rechts abnehmen, 

auf beiden Seiten des Spektrums jedoch sehr niedrig sind. 
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Abb. 3.22: Mittelwerte der Items Demokratiezustimmung und -zufriedenheit 

sowie des Partizipationsindex nach Rechts-Links-Selbsteinstufung 

und Altersgruppen 

 

Quelle:  Eigene Darstellung auf Basis der ESS-Daten (2020) 

Anmerkungen: Dargestellt sind die Profildiagramme der Items Demokratiezustimmung („Wie wichtig ist es Ihnen, in 
einer Demokratie zu leben“ und Zufriedenheit mit der Demokratie sowie des Partizipationsindexes (Beschreibung in 
der Tab. D 4 im Anhang)), nach Altersgruppe und nach einer kategorialen Variable der Rechts-Links-Selbsteinstufung 
auf einer Skala von 0 bis 10 mit den Kategorien „extrem links“ = 0 und 1, „Mitte“ = 2 bis 8 und „extrem 
rechts“ = 9 und 10. Die Hilfslinien zeigen d = .2 Abstände. Um die Befunde besser gegenüberstellen zu können, wur-
den die Graphen entlang der Y-Achse verschoben. 

3.6 Zwischenfazit: Herausforderung Extremismus 

Das Ziel der Analysen im Kapitel 3 war es, die Verbreitung von Demokratie gefähr-

denden Orientierungen in verschiedenen sozialen Gruppen aufzuzeigen. Dafür wur-

den Altersvergleiche, Trendanalysen und Vergleiche der Situation in Deutschland 

mit dem Durchschnitt europäischer Länder vorgelegt. Deskriptive Darstellungen 

und Zusammenhangsanalysen von Indikatoren extremistischer Haltungen mit de-

mografischen, sozioökonomischen und persönlichkeitsbezogenen Merkmalen in-

formieren über Risikogruppen. Durch empirische Befunde sollen so Bedarfe und 

Zielgruppen für den Bereich der Extremismusprävention identifiziert werden. 

Die positive Einstellung gegenüber einer autoritären Regierungsführung wird in 

der vorliegenden Untersuchung als Indikator für die Demokratiefeindlichkeit her-

angezogen. Auch das im Abschnitt 1.2 einleitend vorgestellte Theoriemodell 

(Beelmann) sieht im Autoritarismus ein Merkmal einer problematischen Persönlich-

keitsentwicklung. Auch stützt es die Annahme der Bedeutung dieses Phänomens für 

die Extremismusprävention, da Autoritarismus im Radikalisierungsprozess als wich-

tiger Marker für die Entstehung von Ideologien verstanden wird. Die Befunde der 

vorliegender Sekundäranalysen zeigen, dass die Werte insgesamt hoch ausfallen und 

dass es sich beim Autoritarismus um eine Haltung mit mittlerer Stabilität im Zeit-

verlauf handelt, die mehrheitlich noch Spielräume für Interventionen lässt. Dies 
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spricht für den Bedarf nach präventiven Ansätzen, um Verfestigungen dieser Hal-

tungen erst gar nicht entstehen zu lassen. Für Fälle verfestigter autoritärer Haltun-

gen bedarf es vermutlich spezifischerer Ansätze. 

Im Jugendalter präventiv anzusetzen, ist insbesondere relevant, da Menschen im 

jüngeren Alter weniger dazu neigen, eine autoritäre Regierungsführung zu befür-

worten. Von 2019 bis 2021 blieb der Wert bei den jungen Menschen nahezu stabil, 

während er bei den älteren deutlich anstieg. Auch die Identifikation der besonders 

gefährdeten Zielgruppen durch die Sekundäranalysen (männlich, ländlicher Wohn-

ort, niedriger Bildungsstand) bietet Ansatzpunkte für die präventive Arbeit, indem 

Besonderheiten des Erfahrungshintergrunds dieser Zielgruppen bei der Planung 

von Maßnahmen besonders berücksichtigt werden. Der Effekt, dass ein höheres 

politisches Interesse mit geringer Zustimmung zu autoritären Einstellungen einher-

geht, spricht für eine Schlüsselposition der Förderung des politischen Interesses 

junger Menschen. Entsprechende Angebote haben breite Zielgruppen, denn es be-

stehen keine Unterschiede bezüglich Einkommen, Migrationshintergrund oder der 

Verortung in West- oder Ostdeutschland. 

Als wesentlicher Aspekt der Demokratiefeindlichkeit wurde auch der Verschwö-

rungsglaube Gegenstand der Untersuchung. Vergleichbar den Befunden zum Au-

toritarismus zeigt sich ein insgesamt hohes Niveau an Verschwörungsglauben, der 

jedoch von jüngeren Menschen in geringerem Maße vertreten wird als von älteren. 

Die Daten sprechen außerdem dafür, dass die Verschwörungsgläubigkeit in Ost-

deutschland weiterverbreitet ist als in Westdeutschland und dass es deutliche Ef-

fekte des ökonomischen Hintergrundes gibt. Personen aus Haushalten mit höherem 

Einkommen sind in geringerem Maß verschwörungsgläubig. Bei der Elitenfeind-

lichkeit liegen jüngere Deutsche unter dem europäischen Schnitt, während für die 

älteren Deutschen leicht überdurchschnittliche Werte sichtbar werden. 

Hohe Werte auf Skalen zum Verschwörungsglauben sind ein wichtiger Indikator für 

Demokratieferne. In den Theorien zur Herausbildung extremistischer Haltungen 

wird diskutiert, dass es zur Rechtfertigung der Vorurteilsstrukturen und Gewalt ge-

gen soziale Gruppen nicht erforderlich zu sein scheint, die entsprechenden Ideolo-

gien vollständig zu übernehmen. Es reicht vielmehr aus, wenn auf Versatzstücke 

radikaler religiöser, politischer, ethnozentrierter Erzählungen oder entsprechender 

Verschwörungsideologien zurückgegriffen wird (Beelmann 2022, S. 163). Für die 

Prävention von Extremismus durch die Bearbeitung von Verschwörungsmythen be-

deutet dies, dass eine Vielzahl unterschiedlicher Versatzstücke entsprechender Hal-

tungen adressiert werden müssen. Dass junge Menschen diesen Erzählungen in ge-

ringerem Maße Glauben schenken, spricht dafür, präventive Bemühungen auf diese 

Gruppe zu konzentrieren. 

In der vorliegenden Untersuchung wurde exemplarisch als spezifische und weit ver-

breitete Form der Gewaltausübung das Mobbing analysiert. Hierbei ist die Un-

terscheidung der Täter- und Opferrollen relevant. Folgende Befunde wurden für 

junge Menschen zwischen 11 und 18 Jahren herausgearbeitet: Etwa ein Drittel ga-

ben an, gemobbt worden zu sein, während ein Viertel sich selbst als Mobbende 

eingeordnete. Insbesondere junge Frauen sind Opfer, junge Männer sind im Schnitt 
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eher Täter. Auch der Migrationshintergrund ist laut den Befunden ein Faktor, wel-

cher die Wahrscheinlichkeit erhöht, in Bezug auf Mobbing Täter zu werden. Für die 

Bedarfsermittlung im Bereich Extremismusprävention sind diese Befunde insofern 

relevant, als sie darauf hinweisen, dass bei Programmen zur Gewaltprävention zu 

berücksichtigen ist, dass es in den verschiedenen Subgruppen unterschiedliche Ge-

fährdungslagen gibt, Opfer oder Täter zu werden. 

Zu den Analysen bezüglich verschiedener Formen der Gruppenbezogenen Men-

schenfeindlichkeit lässt sich generell festhalten, dass die jüngeren Vergleichsgrup-

pen eher niedrigere Werte aufweisen, auch wenn immer noch zu viele eine solche 

Haltung einnehmen. Befunde zu Einstellungen gegenüber Minderheiten, Islam-

feindlichkeit, Antisemitismus und Homophobie zeigen, dass die Werte auf entspre-

chenden Skalen bei jungen Menschen nicht nur niedriger als in der Vergleichsgruppe 

der über 27-Jährigen sind, sondern über die Jahre auch abgenommen haben. Auch 

im europäischen Vergleich (mit beiden Altersgruppen) zeigen die jungen Menschen 

in Deutschland keine hohen Werte der Menschenfeindlichkeit. Dies könnte auch 

ein Erfolg der bisherigen Bemühungen zur Demokratieförderung und Extremis-

musprävention in Deutschland sein. Ohne methodisch tragfähige Vergleiche lässt 

sich dies jedoch nicht schlüssig sagen. Ebenso wenig können die Daten die aktuellen 

Trends der vergangenen beiden Jahre (2022–2023) abbilden. 

Obwohl die vorliegenden Ergebnisse noch keine alarmierende Wirkung haben, son-

dern im Gegenteil positive Interpretationen zulassen, sind die Risiken einer Entste-

hung von Vorurteilsstrukturen ernst zu nehmen. Auch wenn dies nur eine sehr ge-

ringe Minderheit betrifft, können sich entsprechende Vorurteilsstrukturen in ver-

festigter Form zu Dissozialität und damit tatsächlichem radikalem Verhalten entwi-

ckeln. 

Zur Selbsteinstufung junger Menschen in das Links-Rechts-Schema lässt sich 

festhalten, dass es diesbezüglich je nach Datenquelle widersprüchliche Befunde gibt. 

Während die ALLBUS-Daten gegenüber der älteren Bevölkerung von einem nied-

rigeren Anteil der jungen Menschen sprechen, die sich einer extremen Position im 

politischen Spektrum zuordnen, liegen die Anteile, die auf Basis der ESS-Daten er-

rechnet wurden, in der jungen Bevölkerung für die letzten Erhebungszeitpunkte 

(2018 und 2020) deutlich über denen in der Vergleichsgruppe der Älteren. In letz-

terem Fall kann man einen bemerkenswerten Anteil von über 25 Prozent der jungen 

Menschen berichten, der sich einer extremen Position zuordnet. Es ist anzumerken, 

dass der Anstieg seit dem Jahr 2018 auf die vermehrte Selbsteinstufung der jungen 

Menschen an den linken Rand des Spektrums zurückzuführen ist. 

Ein geringes politisches Interesse geht mit einem höheren Risiko einer extremen 

Selbstpositionierung einher. Dieser Befund kann dahingehend interpretiert werden, 

dass möglicherweise das Interesse und die Beschäftigung mit Politik, zum Beispiel 

vermittelt in Bildungskontexten, einer extremen Verortung im Spektrum und damit 

einer radikalen Einstellung entgegenwirken können. Ein weiteres interessantes Er-

gebnis stellt die zwar messbare, aber in ihrer Deutlichkeit nicht sehr starke Stabilität 

der Selbstzuordnung über die Zeit dar. Für die Bedarfe bedeutet dies, dass insbe-

sondere in der Lebensphase der frühen Jugend – etwa bis zum Alter von 20 Jahren –



53 

präventive Maßnahmen, die der politischen Radikalisierung entgegenwirken, als Er-

folg versprechend erachtet werden können. Berücksichtigt werden sollte zudem der 

Befund, dass sich Menschen mit Migrationshintergrund häufiger einer extremen Po-

sition im Links-Rechts-Spektrum zuordnen. 

Die Verknüpfung der Links-Rechts Selbsteinschätzung mit Dimensionen der Men-

schenfeindlichkeit und Demokratiezustimmung lässt Unterschiede zwischen den 

Rändern des politischen Spektrums sichtbar machen. Während Menschen mit ext-

rem rechter Selbstzuordnung höhere Werte auf den Skalen der Menschenfeindlich-

keit erreichen, ergibt sich für diejenigen am linken Rand des Spektrums ein Bild, das 

ihre Unzufriedenheit mit der Umsetzung von Demokratie verdeutlicht. Interessant 

ist hierbei, dass auf Grundlage der Daten für extreme Positionierungen am linken 

Rand des Spektrums keine Demokratiefeindlichkeit per se sichtbar wird. Die Zu-

stimmung zu demokratischen Werten ist gegeben, es geht vielmehr um Unzufrie-

denheit und Nicht-Partizipation am aktuellen Geschehen. Die Verfassungs- und 

Demokratiefeindlichkeit linksextremer Personengruppen lässt sich auf der Grund-

lage vorliegender Daten nicht nachweisen. 
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4 Praxiskontexte 

Im Kapitel 4 geht es um die Praxis und fachpraktische Perspektiven. Die Einschät-

zungen und Bedarfe von Fachkräften aus verschiedenen formalen wie informellen 

Bildungskontexten werden im Folgenden dargestellt. Diese beziehen sich auf Her-

ausforderungen und Chancen im Kontext von Demokratieförderung und Extremis-

musprävention und stehen hier im Zentrum der sekundäranalytischen Betrachtung. 

Interessant ist hierbei die Frage, wie Prozesse politischer Bildung in und aus Sicht 

der Fachpraxis aussehen und wo sich hierbei Bedarfe identifizieren lassen. Wissens-

lücken ergeben sich hierbei für politische Sozialisationsprozesse und den Zusam-

menhang zwischen Bildung und Partizipation (Bundesministerium für Familie, Se-

nioren, Frauen und Jugend 2020, S. 564). Aus diesem Grund folgen punktuelle em-

pirische Analysen zu Bildungskontexten, die basierend auf den vorliegenden Daten 

möglich waren und sich an Regelstrukturen orientieren. Es werden im Folgenden 

die Kontexte frühkindliche Bildung (4.1), Schule (4.2) sowie Kinder- und Jugendar-

beit (4.3) behandelt. 

4.1 Frühkindliche Bildung 

Im Kontext der frühkindlichen Bildung wird in der vorliegenden sekundäranalyti-

schen Untersuchung eine eher schmale Datenlage abgebildet, die nichtsdestotrotz 

deutlich macht, dass demokratiefördernde und partizipative Strukturen bereits im 

frühkindlichen Bildungssystem wichtig sind (siehe auch Systematischer Literatur-

überblick, Abschnitt 4.2). Dass zum Beispiel die Tagesbetreuung frühe Berührungs-

punkte von Kindern mit politischer Bildung bieten soll, sehen auch Fachkräfte so. 

Dies bestätigt die Analyse der im Rahmen der Studie „Entwicklung von Rahmen-

bedingungen in der Kindertagesbetreuung – Indikatorengestützte Qualitätsbe-

obachtung“ (ERiK) gesammelten Daten. Im Survey wurden die pädagogischen 

Fachkräfte nach ihrer Einschätzung gefragt, für wie wichtig sie die Vermittlung ei-

nes Verständnisses von demokratischen Prinzipien in der Kindertagesbetreuung 

halten. Die Ergebnisse sind in der Abb. 4.23, im Vergleich mit den anderen im Rah-

men der Fragestellung zur Auswahl stehenden Kategorien, dargestellt. Es zeigt sich, 

dass über ein Drittel des Fachpersonals an über 8 500 befragten Einrichtungen an-

gab, dass die Förderung eines demokratischen Verständnisses „sehr bedeutend“ ist. 

Damit liegt diese Kompetenz im Mittelfeld des Rankings aller zur Auswahl stehen-

den Kompetenzen. 
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Abb. 4.23: Einschätzung des Förderbedarfs in der Kindertagesbetreuung 

durch das pädagogische Fachpersonal nach Themen, Anteil „sehr 

bedeutend“, in Prozent 

 

Quelle:  Eigene Darstellung auf Basis der ERiK-Daten (2019) 

Anmerkungen: Item „Wie bedeutend ist es Ihrer Meinung nach, die folgenden Fähigkeiten und Fertigkeiten bei Kindern 
in Ihrer Einrichtung zu fördern?“, Antwortmöglichkeiten auf der Skala 1 = „gar nicht bedeutend“ bis 6 = „sehr bedeu-
tend“, N = 8 582 Einrichtungen in der Kindertagesbetreuung. Angegeben ist der Anteil in der Kategorie „sehr bedeu-
tend“ 

4.2 Schule 

Die Schule ist im Kontext von Extremismusprävention, Demokratieförderung so-

wie politischer Bildung und Sozialisation eine zentrale Institution (vgl. Systemati-

scher Literaturüberblick, Abschnitt 4.1). Nicht zuletzt deshalb zeigt sich die Daten-

lage für Sekundäranalysen an dieser Stelle auch viel ergiebiger. Es stehen hier eine 

ganze Reihe umfangreicher internationaler wie nationaler Datenbasen zur Verfü-

gung, die sowohl die Schüler:innen- als auch die Lehrer:innenperspektive abbilden, 

z. B. die PISA- und die NEPS-Daten. Diese erlauben eine Analyse demokratieför-

derlicher sowie in diesem Zusammenhang herausfordernder Aspekte im Schulkon-

text. 

Nutzt man die Daten aus den PISA-Studien, kann zum Beispiel ein Blick darauf 

geworfen werden, wie Weltoffenheit als ein fächerübergreifendes Prinzip der poli-

tischen Bildung an deutschen Schulen im internationalen Vergleich aus Sicht der 

Schüler:innen gelebt wird (Abb. 4.24). Bei Interesse der Schüler:innen am Lernen 

über andere Kulturen und bei der Weltoffenheitsskala liegen die deutschen Schü-

ler:innen deutlich unter dem europäischen Durchschnitt. Bei der Selbstwirksamkeit 

in Bezug auf globale Themen und beim Respekt für Menschen aus anderen Kulturen 

liegen sie hingegen über dem europäischen Schnitt. 
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Abb. 4.24: Weltoffenheitsskalen aus der PISA-Studie (2018), Deutschland und 

Europa im Vergleich, Mittelwerte 

 

Quelle:  Eigene Darstellung und Berechnung auf Basis der PISA-Daten (2018) 

Anmerkungen: 15- bis 16-jährige Schüler:innen (alle Schulformen) in Deutschland (N = 5 451) und Europa 
(N = 157 847). Die Kategorie Europa enthält folgende Länder: Österreich, Belgien, Schweiz, Tschechische Republik, 
Dänemark, Spanien, Estland, Finnland, Frankreich, Vereinigtes Königreich, Irland, Island, Italien, Niederlande, Norwe-
gen, Portugal, Slowakei, Slowenien und Schweden. Angegeben sind die Mittelwerte der WLE Scores (OECD 2020) 

Bedeutung gewinnen diese Befunde, wenn man sie im Zusammenhang mit einem 

Marker für demokratische Einstellung betrachtet (Tab. 4.11). Ein Marker bezeichnet 

eine Variable, die eine Zusammenhangsstruktur „anzeigt“, weil davon auszugehen 

ist, dass sie selbst sehr hoch mit anderen im Untersuchungskontext relevanten Kon-

strukten korreliert. Diesen Marker bildet im vorliegenden Fall die Skala „Einstellun-

gen der Schüler:innen gegenüber Einwanderinnen und Einwanderern“, da ange-

nommen wird, dass diese Skala hoch und positiv mit der latenten Skala „demokra-

tische Einstellung“ korreliert. Deutlich wird, dass alle Skalen signifikant positiv mit 

dem Marker zusammenhängen. 

Tab. 4.11: Zusammenhänge der Weltoffenheitsskalen mit dem Marker 

„positive Einstellungen gegenüber Zuwanderung“, 

Korrelationskoeffizienten 

Korrelation nach Pearson Positive Einstellung 
gegenüber Migrantin-

nen/Migranten 

p N 

Respekt für Menschen aus anderen Kulturen .481 .000 2 934 

Weltoffenheit .321 .000 2 922 

Sensibilität für interkulturelle Kommunikation .262 .000 2 900 

Bewusstsein der Schüler für globale Themen .203 .000 2 919 

Interesse der Schüler am Lernen über andere 
Kulturen 

.330 .000 2 923 

Selbstwirksamkeit in Bezug auf globale Themen .149 .000 2 908 

Quelle:  Eigene Darstellung auf Basis der PISA(S)-Daten (2018) 
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Bemerkenswert ist des Weiteren, dass in den PISA(S)-Daten auch die „Freude am 

Lesen“ sowie die „Einstellung der Eltern gegenüber Einwanderinnen und Einwan-

derern“ stark mit dem Marker-Konstrukt korreliert (r=.253, p=.000, N=2 944 bzw. 

r=.305, p=.000, N=1 503). Dies zeigt einmal mehr die große Bedeutung der Le-

sebegeisterung (im weiteren Sinne Bildung) und des familiären Hintergrunds als In-

dikator bzw. als Kontextfaktor für demokratiefreundliche Einstellungen bei jungen 

Menschen. 

Werden die Werte der Schulklimaskalen der PISA-Studie (2018) an deutschen Schu-

len international verglichen (Abb. 4.25), lässt sich festhalten, dass für deutsche 

Schüler:innen zwischen 15 und 16 Jahren das Zugehörigkeitsgefühl zur Schule über-

durchschnittlich beurteilt wird. Auch die allgemeine Angst vor Versagen ist niedri-

ger als im europäischen Durchschnitt. 

Abb. 4.25: Schulklimaskalen aus der PISA-Studie, Deutschland und Europa im 

Vergleich, Mittelwerte (WLE) 

 

Quelle:  Eigene Darstellung und Berechnung auf Basis der PISA-Daten (2018) 

Anmerkungen: 15- bis 16-jährige Schüler:innen (alle Schulformen) in Deutschland (N = 5 451) und Europa 
(N = 157 847). Die Kategorie Europa enthält folgende Länder: Österreich, Belgien, Schweiz, Tschechische Republik, 
Dänemark, Spanien, Estland, Finnland, Frankreich, Vereinigtes Königreich, Irland, Island, Italien, Niederlande, Norwe-
gen, Portugal, Slowakei, Slowenien und Schweden. Angegeben sind die Mittelwerte der WLE Scores 
(vgl. OECD 2020). 

In der Tab. 4.12 sind die Zusammenhänge des Markers „Einstellung der Schüler:in-

nen gegenüber Einwanderinnen und Einwanderern“ mit den Schulklimaskalen an-

gegeben. Bei insgesamt schwachen Korrelationen besteht der stärkste Zusammen-

hang mit der Skala eines diskriminierenden Schulklimas. Schüler:innen, die von ei-

nem solchen Klima berichten, haben auch eher eine ablehnende Haltung gegenüber 

Einwanderinnen und Einwanderern. Des Weiteren gibt es einen positiven Effekt 

des wahrgenommenen Interesses der Lehrer:innen und des Zugehörigkeitsgefühls 

zur Schule auf eine grundsätzlich positivere Einstellung gegenüber Zuwanderung. 

Diese Befunde zeigen, dass das Schulklima einen signifikanten Einfluss auf men-

schenfreundliche Einstellungen der Schüler:innen hat. 
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Tab. 4.12: Zusammenhänge der Schulklimaskalen mit dem Marker „positive 

Einstellung gegenüber Zuwanderung“, Korrelationskoeffizienten 

Korrelation nach Pearson Positive Einstellung 
gegenüber Migrantin-

nen/Migranten 

p n 

Schulpolitische Maßnahmen zur Beteiligung der Eltern .004 .882 1 566 

Diskriminierendes Schulklima -.138 .000 2 613 

Wahrnehmung des Wettbewerbs in der Schule .049 .014 2 496 

Allgemeine Angst vor Versagen .069 .000 2 928 

Wahrgenommenes Interesse der Lehrer .115 .000 2 939 

Subjektives Wohlbefinden: Zugehörigkeitsgefühl zur Schule .106 .000 2 932 

Quelle:  Eigene Darstellung auf Basis der PISA-Daten (2018) 

Um das Phänomen des diskriminierenden Schulklimas tiefergehend in den Blick zu 

nehmen, kann auf Basis der Daten aus der Schüler:innen-Befragung des Sozioöko-

nomischen Panels (SOEP) analysiert werden, inwiefern unterschiedliche Kon-

textfaktoren die von den Schülerinnen und Schülern wahrgenommene Diskriminie-

rung durch die Lehrpersonen beeinflussen. Dafür wurde ein logistisches Regressi-

onsmodell berechnet, dessen Ergebnisse in Tab. 4.13 dargestellt sind. Dieses Modell 

untersucht die Wahrscheinlichkeit, ob Schüler:innen von einem Gefühl der Diskri-

minierung im Unterricht berichten. Und es überprüft den Einfluss des Geschlech-

tes, des Migrationshintergrundes und des ökonomischen Hintergrundes der Familie. 

Es wird deutlich, dass im Schulkontext die männlichen jungen Heranwachsenden 

eher von Diskriminierung betroffen sind. Betrachtet man die Randeffekte (Average 

Marginal Effects), liegt die Wahrscheinlichkeit, Diskriminierung wahrzunehmen, für 

Schüler um 6.2 Prozentpunkte (AME=-.062) höher als für Schülerinnen. Auch das 

Haushaltseinkommen hat einen signifikanten Effekt auf die von den Schülerinnen 

und Schülern wahrgenommene Diskriminierung. Das logistische Regressionsmodell 

prognostiziert für einen Anstieg des Einkommens um 100 Euro, ein Sinken der 

Wahrscheinlichkeit, von Diskriminierung betroffen zu sein bzw. davon zu berich-

ten, um 0,2 Prozentpunkte (AME=-.002). Bei einem Einkommensunterschied von 

beispielsweise 2 000 Euro würde sich dieser Effekt zu 4 Prozentpunkten aufsum-

mieren. Der Migrationshintergrund hat in diesem Modell keinen signifikanten Ef-

fekt. 

Tab. 4.13: Logistische Regression zur Prädikation der wahrgenommenen 

Diskriminierung von Schülerinnen und Schülern durch 

Lehrpersonal 

Abhängige Variable: von Diskriminierung berichtet (ja = 1/nein = 0) Coef. AME 

weiblich -.278*** -.062 

Haushaltseinkommen -.011*** -.002 

mit Migrationshintergrund .061 .014 

Quelle:  Eigene Darstellung auf Basis der SOEP-Daten 2014 bis 2020 

Anmerkungen: Fallzahl: N = 6 496 Schüler:innen zwischen 12 und 14 Jahren (alle Schulformen), befragt in den Jahren 
2014 bis 2020. Die abhängige Variable ist gebildet aus den nominal skalierten Items „Lehrer rufen mich seltener auf“, 
„Lehrer benoten mich strenger“, „Lehrer ermahnen mich öfter“ und „Lehrer halten mich für weniger klug“ mit den Ant-
wortmöglichkeiten „Ja“ und „Nein“. Einkommen in 100-Euro-Stufen von 0 bis 18.999 Euro; AME = „Average Marginal 
Effects“ 
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Die Abb. 4.26 verdeutlicht Angaben von Lehrerinnen und Lehrern über Themen, 

die in Ausbildung und Unterricht vorkommen und beschreibt die Bedarfe bezüglich 

des übergeordneten Themas der kulturellen Vielfalt im schulischen Kontext. Es 

kann gezeigt werden, dass die Lehrenden angeben, dass Themen der kulturellen 

Vielfalt in höchstem Maße im Unterricht behandelt werden. So geben beispielsweise 

92 Prozent der deutschen Lehrkräfte an, im Rahmen des Unterrichts Fähigkeiten 

wie „Offenheit für Menschen mit anderem kulturellen Hintergrund“ zu fördern. 

Auch vergleichbare Kategorien, die Gleichberechtigung, Kommunikation und Wis-

sen gegenüber anderen Kulturen und Menschen zum Lernziel haben, werden von 

Lehrkräften deutscher Schulen im Unterricht thematisiert. Hierbei erzielen deutsche 

Lehrer:innen im internationalen Vergleich hohe Werte. Trotzdem ist gerade in die-

sem Kontext interessant zu erkennen, dass für die in Deutschland befragten Lehr-

kräfte diese Themen für nur 19 Prozent einen Bestandteil ihrer Aus- und Fortbil-

dung darstellen. Dieser Wert liegt im europäischen Mittelfeld und ist, verglichen 

z. B. mit den USA, niedrig. Der angegebene Bedarf für diese Inhalte von Aus- oder 

Weiterbildung liegt mit 12 Prozent über den internationalen Vergleichswerten. Die-

selben Tendenzen ergeben sich für die Frage, ob Gleichberechtigung und Vielfalt 

Teil der Ausbildung sind. Nur für 30 Prozent der Lehrkräfte in Deutschland ist dies 

der Fall, was den zweitniedrigsten Wert im internationalen Vergleich bedeutet. 
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Abb. 4.26: Lehrer:innenangaben zu Ausbildung, Bedarfen und Unterricht 

hinsichtlich demokratierelevanter Themen im internationalen 

Vergleich, Prozent 

 

Quelle:  Eigene Berechnung auf Grundlage der PISA(T)-Daten (2018) 

Anmerkungen: N (Deutschland) = 4 929, N (Portugal) = 4 533, N (Spanien) = 18 793, N (UK) = 1 426,  
N (USA) = 2 819; für die letzten beiden Items keine Daten aus den USA vorhanden. 

Beim Bedarf an Aus- und Weiterbildung im Bereich Unterrichten von Gleichbe-

rechtigung und Vielfalt liegen die deutschen Lehrkräfte mit neun Prozent im inter-

nationalen Vergleich ganz oben. Dies kann bedeuten, dass sie hierfür entweder sehr 

sensibel sind und ihre Kompetenzen stärker ausbauen wollen, oder aber dies erst in 

letzter Zeit zu einem für die Lehrkräfte wichtigen Weiterbildungsbedarf wurde. 

Die Abb. 4.27 behandelt das Thema der Medienkompetenz und demnach die För-

derung der Fähigkeit, Informationen (aus dem Internet) zu verstehen und reflektiert 

zu betrachten. Hier geben 65 bzw. 49 Prozent der deutschen Lehrkräfte an, diese 

Themen zu behandeln. Dies sind im internationalen Vergleich die niedrigsten 

Werte. 
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Abb. 4.27: Lehrer:innenangaben zu im Unterricht geförderter 

Medienkompetenz, Prozent 

 

Quelle:  Eigene Darstellung auf Basis der PISA(T)-Daten (2018) 

Anmerkungen: N (Deutschland) = 4 929, N (Portugal) = 4 533, N (Spanien) = 18 793, N (UK) = 1 426, 
N (USA) = 2 819; für die letzten beiden Items keine Daten aus den USA vorhanden 

Die Abb. 4.28 macht die, laut Angabe des Lehrpersonals, im Unterricht behandelten 

Themen sichtbar. Der Bezug zu aktuellen, gesellschaftlich und für die jungen Men-

schen in ihren Lebenswelten relevanten Themen kann nach Angabe der Fachkräfte 

im Unterricht hergestellt werden. Auch im Vergleich zu anderen europäischen Län-

dern lassen sich hier vergleichsweise hohe Werte feststellen. 
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Abb. 4.28: Von Lehrerinnen und Lehrern gesetzte Themen im Unterricht im 

internationalen Vergleich, Prozent 

 

Quelle:  Eigene Darstellung auf Basis der PISA(T)-Daten (2018) 

Anmerkungen: Antworten der befragten Lehrer:innen mit „ja“ oder „nein“ auf die Frage „Beziehen Sie in Ihren Unter-
richt ein“ bzw. „Behandeln Sie in Ihrem Unterricht folgende Themen“. 

4.3 Kinder- und Jugendarbeit 

Die unterschiedlichen Settings der Kinder- und Jugendarbeit (KJA) haben ein nor-

matives Verständnis für Demokratieförderung und politische Bildung gemeinsam, 

da Demokratie und Vielfalt zu ihrem Grundverständnis gehören. Die Bezüge zu 

Demokratieförderung und Extremismusprävention werden in der KJA oftmals über 

Alltagsthemen hergestellt (Becker 2020, S. 70 f.). Nötig für eine solche Form von 

Inbezugsetzung sind fundierte pädagogische Kompetenz und Fachwissen in den je-

weiligen Themenfeldern, zum Beispiel der Umgang mit extremistischen Einstellun-

gen bei jungen Menschen und Wissen in politischer Bildung. Dies ist die unerlässli-

che Basis für die Jugendarbeit mit allen jungen Menschen und insbesondere mit 

extremistischen Jugendlichen oder jenen, die von extremistischer Gewalt und Dis-

kriminierung betroffen sind. In diesem Zusammenhang sind die sekundäranalyti-

schen Auswertungen im Feld der offenen Kinder- und Jugendarbeit (OKJA) zu se-

hen, die im Rahmen der vorliegenden Untersuchung unternommen wurden. Die 

Abb. 4.29 gibt einerseits Auskunft über den Anteil der Einrichtungen der OKJA 

(als Teilbereich der KJA), in denen Beratung zu dem jeweiligen Thema nachgefragt 

wurde, und andererseits auch über das nach Einschätzung der Einrichtung vorhan-

dene Fachwissen innerhalb der Einrichtungen. 

Beratungswissen zum Thema Rechtsextremismus/Gruppenbezogene Menschen-

feindlichkeit schreiben sich 54 Prozent der Einrichtungen zu, in denen zu diesem 

Thema bereits Beratung dazu gesucht wurde. Damit gehört dieses Thema in die 

Gruppe der Wissensbereiche, die von den Einrichtungen am häufigsten vorgehalten 

werden, wenn eine entsprechende Beratung gesucht wurde. Ähnlich verhält es sich 

mit dem Thema Salafismus/islamistische Gruppen. Spezifisches Wissen ist bei 
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47 Prozent jener Einrichtungen verfügbar, in denen bereits auch Beratung zu die-

sem Thema gesucht wurde. Sowohl beim Thema Rechtsextremismus als auch Sa-

lafismus ist der Unterschied zwischen allen befragten Einrichtungen und jenen Ein-

richtungen, in denen Beratung zum Thema bereits gesucht wurde, besonders groß. 

Dieses Ergebnis deutet einerseits daraufhin, dass von einem großen Teil der Ein-

richtungen die Notwendigkeit gesehen wird, spezifische Kompetenzen zu dieser 

Thematik zu erwerben. Andererseits besteht die Vermutung, dass Jugendliche ins-

besondere in Einrichtungen mit entsprechenden Kompetenzen nachfragen, da sie 

um deren spezialisierte Kenntnisse wissen. Das könnte darauf hinweisen, dass die 

Fachkräfte auf aktuelle Bedarfe der Jugendlichen reagieren und die Nachfrage sei-

tens beratungsbedürftiger Jugendlicher bereits mit ihrer Kompetenz verbunden ist, 

sich an geeigneten Orten Unterstützung zu suchen. 

Abb. 4.29: Beratungsanfragen junger Menschen in Einrichtungen der Offenen 

Kinder- und Jugendarbeit nach Themen und vorhandenes 

Fachwissen, relative Häufigkeiten 

 

Quelle:  Eigene Darstellung, Berechnung auf Basis der DJI-Jugendzentrumsbefragung 2018 durch die diese Befra-
gung durchführenden Mitarbeitenden des DJI (Mairhofer u.a. 2022) 

Anmerkungen: N = 1 181 Einrichtungen der OKJA in Deutschland 
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Ein weiteres Ergebnis der Analysen behandelte die Frage, inwiefern Freizeitaktivi-

täten wie der Besuch einer Gruppe im Kontext von KJA die Partizipation beein-

flusst. Die UWE-Daten geben Auskunft darüber, wie hoch der Anteil junger Men-

schen im Alter von 11 bis 18 Jahren ist, die eine Jugendgruppe besuchen (siehe auch 

Abschnitt 2.4). Dieser liegt bei 21 Prozent. Betrachtet man nun den Anteil der jun-

gen Menschen, die von sich selbst sagen, dass sie sich in der Zukunft freiwillig en-

gagieren wollen, lässt sich festhalten, dass der Anteil bei den jungen Menschen, die 

eine Jugendgruppe besuchen, um zwölf Prozentpunkte höher liegt als bei denen, die 

keine Jugendgruppe besuchen, nämlich bei 72 Prozent. Dieser Unterschied bei den 

relativen Häufigkeiten ist statistisch signifikant (χ2(1) = 32.53, p = .000). 

4.4 Zwischenfazit: Kompetenz in der Praxis 

Bezüglich des Praxisfeldes frühkindliche Bildung ließ sich auf Basis der vorhan-

denen Daten feststellen, dass sich ein Drittel des Fachpersonals darüber einig ist, 

dass die Förderung eines Verständnisses von demokratischen Prinzipien „sehr be-

deutend“ für ihre pädagogische Praxis sei. Damit liegt diese Kompetenz „nur“ im 

Mittelfeld des Rankings aller zur Auswahl stehenden Kompetenzen. Die Abfrage 

zeigt demnach, dass die Relevanz des Einbezugs bzw. der Vermittlung demokrati-

scher Werte im Kontext frühkindlicher Bildung noch sichtbarer gemacht werden 

muss. In diesem Rahmen können Ergebnisse des systematischen Literaturüber-

blicks, die von den pädagogischen Herausforderungen im Umgang mit demokratie-

feindlichen oder extremistischen Einstellungen sprechen, die vor allem im Umgang 

mit den Eltern von betroffenen Kindern deutlich werden, mehr Kontext liefern. 

Die beschriebenen Unsicherheiten, die aufgrund von fehlendem oder nicht ausrei-

chendem Wissen von Fachkräften beschrieben werden, geben konkrete Ansatz-

punkte für Förder- und Forschungsprogramme. Diese beziehen sich u. a. auf den 

herausfordernden Umgang mit Eltern, die demokratiefeindliche oder extremistische 

Einstellungen besitzen (siehe Systematischer Literaturüberblick, Ab-

schnitt 4.2., S. 40). 

Extremismusprävention, Demokratieförderung sowie politische Bildung sind nicht 

zuletzt zentrale Aufgabe der Schule. Auch wenn die Datenbasen im Feld zumeist 

nicht explizit für die Untersuchung dieser Phänomene eingerichtet worden sind, 

erlaubt es die Datenlage doch, einige im Kontext relevante Aspekte zu untersuchen. 

Bezogen auf das Thema kulturelle Vielfalt zeigen Analysen der PISA-Daten, bei-

spielsweise zum Thema Weltoffenheit, dass das Interesse der deutschen Schüler:in-

nen am Lernen über andere Kulturen deutlich unter dem europäischen Durch-

schnitt liegt. Die Perspektive der Fachkräfte ist bei diesem Thema deshalb span-

nend. Sie geben zwar an, Themen kultureller Vielfalt im Unterricht zu behandeln, 

verweisen jedoch auch auf einen Bedarf an Aus- und Weiterbildung im Themenbe-

reich. Insgesamt scheint die Förderung von Lehrkräften in Bezug auf Themen der 

politischen Bildung (fachspezifisch wie fächerübergreifend) gerade im Kontext von 

aktuellen gesellschaftlichen wie politischen Entwicklungen als sinnvoll. 

Berechnungen über Zusammenhänge verschiedener Konstrukte mit der Einstellung 

der Schüler:innen gegenüber Migrantinnen und Migranten konnten die Bedeutung 
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des familiären Hintergrundes und der Einstellung der Eltern aufzeigen. Es wird auf-

grund der Analysen auch deutlich, dass es förderlich ist, Bezüge zu aktuellen, gesell-

schaftlich und für die jungen Menschen in ihren Lebenswelten relevanten Themen 

im Kontext der Schule zu schaffen. Diese Notwendigkeit wird auch im Verweis auf 

theoretische Modelle deutlich, die formelle Bildung explizit als wichtigen protekti-

ven Faktor gegen Radikalisierung herausgearbeitet haben (Beelmann/Michel-

sen 2022; Milbradt/Schau/Greuel 2019). Auch soziale Beziehungen, die in der 

Schule entstehen und sich entwickeln, spielen hier eine wichtige Rolle, denn Pro-

zesse, die die Entwicklung von Identität und Vorurteilsstrukturen prägen, werden 

stark von sozialen Kontakten und Kontexten geprägt (Beelmann 2022, S. 163). Ge-

rade die soziale Diversität und die Fähigkeit zu Empathie und kognitiver Differen-

ziertheit sind Faktoren, die einer problematischen Sozialentwicklung entgegenwir-

ken, gerade wenn diese in den Familien nicht vorherrschen und im Kontext von 

Schule gefördert werden können (Beelmann 2022). Das Schulklima kann demnach 

als Indikator für die Möglichkeit, soziale Diversitätsoffenheit, Empathie und kogni-

tive Differenziertheit zu fördern, gesehen werden. Diesbezügliche Analysen haben 

ergeben, dass im europäischen Vergleich das Schulklima von jungen Menschen als 

überdurchschnittlich gut beschrieben wird. Auch die Werte für das Zugehörigkeits-

gefühl zur Schule sowie das subjektive Wohlbefinden erweisen sich für junge Men-

schen in Deutschland als überdurchschnittlich hoch. Damit bestehen gute Voraus-

setzungen dafür, dass sich extreme Positionen schwieriger entwickeln können, aber 

trotzdem verweisen die niedrigen Weltoffenheitswerte und die für das Interesse am 

Lernen über andere Kulturen auf noch zu aktivierende Potenziale und bislang ver-

tane Chancen der Prävention und Demokratieförderung. 

Hinsichtlich des Themas der Diskriminierungserfahrungen an Schulen zeigt die se-

kundäranalytische Auswertung der Befragungsdaten, dass vor allem männliche 

Schüler und Schüler:innen aus sozial schwachen Verhältnissen von Diskriminierung 

durch die Lehrer berichten. Diese Formen der Diskriminierung sind deshalb in den 

Blick zu nehmen, da sie für die Identitätsentwicklung im sozialen Kontext prägend 

sein können. 

Ein weiteres wichtiges, durch die Sekundäranalysen identifiziertes Thema im Schul-

kontext ist die Förderung der Medienkompetenz der Schüler:innen. Lediglich knapp 

die Hälfte der befragten Lehrkräfte gibt an, im Unterricht zu vermitteln, wie erkannt 

werden kann, ob Informationen aus dem Internet subjektiv bzw. voreingenommen 

sind. Im Kontext der europäischen Vergleichswerte und den digitalen Entwicklun-

gen ist dies der niedrigste Wert, was eine verstärkte Einbindung dieser Wissensver-

mittlung in die Lehrpläne sinnvoll erscheinen lässt. 

Die Sekundäranalysen in der pädagogischen Praxis der Kinder- und Jugendarbeit 

ergaben Befunde zur Fachkräfteperspektive auf Beratungsbedarfe für die jungen 

Menschen und zu in den Einrichtungen vorhandenem Fachwissen. Die Ergebnisse 

zeigen, dass zum Thema Rechtsextremismus und Gruppenbezogene Menschen-

feindlichkeit sowie Salafismus und Islamismus zum einen Beratung angefragt wird 

und zum anderen Fachwissen existiert. Dies spricht dafür, dass Fachkräfte in der 

Lage sind, beratende Tätigkeiten im Kontext von Demokratieförderung und Extre-

mismusprävention zu leisten. Insofern kann die Tatsache, dass die KJA einen posi-

tiven Faktor für die politische Bildung und Partizipation junger Menschen darstellt, 
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indem sie diese Bezüge über Alltagssituationen und -themen herzustellen vermag, 

empirisch gestützt werden. Festzuhalten ist in diesem Kontext, dass die auf Extre-

mismusprävention und Demokratieförderung bezogene Datenlage im Bereich der 

KJA sehr dünn ist und daher die Sachlage nicht in der notwendigen Tiefe untersucht 

werden konnte. Dennoch lässt sich festhalten, dass die durch die KJA geleistete 

Bildungsarbeit im Feld der Extremismusprävention und Demokratieförderung wei-

ter zu unterstützen ist. Das gilt insbesondere auch für die offene Kinder- und Ju-

gendarbeit als informeller Bildungs- und Sozialisationsort. 
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5 Gesamtfazit 

Der vorliegende Bericht hat eine Vielzahl von Daten genutzt, um Einstellungen 

junger Menschen zu Politik und Demokratie, speziell demokratiefeindliche Haltun-

gen und Überzeugungen sowie die Perspektive von Fach- und Lehrkräften – teil-

weise auch der Schüler:innen – in den Kontexten früher Bildung, Schule und Kin-

der- und Jugendarbeit zu beleuchten. Am Ende jedes Kapitels fasst ein Zwischen-

fazit die Befundlage kompakt zusammen, sodass hier auf eine entsprechende Wie-

derholung verzichtet werden kann. Zusammenfassend kann als Gesamtfazit der Se-

kundäranalysen festgehalten werden, dass die Ausgangslage in Deutschland für De-

mokratieförderung und Extremismusprävention nicht einheitlich, aber auch nicht 

„ungünstig“ ist. 

Bei den Befunden zu Einstellungen junger Menschen gegenüber Politik und Demo-

kratie (Kapitel 2) stehen die vergleichsweise hohen Werte von politischem Interesse, 

politischer Selbstwirksamkeit, Demokratiezufriedenheit und der Einschätzung der 

Wichtigkeit bzw. Bedeutung von Demokratie auf die Gestaltung und den Erhalt 

einer demokratischen Gesellschaft in Deutschland im Mittelpunkt der Studie. An-

dererseits findet sich auch eine Zunahme im Zuspruch zu einer autoritären Regie-

rungsführung und eine substanzielle Verbreitung von Verschwörungsgläubigkeit 

und interpersoneller Gewalt, hier festgemacht am Mobbing (Kapitel 3). Vor dem 

Hintergrund der hier ermittelten Daten zur Verbreitung ungünstiger Phänomene 

und zu Risikogruppen betreffen die im Folgenden aufgeführten Hinweise auf mög-

liche Bedarfslagen insbesondere Potenziale für die Entwicklung neuer oder passge-

nauerer Ansätze und Angebote, die auf neue oder veränderte Phänomene sowie auf 

bisher kaum beachtete oder bearbeitete Herausforderungen reagieren. 

Vor diesem Hintergrund lassen sich folgende kontext- und themenübergreifende 

Erkenntnisse als empirische Hinweise auf Bedarfe in den Bereichen Demokratieför-

derung, politische Bildung und Extremismusprävention aus den Sekundäranalysen 

ableiten: 

 Zunächst ist es wichtig festzuhalten, dass die vorliegenden Befunde deutlich 

zeigen, dass die Jugendphase die Lebensphase ist, in der Demokratieförderung 

und Extremismusprävention Erfolg versprechend sind. Wenn die Menschen äl-

ter werden, scheinen sich demokratie- und menschenfeindliche Einstellungen 

stärker zu verfestigen. Das wird deutlich, wenn betrachtet wird, dass junge Men-

schen verhältnismäßig (also im Vergleich zu älteren Menschen) geringe Werte 

haben bei Verschwörungsgläubigkeit, autoritärer Einstellung und Menschen-

feindlichkeit. Die Analysen haben das gezeigt. Wenn daraus nun Bedarfslagen 

abgeleitet werden können, dann kann festgehalten werden, dass der allgemeine 

Bedarf für Demokratieförderung und Extremismusprävention also darin liegt, 

durch die Implementierung von langfristig angelegten Maßnahmen in die Re-

gelstrukturen für Kinder und junge Menschen das Potenzial von noch nicht 

gefestigten Meinungen und Offenheit im Jugendalter auszunutzen. Die Lang-

fristigkeit ist ein entscheidender Punkt, der nicht nur durch theoretische Mo-

delle, sondern auch durch eine Vielzahl weiterer empirischer Studien bestätigt 

wird. Es zeigt sich, dass Radikalisierungsprozesse, aber auch der Aufbau einer 
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stabilen Identität meist über einen längeren Zeitraum erfolgen und die Lebens-

phase Jugend dafür entscheidend ist. 

 Politisches Interesse ist ein entscheidender Faktor für politische Partizipation 

und sollte in Demokratieförderprogrammen besonders berücksichtigt werden. 

Zwar sind junge Menschen in Deutschland weniger an politischen Themen in-

teressiert als die Älteren, doch ist dies teilweise auf einen allgemeinen Altersef-

fekt zurückzuführen. Das politische Interesse junger Menschen in Deutschland 

hat seit dem Jahr 2010 zugenommen, und Altersvergleiche innerhalb der 

Gruppe zeigen, dass das politische Interesse mit zunehmendem Alter wächst. 

Im internationalen Vergleich gibt es für junge Menschen in Deutschland keinen 

negativen Trend beim politischen Interesse, sodass nicht davon ausgegangen 

werden kann, dass sich junge Menschen von Politik distanzieren und nicht für 

Demokratie interessieren. 

 Damit zeigen die Befunde einen Bedarf an politischer Bildung und Demokra-

tieförderung an, die an altersspezifische Interessenslagen anknüpfen, auf alters-

spezifische Kompetenzen und Wissensbestände zugeschnitten sind, und die 

sich nicht auf Wissens- und Kompetenzvermittlung beschränken, sondern De-

mokratiebildung im weiteren Sinne umfassen. Die Befunde sprechen überdies 

für einen Bedarf nach gezielter politischer Bildung und Demokratieförderung 

für Mädchen, die empowernd wirkt und sowohl das politische Interesse als auch 

die politische Selbstwirksamkeit stärkt. 

 Politische Partizipation und gesellschaftliches Engagement sind entscheidend 

für die Demokratieförderung, da sie positiv mit einer positiven Grundeinstel-

lung zur Demokratie korrelieren. Für die Planung von Maßnahmen der Demo-

kratieförderung sind Informationen über die Situation des politischen und ge-

sellschaftlichen Engagements in Verbindung mit einer demokratischen Grund-

haltung bei jungen Menschen in Deutschland wichtig. Die Bereitschaft, sich po-

litisch und gesellschaftlich zu engagieren, scheint unabhängig von sozioökono-

mischen Kontextfaktoren in der frühen Jugendphase, im späteren Leben maß-

geblich von diesen Faktoren abzuhängen. Es wurde deutlich: Die Erfahrung 

von Armut entmutigt! Gerade die frühe Jugendphase sollte deshalb für die De-

mokratieförderung genutzt werden. Hier können vor allem über Schulen, aber 

auch über die Kinder- und Jugendarbeit noch alle Bevölkerungsgruppen erreicht 

werden. 

 In Deutschland ist ein positiver Trend bei der Wahlbeteiligung und anderen 

Formen der Partizipation zu verzeichnen, wobei sich das Verhältnis zwischen 

jungen und älteren Menschen in Bezug auf die Zufriedenheit mit der Demokra-

tie umkehrt. Dies deutet darauf hin, dass junge Menschen die aktuelle Regie-

rungsform skeptischer und die Fähigkeit des politischen Systems, die großen 

aktuellen Herausforderungen zu bewältigen, kritischer beurteilen. Es gibt je-

doch keine empirische Begründung für die Annahme, dass die abnehmende Zu-

friedenheit der Jugendlichen mit der Demokratie zu einer Ablehnung der De-

mokratie als alternativlose Staatsform führt. Dennoch erscheint es sinnvoll, in 

pädagogischen Kontexten im Rahmen der Beschäftigung mit Demokratie un-

terschiedliche Regierungs- und Staatsformen zu reflektieren und zu diskutieren. 
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 Die Befürwortung autoritärer Herrschaft wird als Indikator für Demokratie-

feindlichkeit herangezogen, wobei das in Kapitel 1 vorgestellte theoretische Mo-

dell die Annahme der Bedeutung dieses Phänomens für die Extremismusprä-

vention stützt. Die Ergebnisse zeigen, dass Personen jüngeren Alters autoritäre 

Regierungsformen seltener befürworten: die am stärksten gefährdete Ziel-

gruppe ist männlich, wohnt auf dem Land und verfügt über niedriges Bildungs-

niveau. Es bedarf daher Maßnahmen der Demokratieförderung und politischen 

Bildung, die die unterschiedlichen Bildungsstände junger Menschen, Geschlech-

terunterschiede und regionale Herausforderungen berücksichtigen und die the-

matisch auf diese spezifischen Zielgruppen zugeschnitten sind. Mit Blick auf die 

Stabilität autoritärer Einstellungen bietet das Jugendalter – mit noch wenig ver-

festigten Haltungen – günstige Bedingungen für Ansätze, die einer Verfestigung 

autoritärer Haltungen entgegenwirken. 

 Der Glaube an Verschwörungen ist ein weiterer wesentlicher Aspekt der De-

mokratiefeindlichkeit, wobei jüngere Menschen in geringerem Maße an Ver-

schwörungsmythen glauben als ältere. Dennoch haben entsprechende Ver-

schwörungserzählungen auch unter jungen Menschen substanzielle Verbreitung 

und sollten im Rahmen politischer Bildung explizit adressiert werden. Da diese 

Mythen vor allem durch soziale Medien, Blogs u. ä. Verbreitung finden, sind 

auch medienbezogene Bildungsangebote unerlässlich. Diese sollten stärker in 

die politische Bildung und Demokratieförderung integriert werden und auf ak-

tuelle Phänomene reagieren, Aufklärungsarbeit leisten und digitale Handlungs-

kompetenzen vermitteln, z. B. das Erkennen von Falschnachrichten. Das 

könnte beispielsweise über die intensive Beschäftigung mit (Qualitäts-)Journa-

lismus und Fact-Checking erfolgen, auch durch eigenes Erproben und Einüben 

journalistischer Arbeit. Diese Art der Förderung könnte dazu beitragen, auch 

im steigenden Alter (wenn Verschwörungsmythen durchschnittlich mehr Glau-

ben geschenkt wird) durch Medien- und Faktenkompetenz besser gegenüber 

Verschwörungsmythen immunisiert zu sein. 

 Mobbing ist ein Beispiel für Gewalt und Gewaltakzeptanz, insbesondere in der 

Lebensphase der Jugend. Die Studie kommt zum Ergebnis, dass Mobbing ein 

nicht zu unterschätzendes Problem darstellt und dass insbesondere junge Män-

ner und Migrantinnen sowie Migranten von sich selbst berichten, als Täter zu 

agieren. Junge Frauen geben öfter an, Opfer zu werden. 

 Auch wenn die Analyse verschiedener Formen von Gruppenbezogener Men-

schenfeindlichkeit zeigt, dass jüngere Vergleichsgruppen tendenziell niedrigere 

Werte aufweisen, insbesondere bei Islamfeindlichkeit, Antisemitismus und Ho-

mophobie, gilt dies nicht für junge Menschen, die sich dem rechten Rand des 

politischen Spektrums zuordnen. Präventionsbedarfe zeigen sich demnach ins-

besondere mit Blick auf Rechtsextremismus, wobei die Präventionsarbeit den-

noch bereits bei den deutlich weiter verbreiteten rechtspopulistischen Einstel-

lungen, z. B. Demokratieskepsis und verschiedene Formen Gruppenbezogener 

Menschenfeindlichkeit, ansetzen sollten. 
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 Extremismusprävention, Demokratieförderung und politische Bildung sind 

zentrale Aufgaben der Schule. Die Befunde vorliegender Studie können dahin-

gehend interpretiert werden, dass ein Bedarf an Weiterbildung in diesen The-

menbereichen besteht, insbesondere was die Vermittlung von Medienkompe-

tenz betrifft. Die in der Schule entstehenden sozialen Beziehungen spielen eine 

entscheidende Rolle bei der Herausbildung von Identitätsstrukturen und das 

positive Schulklima kann als Indikator für die positive Förderung dieser heran-

gezogen werden. Hier ist die Ausgangslage nicht als schlecht zu bezeichnen. 

Allerdings gilt es, Themen der Weltoffenheit und Interesse für andere Kulturen 

weiter zu fördern und bislang ruhende Potenziale zu wecken. 

 Auch Diskriminierung im Schulkontext sollte weiter untersucht werden. Die 

Befunde zeigen beispielsweise, dass Diskriminierungserfahrungen in der Schule 

insbesondere männliche Schüler und Schüler:innen aus sozial benachteiligten 

Verhältnissen betreffen. Alles in allem zeigen die auf Schule bezogenen Be-

funde, dass politische Bildung als wichtiger Bestandteil der Demokratieförde-

rung in der schulischen Regelversorgung sowohl als Unterrichtsfach als auch als 

fächerübergreifendes Prinzip im Rahmen einer demokratischen Schul- und Un-

terrichtskultur gestärkt werden sollte. 

 Die Analyse von Praxiskontexten in der frühkindlichen Bildung und in der Kin-

der- und Jugendarbeit zeigt die Bedeutung der Förderung demokratischer Prin-

zipien in der pädagogischen Praxis der Kinder- und Jugendhilfe. Zum Beispiel 

stimmt ein Drittel der Fachkräfte in der frühkindlichen Bildung zu, dass das 

Verständnis demokratischer Prinzipien für ihre pädagogische Praxis entschei-

dend ist, aber diese Kompetenz liegt nur im Mittelfeld aller zur Auswahl ste-

henden Kompetenzen. Dies ist als Hinweis darauf zu werten, dass es einen über-

geordneten Bedarf nach Fortbildung zur Demokratieförderung und Extremis-

musprävention bei Fachkräften in der Jugendhilfe gibt. 

 Projektförmigkeit und Befristung von Angeboten, Fachkräftemangel im päda-

gogischen Bereich sowie die eingeschränkte Ressourcenausstattung stellen 

Fachkräfte vor Herausforderungen, positiv im Bereich der Demokratieförde-

rung und Extremismusprävention wirken zu können. Um diesem Umstand ein 

Stück weit zu begegnen, ist eine ausreichende Finanzierung von begleiteten 

Daueraufgaben wie Supervision und Netzwerkarbeit als notwendige Bestand-

teile professionellen Handelns empfehlenswert. 

Mit dem hier vorliegenden Abschlussbericht der Sekundäranalysen im Projekt „Er-

mittlung von Bedarfslagen im Bereich Demokratieförderung und Extremismusprä-

vention“ wurde mittels Analyse vorliegender Datensätze eine empirische Grundlage 

für die Einschätzung und Ermittlung bestehender Bedarfe geschaffen. Für  

Entscheider:innen in Politik, politischer Administration und Fachpraxis kann ein 

solcher Überblick ein wichtiges Element von Bedarfsplanungen sein. Auch können 

die vorliegenden Befunde als Grundlage zur Identifizierung von Forschungslücken 

und zur Planung von Forschungsprojekten dienen. 
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9 Anhang 

Tab. D 1:  Liste der für die Sekundäranalysen verwendeten Datensätze 

Kurztitel Titel Organisa-

tion/Institut 

Zeit a Alter N b 

AiDA Aufwachsen in 

Deutschland: 

Alltagswelten 

Deutsches 

Jugendinstitut 

(DJI) 

2019–2021 12–27 >4 400 

ALLBUS Allgemeine 

Bevölkerungs-

umfrage der 

Sozialwissen-

schaften 

Leibniz-Institut 

für Sozialwis-

senschaften 

(GESIS) 

2006–2021 16–27 >350 

BEOKJA Befragung von 

Einrichtungen 

der Offenen 

Kinder- und 

Jugendarbeit 

DJI 2018 Fachkräfte >1 800 

BzTP Bevölkerungs-

befragung zum 

Thema Politik-

verdrossenheit 

Presse- und 

Informations-

amt der Bun-

desregierung 

(BPA) 

2020 16–27 >300 

CSES Comparative 

Study of  

Electoral  

Systems 

GESIS, Center 

for Political 

Studies (CBS), 

University of 

Michigan 

2019 18–27 >200 

ERiK Entwicklung 

von Rahmen-

bedingungen 

in der Kinder-

tagesbetreu-

ung 

DJI 2019 Fachkräfte >8 500 

ESS European 

Social Survey 

European 

Research  

Infrastructure 

Consortium 

2002–2020 15–27 >1 150 

GEN Z Generation Z BPA 2019–2021 14–24 >1 000 

GIP German  

Internet Panel 

Universität 

Mannheim 

2020 16–27 >550 

NEPS Nationales  

Bildungspanel 

NEPS-

Netzwerk mit 

dem Leibniz-

Institut für Bil-

dungsverläufe 

2016–2021 15–20 >700 
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Kurztitel Titel Organisa-

tion/Institut 

Zeit a Alter N b 

PISA S Programme for 

International 

Student  

Assessment  

(Students) 

Organisation 

für wirtschaftli-

che Zusam-

menarbeit und 

Entwicklung 

(OECD) 

2018 15–16 >5 000 

PISA T Programme for 

International 

Student  

Assessment 

(Teachers) 

OECD 2018 Lehrkräfte >2 800 

SOEP Sozioökonomi-

sches Panel 

Deutsches 

Institut für 

Wirtschaftsfor-

schung 

2014–2020 12–14 >1 000 

UWE UWE-

Befragung 

(Umwelt –  

Entwicklung – 

Wohlbefinden) 

Zentrum für in-

terdisziplinäre 

Regionalfor-

schung 

(ZEFIR) 

2019 11–18 >3 000 

ZJf Zukunft? Ju-

gend fragen! 

Umwelt  

Bundesamt 

2019 14–22 >1 000 

Quelle: Eigene Auflistung 

Anmerkungen: 

a Gemeint sind die Erhebungszeitpunkte bzw. der Zeitraum verschiedener Erhebungen, aus denen Daten in 
den Analysen Verwendung finden. 

b Fallzahlen beziehen sich auf die in Deutschland erhobenen Daten in der genannten Altersgruppe in der 
Spalte „Alter“. 
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Tab. D 2: Übersicht zu den verwendeten Skalen aus der PISA-Studie 

Variablen- 
namen 

Originaltext Übersetzung 

AWACOM Awareness of intercultural  
communication 

Sensibilität für interkulturelle Kommunikation 

DISCRIM Discriminating school climate Diskriminierendes Schulklima 

GFOFAIL General fear of failure Allgemeine Angst vor Versagen 

GLOBMIND Global-mindedness Weltoffenheit 

JOYREAD Joy/Like reading Freude/Lust am Lesen 

ATTIMMP Parents’ attitudes towards  
immigrants 

Einstellung der Eltern gegenüber Einwanderern 

GCAWAREP Parents’ awareness of global 
issues 

Bewusstsein der Eltern für globale Themen 

EMOSUPP Parents’ emotional support Emotionale Unterstützung durch die Eltern 

INTCULTP Parents’ interest in learning 
about other cultures 

Interesse der Eltern am Kennenlernen anderer 
Kulturen 

PQSCHOOL Parents’ perceived school quality Von den Eltern wahrgenommene Qualität der 
Schule 

TEACHINT Perceived teacher’s interest Wahrgenommenes Interesse der Lehrer 

PERCOMP Perception of competitiveness at 
school 

Wahrnehmung des Wettbewerbs in der Schule 

RESPECT Respect for people from other 
cultures 

Respekt für Menschen aus anderen Kulturen 

PASCHPOL School policies for parental  
involvement 

Schulpolitische Maßnahmen zur Beteiligung der 
Eltern 

GCSELFEFF Self-efficacy regarding global  
issues 

Selbstwirksamkeit in Bezug auf globale Themen 

ATTIMM Student’s attitudes towards  
immigrants 

Einstellung der Schüler gegenüber Einwanderern 

GCAWARE Student’s awareness of global 
issues 

Bewusstsein der Schüler für globale Themen 

INTCULT Student’s interest in learning 
about other cultures 

Interesse der Schüler am Lernen über andere 
Kulturen 

BELONG Subjective well-being: Sense of 
belonging to school 

Subjektives Wohlbefinden: Gefühl der Zugehörig-
keit zur Schule 

Quelle:  Eigene Auflistung auf Basis der Daten der PISA-Studie (2018) 

Anmerkungen: Eine detaillierte Aufschlüsselung der einzelnen Skalen liefert das Skalenhandbuch der PISA-Studie 
(Mang u. a. 2021) 
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Tab. D 3:  Index „Social Activity“ 

Index: MW = 2.83, SD = 3.02, n = 4 342 

„Im Folgenden werden verschiedene Organisationen und Vereine aufgelistet. Gehen Sie diese bitte 
durch und geben Sie an, was zurzeit auf Sie zutrifft.“ 

Wertebereich 0–27, 
Anteile in % 

1. Ich bin kein 
Mitglied  
(Wert=0) 

2. Ich bin passives 
Mitglied 
(Wert=1) 

3. Ich bin aktives 
Mitglied  
(Wert=3) 

Sport-, Musik- oder  
Kulturverein, sonstige 
Hobbyvereinigung 

53.0 13.8 33.2 

Menschenrechts-.  
Umwelt- oder Tier-
schutzverein 

86.2 11.4 2.4 

Wohltätigkeitsverein  
oder Hilfsorganisation 

77.9 16.0 6.2 

Religiöse oder kirchli-
che Organisation 

75.3 16.5 8.2 

Jugend-. Eltern- oder 
Seniorenvereinigung 

93.8 2.9 3.3 

Bürgerinitiative 95.9 2.3 1.8 

Berufsverband 85.3 11.1 3.6 

Gewerkschaft 85.2 10.9 3.9 

Politische Partei 94.4 3.2 2.5 

Datenbasis: GIP 

Anmerkungen: MW = arithmetischer Mittelwert; SD = Standardabweichung; n = Anzahl der Befragten. Es wurde ein 
additiver Index aus den 0, 1 und 3 codierten Einzelitems erstellt, d. h., hohe Werte des Indexes stehen für ein hohes 
Maß an sozialer Aktivität. 

Tab. D 4:  Index Politische Partizipation (ESS) 

Additiver Index: MW = .70; SD = .96; n = 285 578 

„Es gibt verschiedene Möglichkeiten, mit denen man versuchen kann, etwas in Deutschland zu verbes-
sern oder zu verhindern, dass sich etwas verschlechtert. Haben Sie im Verlauf der letzten 12 Monate...“ 

Wertebereich: 0–4 % genannt 

…ein Abzeichen oder einen Aufkleber einer politischen Kampagne getragen oder irgendwo 
befestigt? 

8.7 

…bestimmte Produkte boykottiert? 20.3 

...Kontakt zu einem Politiker oder einer Amtsperson auf Bundes-, Landes- oder Kommunal-
ebene aufgenommen? 

15.3 

…sich an einer Unterschriftensammlung beteiligt? 26.2 

Datenbasis: ESS 

Anmerkungen: MW = arithmetischer Mittelwert; SD = Standardabweichung; n = Anzahl der Befragten. Es wurde ein 
additiver Index aus den 0–1 codierten Einzelitems erstellt, d. h., hohe Werte des Indexes stehen für ein hohes Maß an 
politischer Partizipation. 
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Tab. D 5: Index Politische Partizipation (GEN Z) 

Additiver Index: MW = 3.17; SD = 2.05; n = 650 

„Auf der folgenden Liste finden Sie verschiedene Möglichkeiten, sich politisch bzw. gesellschaftlich zu 
engagieren und einzusetzen. Bitte geben Sie an, was Sie davon in den letzten 12 Monaten gemacht ha-
ben.“ 

Wertebereich: 0–10 % genannt 

Ich habe an einer Wahl teilgenommen. 69.5 

Ich habe mich mit anderen über Politik unterhalten. 62.5 

Ich habe mich darüber informiert, was in der Politik so passiert. 58.5 

Ich habe mich an einer Unterschriftenaktion/Online-Petition beteiligt. 32.3 

Ich habe aus politischen oder ökologischen Gründen bestimmte Waren und Produkte  
boykottiert. 

26.3 

Ich habe Kommentare in sozialen Netzwerken/in Online-Foren zu politischen Themen 
gepostet. 

14.8 

Ich habe an Kundgebungen oder Demonstrationen teilgenommen. 12.6 

Ich habe Partei-/Wahlkampfveranstaltungen besucht. 8.3 

Ich habe mich in einer anderen politischen Organisation oder politischen Bewegung 
engagiert. 

4.7 

Ich habe mich in einer Partei engagiert. 3.6 

Datenbasis: GEN Z 

Anmerkungen: MW = arithmetischer Mittelwert; SD = Standardabweichung; n = Anzahl der Befragten. Es wurde ein 
additiver Index aus den 0–1 codierten Einzelitems erstellt, d. h., hohe Werte des Indexes stehen für ein hohes Maß an 
politischer Partizipation. 

Tab. D 6: Index „gesellschaftliches Engagement“ 

Index: MW = 5.03; SD = 2.28; n = 1 007 

Prozent genannt Ja Nein 

Online-Aktionen und Online-Petitionen unterstützt 57.8 42.2 

An Demonstrationen teilgenommen 34.1 66.9 

In einer Natur- oder Umweltschutzgruppe mitgearbeitet 21.2 80.9 

In einer Partei aktiv gewesen 10.8 92.2 

Aktionstage organisiert 14.8 89.2 

Mich vegetarisch oder vegan ernährt 39.8 65.2 

Bewusst auf eine Flugreise verzichtet 33.8 72.2 

Kleidung gebraucht gekauft 57.3 49.7 

Produkte aus biologischem Anbau gekauft 79.2 28.9 

Bewusst auf Plastikverpackungen verzichtet 73.5 35.5 

Dinge geliehen oder mit anderen geteilt 81.0 29.0 

Datenbasis: ZfJ 

Anmerkungen: M = arithmetischer Mittelwert; SD = Standardabweichung; n = Anzahl der Befragten. Abgefragt wird das 
„ausgeführte politische und gesellschaftliche Engagement“ durch die Frage: „Es gibt viele Möglichkeiten, wie sich 
junge Leute (und andere) für Umwelt- und Klimaschutz engagieren können. Wie ist das bei Dir? Hast Du die folgenden 
Dinge schon einmal gemacht?“ Antworten sind in Prozentwerten angegeben. Es wurde ein additiver Index mit einem 
Wertebereich von 0 bis 11 gebildet mit 0 = „gar kein Engagement“ und 11 = „maximales Engagement“. 
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Tab. D 7: Regressionsmodelle zur Prädiktion demokratierelevanter Merkmale 

2020, standardisierte Koeffizienten 

Model 
N = 36 204 

(1) 
PA 

(2) 
ZU 

(3) 
SW 

(4) 
WI 

(5) 
PI 

(6) 
II 

(7) 
LR 

(8) 
VI 

Partizipation (PA) −  .23 .11 .23  -.14  

Zufriedenheit Demokratie (ZU) -.06 −  .12   .07 .56 

Politische Selbstwirksamkeitserwartung (SW) .25 1 − 003 .25   .06 

Wichtigkeit Demokratie (WI) .10 .08  − .11    

Politisches Interesse (PI) .25  .27 .14 − .18  .06 

Intensität Information (II) 6    .13 −   

Links-Rechts Schema (LR) -.11      −  

Vertrauen in Institutionen (VI) 033 .59 .09  .09   − 

Vertrauen in Mitmenschen .06       .20 

Lebenszufriedenheit  .14  .09   .10 .06 

Geschlecht (1 = weiblich)   -.09  -.10  -.06  

Alter bis 21 (Ref. über 31)   .07  -.07 -.06   

Alter 21 bis 31 (Ref. über 31)   .05  -.09 -.05   

Migrationshintergrund         

Bildung   .06      

Einkommen   .07 .05  -.07   

Deutschland (Ref. Europa)  .08 .11 .06 .08 -.06 -.12  

korr. R2 .24 .48 .28 .13 .32 .05 .06 .50 

Quelle:  Eigene Darstellung auf Basis des ESS (2020) 

Tab. D 8: Index politische Selbstwirksamkeitserwartung (ZJf) 

Index: MW = 2.40, SD = .55, n = 883, α = .59 

„Nun geht es um weitere Einschätzungen zu politischen Fragen. Inwieweit stimmst Du der jeweiligen 
Aussage zu?“ 

Wertebereich 1–4 , Anteile in % Stimme 
voll und 
ganz zu 

Stimme 
eher zu 

Stimme 
eher zu 

Stimme 
überhaupt 

nicht zu 

(1) Wichtige politische Fragen kann ich gut 
verstehen und einschätzen.  

17.1 50.7 26.4 5.8 

(2) Die Politikerinnen und Politiker küm-
mern sich darum, was die Leute denken. 

3.4 20.3 50.7 25.6 

(3) Ich traue mir zu, mich an einem Ge-
spräch über politische Fragen aktiv zu 
beteiligen. 

20.3 40.5 29.2 10.0 

(4) Die Politikerinnen und Politiker bemü-
hen sich um einen engen Kontakt zur 
Bevölkerung. 

4.2 20.1 49.5 26.3 

Datenbasis: ZfF 

Anmerkungen: MW = arithmetischer Mittelwert; SD = Standardabweichung; n = Anzahl der Befragten; α = Cronbachs 
Alpha. Die Antworten sind in Prozentwerten angegeben. Die Kategorie „Weiß nicht“ wurde bei der Index-Bildung aus-
geschlossen. Wertebereich von 1 = „Stimme voll zu“ bis 4 = „Stimme überhaupt nicht zu“, daher wurden alle Items re-
codiert, d. h., hohe Werte des Indexes stehen für ein hohes Maß an politischer Selbstwirksamkeitserwartung. 
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Tab. D 9: Index Vertrauen in Institutionen 2019 und 2021 

2019: MW = 2.45, SD = .52, n = 803, α = .79 
2021: MW = 2.52, SD = .48; n = 939, α = .71 

„Wie stark ist jeweils das Vertrauen, dass Sie dieser Organisation oder Institution entgegenbringen?“ 

Wertebereich 1–4, Anteile in % Jahr Sehr 
stark 

Eher 
stark 

Weniger 
stark 

Über-
haupt 
nicht 

Weiß 
nicht 

Justiz, also die Gerichte 2019 15.7 42.7 29.5 7.2 4.9 

 2021 18.1 50.2 24.7 4.9 2.2 

Umwelt- und Hilfsorganisation wie 
Greenpeace oder Amnesty 
International 

2019 13.6 37.7 26.7 13.1 8.9 

 2021 11.2 37.6 32.9 15.2 3.2 

Bundesregierung 2019 4.4 29.7 42.1 16.8 7.1 

 2021 7.1 40.4 38.5 11.1 3.0 

Bundestag 2019 5.1 27.1 42.3 16.4 9.2 

 2021 6.2 40.4 40.0 9.4 4.0 

Polizei 2019 21.1 49.4 22.2 5.5 1.9 

 2021 21.4 48.1 23.2 6.4 .9 

Kirchen 2019 3.2 13.1 28.1 47.9 7.7 

 2021 3.4 12.3 37.3 44.4 2.5 

Schule/Hochschule 2019 12.2 50.4 27.9 5.4 4.1 

 2021 13.8 57.8 23.4 3.5 1.5 

Datenbasis: GEN Z 

Anmerkungen: MW = arithmetischer Mittelwert; SD = Standardabweichung; n = Anzahl der Befragten; α = Cronbachs 
Alpha. Der Index „Vertrauen in Institutionen 2019“ basiert auf Items, die abfragten: „Im Folgenden sehen Sie verschie-
dene Organisationen bzw. Institutionen: Wie stark ist jeweils das Vertrauen, dass Sie dieser Organisation oder Institu-
tion entgegenbringen?“ Die Antworten sind in Prozentwerten angegeben. Die Kategorie „Weiß nicht“ wurde bei der 
Index-Bildung ausgeschlossen. Wertebereich von 1 = „Sehr stark“ bis 4 = „Überhaupt nicht“, daher wurden alle Items 
recodiert, d. h. hohe Werte des Index stehen für ein hohes Maß an Vertrauen in Institutionen. 
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Tab. D 10: Index Politikverdrossenheit 

Index: MW = 2.77, SD = .46; n = 677; α = .73 

„Im Folgenden sehen Sie verschiedene Aussagen zur Politik in Deutschland. Bitte geben Sie jeweils 
an, inwieweit Sie diesen Aussagen zustimmen.“ 

Wertebereich 1–4,  
Anteile in % 

Stimme 
voll und 
ganz zu 

Stimme 
eher zu 

Stimme 
eher nicht 

zu 

Stimme 
überhaupt 

nicht zu 

Weiß 
nicht 

(1) Die Politik nimmt die Sorgen 
junger Menschen ernst. 

3.4 12.0 49.2 31.2 4.2 

(2) Politiker*innen benutzen 
eine Sprache, die für mich 
fremd und unverständlich ist. 

13.8 39.0 30.4 13.2 3.6 

(3) In politischen Talkshows 
kommen häufig junge Men-
schen zu Wort. 

2.0 17.0 46.8 16.0 18.2 

(4) Entscheidungsprozesse in 
der Politik sind für mich meis-
tens nicht nachvollziehbar. 

17.2 46.1 25.9 5.6 5.2 

(5) Die Politik kümmert sich um 
die wirklich wichtigen Probleme. 

2.4 16.7 47.6 29.2 4.1 

(6) Die Menschen haben genug 
Möglichkeiten, auf die Politik 
Einfluss zu nehmen. 

6.0 23.3 46.6 19.8 4.4 

(7) Es gibt keine Partei, deren 
Angebot mich überzeugt. 

17.6 33.3 29.7 11.1 8.3 

(8) Politik hat mit meinem Leben 
nichts zu tun. 

8.9 18.5 36.8 30.6 5.3 

(9) Den Parteien geht es nur um 
Macht. 

31.1 40.7 19.8 2.3 6.2 

Datenbasis: GEN Z 

Anmerkungen: MW = arithmetischer Mittelwert; SD = Standardabweichung; n = Anzahl der Befragten; α = Cronbachs 
Alpha. Abgefragt wurden für den Index „Politikverdrossenheit“ die Einstellungen zu Politik und Gesellschaft durch die 
Frage: „Im Folgenden sehen Sie verschiedene Aussagen zur Politik in Deutschland. Bitte geben Sie jeweils an, inwie-
weit Sie diesen Aussagen zustimmen.“ Die Antworten sind in Prozentwerten angegeben. Die Kategorie „Weiß nicht“ 
wurde bei der Index-Bildung ausgeschlossen. Wertebereich von 1 = „Stimme voll zu“ bis 4 = „Stimme überhaupt nicht 
zu“, daher wurden die Items 2, 4, 7, 8 und 9 recodiert, d. h., hohe Werte des Indexes stehen für ein hohes Maß an Po-
litikverdrossenheit. 

Tab. D 11: Index „Pro Demokratie“ 

Index: MW = 3.30, SD = .53, n = 878, α = .61 

„Zu gesellschaftlichen und politischen Fragen kann man unterschiedlicher Meinung sein. Bitte gib für 
jede Aussage an, inwieweit Du dieser zustimmst.“ 

Wertebereich 1–4,  
Anteile in % 

Stimme 
voll und 
ganz zu 

Stimme 
eher zu 

Stimme 
eher nicht 

zu 

Stimme 
überhaupt 

nicht zu 

Weiß 
nicht 

(1) Mir ist es sehr wichtig, in  
einer Demokratie zu leben. 

62.6 26.5 5.8 1.1 4.0 

(2) Ich finde gut, dass es die  
Europäische Union gibt. 

39.0 40.7 7.9 3.2 9.2 

(3) Ich finde es wichtig, an  
Wahlen teilzunehmen. 

58.5 26.8 9.0 2.7 3.0 

(4) Politik interessiert mich 
eigentlich nicht. 

9.5 26.2 35.5 26.0 2.8 

Datenbasis: ZfF 

Anmerkungen: MW = arithmetischer Mittelwert; SD = Standardabweichung; n = Anzahl der Befragten; α = Cronbachs 
Alpha. Die Antworten sind in Prozentwerten angegeben. Die Kategorie „Weiß nicht“ wurde bei der Index-Bildung aus-
geschlossen. Wertebereich von 1 = „Stimme voll zu“ bis 4 = „Stimme überhaupt nicht zu“, daher wurden die Items 
1 bis 3 recodiert, d. h., hohe Werte des Indexes stehen für ein hohes Maß an Zustimmung zu demokratischen Prinzi-
pien und Institutionen sowie politischem Interesse. 
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Tab. D 12: Index Verschwörungsglaube 

Index: MW = 2.91, SD = 1.02, n = 2.015 α= .71 

„Geben Sie an, inwieweit Sie folgenden Aussagen zustimmen.“ 

Wertebereich 1–5  
Anteile in % 

Stimme voll 
und ganz zu 

Stimme 
eher zu 

Weder 
noch 

Stimme  
eher 

nicht zu 

Stimme über-
haupt nicht 

zu 

(1) Flüchtlingszuwanderung ist 
eine Strategie, um das deut-
sche Volk abzuschaffen. 

11.0 19.2 27.9 41.5 .4 

(2) Durch den Einfluss des  
Menschen verändert sich das 
Klima auf unserer Erde. 

58.0 32.6 7.2 1.8 .3 

(3) Radio, Fernsehen und  
Zeitungen verschweigen auf 
Druck der Bundesregierung 
wichtige Tatsachen. 

20.9 38.1 26.8 14.0 .2 

(4) In Deutschland kann man 
seine Meinung immer frei  
äußern, ohne Probleme zu  
bekommen. 

18.7 36.0 29.4 15.8 .2 

Datenbasis: BzTP 

Anmerkungen: MW = arithmetischer Mittelwert, SD = Standardabweichung, n = Anzahl der Befragten, α = Cronbachs 
Alpha. Angegeben sind die Anteile der Antworten in Prozent. Wertebereich von 1 = „Stimme voll zu“ bis 5 = „Stimme 
gar nicht zu“, zur Indexerstellung wurden die Items 1, 2, und 4 recodiert, d. h., hohe Werte des Indexes stehen für ein 
hohes Maß an Verschwörungsgläubigkeit. 

Tab. D 13: Index „Negative Out Group Attitude“ 

Index: MW = 2.92, SD = .91, n = 58739, α = .75 

„Inwiefern stimmen Sie folgenden Aussagen zu?“ 

Wertebereich 1–5,  
Anteile in % 

Stimme voll 
und ganz zu 

Stimme  
eher zu 

Weder 
noch 

Stimme  
eher 

nicht zu 

Stimme über-
haupt nicht 

zu 

(1) Minderheiten sollten ihre 
Bräuche und Tradition der Mehr-
heitsgesellschaft anpassen. 

28.0 35.2 16.1 13.6 7.1 

(2) Minderheiten sollten sich dem 
Willen der Mehrheit unterordnen. 

11.8 22.5 20.7 25.6 19.4 

(3) Einwanderung ist gut für die 
Wirtschaft. 

16.1 34.5 22.6 16.6 10.1 

(4) Einwanderung schadet der 
Kultur des Einwanderungslandes. 

10.0 17.4 18.1 29.4 25.1 

(5) Einwanderung führt zu 
höherer Kriminalität. 

13.9 22.6 21.1 22.6 19.9 

Datenbasis: CSES 

Anmerkungen: MW = arithmetischer Mittelwert; SD = Standardabweichung; n = Anzahl der Befragten; α = Cronbachs 
Alpha. Die Antworten sind in Prozentwerten angegeben. Wertebereich von 1 = „Stimme voll zu“ bis 5 = „Stimme über-
haupt nicht zu“, daher wurden die Items 1, 2, 4 und 5 recodiert, d. h., hohe Werte des Indexes stehen für eine positive 
Einstellung gegenüber Einwanderung und Minderheiten. 
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Tab. D 14: Index Islamfeindlichkeit 

2021: MW = 4.04, SD = 1.64, n = 2 863, α = .82 

„Stimmen Sie folgenden Aussagen zu?“ 

 1 = „Stimme überhaupt nicht zu“ bis 7 = „Stimme voll und ganz zu“ 

Wertebereich: 
1–7  

1 2 3 4 5 6 7 

(1) Die Ausübung des islamischen Glaubens in 
Deutschland sollte eingeschränkt werden. 

28.1 12.1 8.3 14.7 10.8 9.2 16.7 

(2) Der Islam passt in die deutsche Gesellschaft. 5.4 5.9 8.0 17.0 15.3 17.8 30.6 

(3) Die Anwesenheit von Muslimen in Deutschland 
führt zu Konflikten. 

7.4 10.3 11.3 20.2 18.7 13.9 18.5 

(4) Islamische Gemeinschaften sollten vom Staat  
beobachtet werden. 

10.7 11.3 9.3 17.4 14.7 13.7 22.8 

(5) Ich hätte nichts gegen einen muslimischen Bürger-
meister in meiner Gemeinde. 

19.5 10.5 8.6 13.7 7.4 10.2 30.0 

(6) Ich habe den Eindruck, dass unter den in Deutsch-
land lebenden Muslimen viele religiöse Fanatiker 
sind. 

9.0 16.9 12.0 14.7 13.8 13.5 20.1 

Datenbasis: ALLBUS 

Anmerkungen: MW = arithmetischer Mittelwert, SD = Standardabweichung, n = Anzahl der Befragten, α = Cronbachs 
Alpha. Angegeben ist der Anteilswert in Prozent. Wertebereich 1 = „Stimme überhaupt nicht zu“ bis 7 = „Stimme voll 
und ganz zu“, daher wurden für die Index-Bildung die Items 2 und 5 recodiert, d. h., hohe Werte des Indexes stehen 
für ein hohes Maß an Islamfeindlichkeit. 

Tab. D 15: Index Antisemitismus 

2021: MW = 2.29, SD = 1.27, n = 2.470, α = .66 

„Stimmen Sie folgenden Aussagen zu?“ 

 1 = „Stimme überhaupt nicht zu“ bis 7 = „Stimme voll und ganz zu“ 

Wertebereich: 
1–7  

1 2 3 4 5 6 7 

(1) Juden haben auf der Welt zu viel Einfluss. 36.2 14.3 3.6 16.5 10.0 6.0 7.4 

(2) Mich beschämt, dass Deutsche so viele Verbrechen 
an den Juden begangen haben. 

6.2 3.5 3.6 7.8 9.1 15.3 54.5 

(3) Viele Juden versuchen, aus der Vergangenheit des 
Dritten Reiches heute ihren Vorteil zu ziehen und die 
Deutschen dafür zahlen zu lassen. 

20.3 13.4 9.1 16.5 13.7 11.2 15.8 

(4) Durch ihr Verhalten sind die Juden an ihren  
Verfolgungen nicht ganz unschuldig. 

53.6 14.1 6.9 11.2 6.1 3.7 4.4 

Datenbasis: ALLBUS 

Anmerkungen: MW = arithmetischer Mittelwert, SD = Standardabweichung, n = Anzahl der Befragten, α = Cronbachs 
Alpha. Angegeben ist der Anteilswert in Prozent. Wertebereich 1 = „Stimme überhaupt nicht zu“ bis 7 = „Stimme voll 
und ganz zu“, daher wurde für die Index-Bildung das Item 2 recodiert, d. h., hohe Werte des Indexes stehen für ein 
hohes Maß an Antisemitismus. 
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Tab. D 16: Index Homophobie 

Deutschland 2020: MW = 1.88, SD = .86, n = 8.525, α = .82 

„Inwieweit stimmen Sie folgenden Aussagen zu?“ 

Wertebereich 1–5,  
Anteile in % 

Stimme 
voll und 
ganz zu 

Stimme 
eher zu 

Weder 
noch 

Stimme  
eher 

nicht zu 

Stimme 
überhaupt 

nicht zu 

(1) Schwule und Lesben sollten ihr 
Leben so führen dürfen, wie sie es 
wollen. 

32.3 35.8 14.8 9.4 7.8 

(2) Schwule und lesbische Paare 
sollten die gleichen Rechte haben, 
Kinder zu adoptieren, wie Paare, die 
aus Mann und Frau bestehen. 

22.2 22.9 16.8 18.0 20.1 

(3) Wenn ein nahes Familienmitglied 
schwul oder lesbisch wäre, würde 
ich mich schämen. 

7.0 11.3 16.4 25.1 40.3 

Datenbasis: ESS  

Anmerkungen: MW = arithmetischer Mittelwert, SD = Standardabweichung, n = Anzahl der Befragten, α = Cronbachs 
Alpha. Die Antworten sind in Prozentwerten angegeben. Wertebereich von 1 = „Stimme voll zu“ bis 5 = „Stimme über-
haupt nicht zu“, daher wurde das Item 3 recodiert, d. h., hohe Werte des Indexes stehen für ein hohes Maß an Homo-
phobie. 

Tab. D 17: Index Sozialdarwinismus 

2021: MW = 2.22; SD = .69; n = 5.068; α = .68 

„Stimmen Sie folgenden Aussagen zu?“ 

Wertebereich 1–4 Stimme 
voll zu 

Stimme 
eher zu 

Stimme  
eher 

nicht zu 

Stimme 
gar nicht 

zu 

(1) Nur wenn die Unterschiede im Einkommen und 
im sozialen Ansehen groß genug sind, gibt es auch 
einen Anreiz für persönliche Leistungen. 

14.3 32.2 36.5 16.9 

(2) Die Rangunterschiede zwischen den Men-
schen sind akzeptabel, weil sie im Wesentlichen 
ausdrücken, was man aus den Chancen, die man 
hatte, gemacht hat. 

18.9 34.1 37.4 12.6 

(3) Ich finde die sozialen Unterschiede in  
unserem Land im Großen und Ganzen gerecht. 

27.3 43.9 23.4 5.5 

Datenbasis: ALLBUS 2021 

Anmerkungen: MW = arithmetischer Mittelwert, SD = Standardabweichung, n = Anzahl der Befragten, α = Cronbachs 
Alpha. Die Antworten sind in Prozentwerten angegeben. Wertebereich von 1 = „Stimme voll zu“ bis 4 = „Stimme gar 
nicht zu“, daher wurden alle Items recodiert, d. h., hohe Werte auf dem Index stehen für ein hohes Maß an Sozialdar-
winismus. 
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